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GESETZBLATT
FÜR BADEN-WÜRTTEMBERG

Gesetz zur Änderung 
des Landesbeamtengesetzes und 

des Landesrichtergesetzes

Vom 17. Dezember 2009

Der Landtag hat am 17. Dezember 2009 das folgende
Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Landesbeamtengesetzes

Das Landesbeamtengesetz in der Fassung vom 19. März
1996 (GBl. S. 286), zuletzt geändert durch Artikel 4 des
Gesetzes vom 3. Dezember 2008 (GBl. S. 435, 457),
wird wie folgt geändert:

§ 153 h Abs.1 wird wie folgt geändert:

1. In Nummer 2 wird das Komma durch das Wort »und«
ersetzt.

2. Nummer 3 wird gestrichen.

3. Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 3.

Artikel 2

Änderung des Landesrichtergesetzes

Das Landesrichtergesetz in der Fassung vom 22. Mai
2000 (GBl. S. 504), zuletzt geändert durch Artikel 14 des
Gesetzes vom 14. Oktober 2008 (GBl. S. 343, 356), wird
wie folgt geändert:

§ 7 c wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 Nr. 3 werden die Worte »mindestens drei
Jahre vollzeitbeschäftigt« durch die Worte »drei
Jahre mindestens teilzeitbeschäftigt« ersetzt.

b) In Satz 1 Nr. 3 wird das Komma durch das Wort
»und« ersetzt.

c) Satz 1 Nr. 4 wird gestrichen.

d) Der bisherige Satz 1 Nr. 5 wird Satz 1 Nr. 4.

e) Satz 2 wird gestrichen.

2. Absatz 3 wird aufgehoben.

3. Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3.
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Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2010 in Kraft. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist
zu verkünden.

stuttgart, den 17. Dezember 2009

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Oettinger
Prof. Dr. Goll Rech

Rau Stächele
Pfister Hauk

Dr. Stolz

Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie
2007/2/EG des Europäischen Parlaments und

des Rates (INSPIRE) sowie zur Änderung
bodenschutzrechtlicher, wasserrechtlicher

und abfallrechtlicher Vorschriften

Vom 17. Dezember 2009

Der Landtag hat am 17. Dezember 2009 das folgende
Gesetz beschlossen:

Artikel 11

Gesetz über den Zugang zu digitalen Geodaten 
für Baden-Württemberg 

(Landesgeodatenzugangsgesetz – LGeoZG)

A b s c h n i t t  1

Z i e l  u n d  A n w e n d u n g s b e r e i c h

§ 1

Ziel des Gesetzes

Dieses Gesetz dient dem Aufbau einer Geodateninfra-
struktur Baden-Württemberg als Teil der nationalen Geo-
dateninfrastruktur. Es schafft den rechtlichen Rahmen
für

1. den Zugang zu Geodaten, Geodatendiensten und Me-
tadaten von geodatenhaltenden Stellen sowie

2. die Nutzung dieser Daten und Dienste, insbesondere
für Maßnahmen, die Auswirkungen auf die Umwelt
haben können.

§ 2

Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für geodatenhaltende Stellen des
Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände, der
Landkreise und der unter ihrer Aufsicht stehenden juris-
tischen Personen des öffentlichen Rechts.

(2) Natürliche und juristische Personen des Privatrechts
können Geodaten und Metadaten über das Geoportal
nach § 10 Abs. 2 bereitstellen, wenn sie sich verpflichten,
diese Daten nach den Bestimmungen dieses Gesetzes be-
reitzustellen und hierfür die technischen Voraussetzun-
gen zu schaffen.

(3) Dieses Gesetz gilt auch für Geodatendienste, die sich
auf Daten beziehen, die in den Geodaten enthalten sind,
auf die dieses Gesetz Anwendung findet.

A b s c h n i t t  2

B e g r i f f s b e s t i m m u n g e n

§ 3

Allgemeine Begriffe

(1) Geodaten sind alle Daten mit direktem oder indirek-
tem Bezug zu einem bestimmten Standort oder geografi-
schen Gebiet.

(2) Metadaten sind Informationen, die Geodaten oder
Geodatendienste beschreiben und es ermöglichen, Geo-
daten und Geodatendienste zu ermitteln, in Verzeichnisse
aufzunehmen und zu nutzen.

(3) Geodatendienste sind vernetzbare Anwendungen,
welche Geodaten und Metadaten in strukturierter Form
zugänglich machen. Dies sind im Einzelnen:

1. Suchdienste, die es ermöglichen, auf der Grundlage
des Inhalts entsprechender Metadaten nach Geodaten
und Geodatendiensten zu suchen und den Inhalt der
Metadaten anzuzeigen,

2. Darstellungsdienste, die es zumindest ermöglichen,
darstellbare Geodaten anzuzeigen, in ihnen zu navi-
gieren, sie zu vergrößern oder zu verkleinern, zu ver-
schieben, Daten zu überlagern sowie Informationen
aus Legenden und sonstige relevante Inhalte von Me-
tadaten anzuzeigen,

3. Dienste, die das Herunterladen und, wenn durchführ-
bar, den direkten Zugriff auf Kopien von Geodaten er-
möglichen (Downloaddienste),

4. Transformationsdienste zur geodätischen Umwand-
lung von Geodaten.

(4) Interoperabilität ist die Kombinierbarkeit von Daten
beziehungsweise die Kombinierbarkeit und Interaktions-
fähigkeit verschiedener Systeme und Techniken unter
Einhaltung gemeinsamer Standards.

(5) Geodateninfrastruktur ist eine Infrastruktur beste-
hend aus Geodaten, Metadaten und Geodatendiensten,
Netzdiensten und -technologien, Vereinbarungen über

1 Artikel 1 dieses Gesetzes dient der Umsetzung der Richtlinie 2007/
2/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. März 2007
zur Schaffung einer Geodateninfrastruktur in der Europäischen Ge-
meinschaft – INSPIRE – (ABl. L 108 vom 25. April 2007, S.1).



gemeinsame Nutzung, über Zugang und Verwendung so-
wie Koordinierungs- und Überwachungsmechanismen, 
-prozesse und -verfahren mit dem Ziel, Geodaten ver-
schiedener Herkunft interoperabel verfügbar zu machen.

(6) Geoportal ist eine elektronische Kommunikations-,
Transaktions- und Interaktionsplattform, die über Geo-
datendienste und weitere Netzdienste den Zugang zu den
Geodaten ermöglicht.

(7) Netzdienste sind netzbasierte Anwendungen zur
Kommunikation, Transaktion und Interaktion.

(8) Geodatenhaltende Stellen im Sinne dieses Gesetzes
sind 

1. die Landesregierung und andere Stellen der öffent-
lichen Verwaltung einschließlich öffentlicher beraten-
der Gremien. Die beratenden Gremien gelten als Teil
der Stelle, die deren Mitglieder beruft. Zu den geoda-
tenhaltenden Stellen gehören nicht

a) die obersten Landesbehörden, soweit sie im Rah-
men der Gesetzgebung oder beim Erlass von
Rechtsverordnungen tätig werden, und 

b) Gerichte des Landes, soweit sie nicht Aufgaben der
öffentlichen Verwaltung wahrnehmen; 

2. natürliche oder juristische Personen des Privatrechts,
soweit sie öffentliche Aufgaben wahrnehmen oder öf-
fentliche Dienstleistungen erbringen, die im Zusam-
menhang mit der Umwelt stehen, insbesondere solche
der umweltbezogenen Daseinsvorsorge, und dabei der
Kontrolle des Landes, der Gemeinden und Gemeinde-
verbände, der Landkreise oder einer unter der Aufsicht
des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände
oder der Landkreise stehenden juristischen Person des
öffentlichen Rechts unterliegen.

§ 4

Betroffene Geodaten und Geodatendienste

(1) Dieses Gesetz gilt für Geodaten, die noch in Verwen-
dung stehen und die folgenden Bedingungen erfüllen:

1. sie beziehen sich auf das Hoheitsgebiet Baden-Würt-
tembergs;

2. sie liegen in elektronischer Form vor;

3. sie sind vorhanden bei

a) einer geodatenhaltenden Stelle, fallen unter ihren
öffentlichen Auftrag und
aa) wurden von einer geodatenhaltenden Stelle er-

stellt oder
bb) sind bei einer solchen eingegangen oder
cc) werden von dieser geodatenhaltenden Stelle

verwaltet oder aktualisiert,

b) Dritten, denen nach § 2 Abs. 2 Anschluss an die
Geodateninfrastruktur Baden-Württemberg ge-
währt wird, 

oder werden für diese bereitgehalten;

4. sie betreffen eines oder mehrere der folgenden The-
men:

a) Koordinatenreferenzsysteme (Systeme zur eindeu-
tigen räumlichen Referenzierung von Geodaten an-
hand eines Koordinatensatzes [x, y, z] oder Angaben
zu Breite, Länge und Höhe auf der Grundlage eines
geodätischen horizontalen und vertikalen Datums),

b) geografische Gittersysteme (harmonisiertes Gitter-
system mit Mehrfachauflösung, gemeinsamem Ur-
sprungspunkt und standardisierter Lokalisierung
und Größe der Gitterzellen),

c) geografische Bezeichnungen (Namen von Gebie-
ten, Regionen, Orten, Großstädten, Vororten, Städ-
ten oder Siedlungen sowie jedes geografische oder
topografische Merkmal von öffentlichem oder his-
torischem Interesse),

d) Verwaltungseinheiten (lokale, regionale und na-
tionale Verwaltungseinheiten, die die Gebiete ab-
grenzen, in denen die Bundesrepublik Deutschland
Hoheitsbefugnisse hat oder ausübt und die durch
Verwaltungsgrenzen voneinander getrennt sind),

e) Adressen (Lokalisierung von Grundstücken anhand
von Adressdaten, in der Regel Straßenname, Haus-
nummer und Postleitzahl),

f) Flurstücke oder Grundstücke (Gebiete, die anhand
des Grundbuchs oder gleichwertiger Verzeichnisse
bestimmt werden),

g) Verkehrsnetze (Verkehrsnetze und zugehörige In-
frastruktureinrichtungen für Straßen-, Schienen-
und Luftverkehr sowie Schifffahrt; dies umfasst
auch die Verbindungen zwischen den verschiedenen
Netzen und das transeuropäische Verkehrsnetz im
Sinne der Entscheidung Nr.1692/96/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli
1996 über gemeinschaftliche Leitlinien für den
Aufbau eines transeuropäischen Verkehrsnetzes
[ABl. L 228 vom 9. September 1996, S.1], zuletzt
geändert durch die Verordnung [EG] Nr.1791/2006
des Rates vom 20. November 2006 [ABl. L 363 vom
20. Dezember 2006, S.1], und künftige Überarbei-
tungen dieser Entscheidung),

h) Gewässernetz (Elemente des Gewässernetzes, ein-
schließlich Meeresgebiete und aller sonstigen Was-
serkörper und hiermit verbundener Teilsysteme,
darunter Einzugsgebiete und Teileinzugsgebiete;
gegebenenfalls gemäß den Definitionen der Richt-
linie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines
Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemein-
schaft im Bereich der Wasserpolitik [ABl. L 327 
vom 22. Dezember 2000, S.1], geändert durch die
Entscheidung Nr. 2455/2001/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 20. November 2001
[ABl. L 331 vom 15. Dezember 2001, S.1], und in
Form von Netzen),
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i) Schutzgebiete (Gebiete, die im Rahmen des inter-
nationalen und des gemeinschaftlichen Rechts so-
wie des Rechts der Mitgliedstaaten ausgewiesen
sind oder verwaltet werden, um spezifische Erhal-
tungsziele zu erreichen),

j) Höhe (digitale Höhenmodelle für Land-, Eis- und
Wasserflächen inklusive Tiefenmessung bei Ge-
wässern und Mächtigkeit bei Eisflächen, sowie
Uferlinien; Geländemodelle),

k) Bodenbedeckung (physische und biologische Be-
deckung der Erdoberfläche, einschließlich künst-
licher Flächen, landwirtschaftlicher Flächen, Wäl-
der, natürlicher [naturnaher] Gebiete, Feuchtge-
biete und Wasserkörper),

l) Orthofotografie (georeferenzierte Bilddaten der
Erdoberfläche von satelliten- oder luftfahrzeugge-
stützten Sensoren),

m) Geologie (geologische Beschreibung anhand von
Zusammensetzung und Struktur des Untergrundes;
dies umfasst auch Grundgebirgs- und Sediment-
gesteine, Lockersedimente, Grundwasserleiter und
-stauer, Störungen, Geomorphologie und anderes),

n) statistische Einheiten (Einheiten für die Verbrei-
tung oder Verwendung statistischer Daten),

o) Gebäude (geografischer Standort von Gebäuden),

p) Boden (Beschreibung von Boden und Unterboden
anhand von Tiefe, Textur, Struktur und Gehalt an
Teilchen sowie organischem Material, Steinigkeit,
Erosion, gegebenenfalls durchschnittliches Gefälle
und erwartete Wasserspeicherkapazität),

q) Bodennutzung (Beschreibung von Gebieten an-
hand ihrer derzeitigen und geplanten künftigen
Funktion oder ihres sozioökonomischen Zwecks
wie zum Beispiel Wohn-, Industrie- oder Gewerbe-
gebiete, land- oder forstwirtschaftliche Flächen,
Freizeitgebiete),

r) Gesundheit und Sicherheit (geografische Vertei-
lung verstärkt auftretender pathologischer Befunde
[zum Beispiel Allergien, Krebserkrankungen, Er-
krankungen der Atemwege], Informationen über
Auswirkungen auf die Gesundheit [zum Beispiel
Biomarker, Rückgang der Fruchtbarkeit, Epide-
mien] oder auf das Wohlbefinden [zum Beispiel Er-
müdung, Stress] der Menschen in unmittelbarem
Zusammenhang mit der Umweltqualität [zum Bei-
spiel Luftverschmutzung, Chemikalien, Abbau der
Ozonschicht, Lärm] oder in mittelbarem Zusam-
menhang mit der Umweltqualität [zum Beispiel
Nahrung, genetisch veränderte Organismen]),

s) Versorgungswirtschaft und staatliche Dienste (Ver-
sorgungseinrichtungen wie Abwasser- und Abfall-
entsorgung, Energieversorgung und Wasserversor-
gung; staatliche Verwaltungs- und Sozialdienste
wie öffentliche Verwaltung, Katastrophenschutz,
Schulen und Krankenhäuser),

t) Umweltüberwachung (Standort und Betrieb von
Umweltüberwachungseinrichtungen einschließlich
Beobachtung und Messung von Schadstoffen, des
Zustands von Umweltmedien und anderen Para-
metern des Ökosystems wie zum Beispiel Arten-
vielfalt, ökologischer Zustand der Vegetation durch
oder im Auftrag von öffentlichen Behörden),

u) Produktions- und Industrieanlagen (Standorte für
industrielle Produktion, einschließlich durch die
Richtlinie 96/61/EG des Rates vom 24. September
1996 über die integrierte Vermeidung und Vermin-
derung der Umweltverschmutzung [ABl. L 257 vom
10. Oktober 1996, S. 26], zuletzt geändert durch die
Verordnung [EG] Nr.166/2006 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 18. Januar 2006
[ABl. L 33 vom 4. Februar 2006, S.1], erfasste Anla-
gen und Einrichtungen zur Wasserentnahme sowie
Bergbau- und Lagerstandorte),

v) landwirtschaftliche Anlagen und Aquakultur-
anlagen (landwirtschaftliche Anlagen und Produk-
tionsstätten einschließlich Bewässerungssysteme,
Gewächshäuser und Ställe),

w) Verteilung der Bevölkerung – Demografie (geogra-
fische Verteilung der Bevölkerung, einschließlich
Bevölkerungsmerkmale und Tätigkeitsebenen, zu-
sammengefasst nach Gitter, Region, Verwaltungs-
einheit oder sonstigen analytischen Einheiten),

x) Bewirtschaftungsgebiete, Schutzgebiete, geregelte
Gebiete und Berichterstattungseinheiten (auf inter-
nationaler, europäischer, nationaler, regionaler und
lokaler Ebene bewirtschaftete, geregelte oder zu
Zwecken der Berichterstattung herangezogene Ge-
biete; dazu zählen Deponien, Trinkwasserschutzge-
biete, nitratempfindliche Gebiete, geregelte Fahr-
wasser auf Binnen- und Seewasserstraßen, Gebiete
für die Abfallverklappung, Lärmschutzgebiete, für
Exploration und Bergbau ausgewiesene Gebiete,
Flussgebietseinheiten, entsprechende Berichter-
stattungseinheiten und Gebiete des Küstenzonen-
managements),

y) Gebiete mit naturbedingten Risiken (gefährdete
Gebiete, eingestuft nach naturbedingten Risiken
[sämtliche atmosphärischen, hydrologischen, seis-
mischen, vulkanischen Phänomene sowie Natur-
feuer, die auf Grund ihres örtlichen Auftretens 
sowie ihrer Schwere und Häufigkeit signifikante
Auswirkungen auf die Gesellschaft haben können],
zum Beispiel Überschwemmungen, Erdrutsche und
Bodensenkungen, Lawinen, Waldbrände, Erdbeben
oder Vulkanausbrüche),

z) atmosphärische Bedingungen (physikalische Be-
dingungen in der Atmosphäre; dazu zählen Geo-
daten auf der Grundlage von Messungen, Modellen
oder einer Kombination aus den Messstandorten
sowie deren Angabe),



aa) meteorologische Objekte (Witterungsbedingun-
gen und deren Messung: Niederschlag, Tempe-
ratur, Gesamtverdunstung [Evapotranspiration],
Windgeschwindigkeit und Windrichtung),

bb) ozeanografische Objekte (physikalische Bedin-
gungen der Ozeane wie zum Beispiel Strömungs-
verhältnisse, Salinität, Wellenhöhe),

cc) Meeresregionen (physikalische Bedingungen von
Meeren und salzhaltigen Gewässern, aufgeteilt
nach Regionen und Teilregionen mit gemein-
samen Merkmalen),

dd) biogeografische Regionen (Gebiete mit relativ
homogenen ökologischen Bedingungen und ge-
meinsamen Merkmalen),

ee) Lebensräume und Biotope (geografische Gebiete
mit spezifischen ökologischen Bedingungen,
Prozessen, Strukturen und [lebensunterstützen-
den] Funktionen als physische Grundlage für dort
lebende Organismen; dies umfasst auch durch
geografische, abiotische und biotische Merkmale
gekennzeichnete natürliche oder naturnahe terre-
strische und aquatische Gebiete),

ff) Verteilung der Arten (geografische Verteilung des
Auftretens von Tier- und Pflanzenarten, zusam-
mengefasst in Gittern, Region, Verwaltungs-
einheit oder sonstigen analytischen Einheiten),

gg) Energiequellen (Energiequellen wie zum Beispiel
Kohlenwasserstofflagerstätten, Wasserkraft, Bio-
energie, Sonnen- und Windenergie, gegebenen-
falls mit Tiefen- beziehungsweise Höhenangaben
zur Ausdehnung der Energiequelle),

hh) mineralische Bodenschätze (mineralische Roh-
stofflagerstätten wie zum Beispiel Metallerze, In-
dustrieminerale, gegebenenfalls mit Tiefen- be-
ziehungsweise Höhenangaben zur Ausdehnung
der Lagerstätten).

(2) Einzelheiten zur Spezifikation der den Themen zu-
geordneten Geodaten werden durch Rechtsverordnung
nach § 14 geregelt.

(3) Sind neben einer Referenzversion mehrere identische
Kopien der gleichen Geodaten bei verschiedenen geoda-
tenhaltenden Stellen vorhanden oder werden sie für diese
bereitgehalten, so gilt dieses Gesetz nur für die Referenz-
version, von der die Kopien abgeleitet sind.

(4) Verfügt die geodatenhaltende Stelle bezogen auf Geo-
daten und Geodatendienste nicht selbst über die Rechte 
an geistigem Eigentum, so bleiben diese Rechte von den
Vorschriften dieses Gesetzes unberührt.

(5) Die bei den geodatenhaltenden Stellen der untersten
Verwaltungsebene und den Gemeinden vorhandenen
Geodaten im Sinne des Absatzes 1 unterliegen diesem Ge-
setz nur, wenn ihre Sammlung oder Verbreitung rechtlich
vorgeschrieben ist.

(6) Die in den Grundbüchern geführten Daten werden
von den Regelungen dieses Gesetzes nicht erfasst.

A b s c h n i t t  3

A n f o r d e r u n g e n

§ 5

Bereitstellung von Geodaten

(1) Die amtlichen Daten des Liegenschaftskatasters und
der Landesvermessung sind die fachneutralen Kernkom-
ponenten der Geodateninfrastruktur Baden-Württem-
berg. Sie werden für Zwecke dieses Gesetzes durch die
Vermessungsbehörden bereitgestellt.

(2) Die Geodaten nach § 4 Abs.1 Nr. 4 sind Bestandteil
der Datengrundlage der Geodateninfrastruktur Baden-
Württemberg. Sie werden durch die hierfür jeweils ur-
sprünglich zuständigen Stellen bereitgestellt.

(3) Die geodatenhaltenden Stellen haben ihre Geodaten
auf der Grundlage der amtlichen Daten nach Absatz 1 zu
erfassen und zu führen.

(4) Soweit Geodaten sich auf einen Standort oder ein
geografisches Gebiet beziehen, dessen Lage sich auf das
Hoheitsgebiet eines weiteren Landes oder mehrerer wei-
terer Länder oder auf das Hoheitsgebiet eines weiteren
Mitgliedstaates oder mehrerer weiterer Mitgliedstaaten
der Europäischen Gemeinschaft oder der Schweiz oder
des Fürstentums Liechtenstein erstreckt, stimmen die
zuständigen geodatenhaltenden Stellen mit den jeweils
zuständigen Stellen dieser Länder, des Bundes, der ande-
ren Mitgliedstaaten oder der Schweiz oder des Fürsten-
tums Liechtenstein die Darstellung und die Position des
Standorts oder des geografischen Gebiets ab.

§ 6

Bereitstellung der Geodatendienste und Netzdienste

(1) Die geodatenhaltenden Stellen stellen sicher, dass für
die von ihnen erhobenen, geführten oder bereitgestellten
Geodaten und Metadaten mindestens die nachfolgenden
Dienste bereitstehen:

1. Suchdienste,

2. Darstellungsdienste,

3. Downloaddienste,

4. Transformationsdienste,

5. Dienste zur Abwicklung eines elektronischen Ge-
schäftsverkehrs.

(2) Die Dienste nach Absatz 1 sollen Nutzeranforderun-
gen berücksichtigen und müssen über elektronische
Netzwerke öffentlich verfügbar sein.

Nr. 23 GBl. vom 23. Dezember 2009 805



806 GBl. vom 23. Dezember 2009 Nr. 23

§ 8

Interoperabilität

(1) Geodaten und Geodatendienste sowie Metadaten sind
interoperabel bereitzustellen.

(2) Einzelheiten zur Interoperabilität werden durch
Rechtsverordnung nach § 14 geregelt.

A b s c h n i t t  4

O r g a n i s a t i o n  u n d  
e l e k t r o n i s c h e s  N e t z w e r k

§ 9

Organisation der Geodateninfrastruktur

(1) Den Aufbau der Geodateninfrastruktur Baden-
Württemberg begleitet ein interministerieller Ausschuss
(Begleitausschuss) unter Beteiligung der kommunalen
Landesverbände. Den Vorsitz hat das Ministerium für
Ernährung und Ländlichen Raum (Ministerium).

(2) Das Ministerium richtet eine Kontaktstelle ein, welche
die Aufgaben der nationalen Anlaufstelle im Sinne des Ar-
tikels 19 Abs. 2 der Richtlinie 2007/2/EG unterstützt.

(3) Einzelheiten zur Organisation der Geodateninfra-
struktur Baden-Württemberg erlässt das Ministerium im
Einvernehmen mit den berührten Ministerien nach An-
hörung der kommunalen Landesverbände durch Verwal-
tungsvorschrift. 

§ 10

Elektronisches Netzwerk

(1) Geodaten, Metadaten, Geodatendienste und Netz-
dienste werden als Bestandteile der Geodateninfrastruk-
tur Baden-Württemberg über ein elektronisches Netz-
werk verknüpft.

(2) Als zentraler Zugangsknoten zum elektronischen
Netzwerk nach Absatz 1 wird ein Geoportal Baden-
Württemberg eingerichtet.

A b s c h n i t t  5

N u t z u n g  v o n  G e o d a t e n

§ 11

Allgemeine Nutzung

Geodaten und Geodatendienste sind vorbehaltlich der
Sätze 2 und 3 und der Vorschriften des § 12 für andere
geodatenhaltende Stellen und öffentlich verfügbar be-
reitzustellen. Dabei sind die Vorschriften des Landes-
datenschutzgesetzes in der jeweils geltenden Fassung
entsprechend anzuwenden. Besondere Rechtsvorschrif-
ten, die auf personenbezogene Daten anzuwenden sind,
bleiben unberührt.

(3) Transformationsdienste sind mit den anderen Diens-
ten nach Absatz 1 so zu kombinieren, dass die Geodaten-
dienste und Netzdienste im Einklang mit diesem Gesetz
betrieben werden können.

(4) Für Suchdienste sind zumindest folgende Suchkrite-
rien zu gewährleisten:

1. Schlüsselwörter,

2. Klassifizierung von Geodaten und Geodatendiensten,

3. geografischer Standort,

4. Qualitätsmerkmale,

5. Bedingungen für den Zugang zu und die Nutzung von
Geodaten und Geodatendiensten,

6. für die Erfassung, Führung und Bereitstellung von
Geodaten und Geodatendiensten zuständige geodaten-
haltende Stelle.

(5) Einzelheiten zur Spezifikation der Geodatendienste
und Netzdienste werden durch Rechtsverordnung nach 
§ 14 geregelt.

§ 7

Bereitstellung von Metadaten

(1) Die geodatenhaltenden Stellen, welche Geodaten und
Geodatendienste als Referenzversion im Sinne von § 4
Abs. 3 bereitstellen, haben die zugehörigen Metadaten
zu erstellen, zu führen und bereitzustellen sowie in Über-
einstimmung mit den Geodaten und Geodatendiensten
zu halten.

(2) Als Metadaten zu Geodaten sind mindestens nach-
stehende Inhalte oder Angaben zu folgenden Aspekten
zu führen:

1. Schlüsselwörter,

2. Klassifizierung,

3. geografischer Standort,

4. Qualitätsmerkmale,

5. bestehende Beschränkungen des Zugangs der Öffent-
lichkeit nach § 12 sowie die Gründe für solche Be-
schränkungen,

6. Bedingungen für den Zugang und die Nutzung sowie
gegebenenfalls entsprechende Geldleistungen,

7. für die Erfassung, Führung und Bereitstellung zustän-
dige geodatenhaltende Stelle.

(3) Als Metadaten zu Geodatendiensten und Netzdiens-
ten sind mindestens Angaben zu folgenden Aspekten zu
führen:

1. Qualitätsmerkmale,

2. Bedingungen für den Zugang und die Nutzung sowie
gegebenenfalls hiermit verbundene Geldleistungen,

3. für die Erfassung, Führung und Bereitstellung zustän-
dige geodatenhaltende Stelle.

(4) Einzelheiten zur Spezifikation der Metadaten werden
durch Rechtsverordnung nach § 14 geregelt.



§ 12

Schutz öffentlicher und sonstiger Belange

(1) Der Zugang der Öffentlichkeit zu Geodaten und Geo-
datendiensten über Suchdienste im Sinne von § 6 Abs.1
Nr.1 kann beschränkt werden, soweit er nachteilige
Auswirkungen auf die internationalen Beziehungen, be-
deutsame Schutzgüter der öffentlichen Sicherheit oder
die Verteidigung haben kann, es sei denn, das öffentliche
Interesse an dem Zugang überwiegt. 

(2) Der Zugang der Öffentlichkeit zu Geodaten und Geo-
datendiensten über die anderen Dienste nach § 6 Abs.1
Nr. 2 bis 5 ist zu beschränken, soweit dieser Zugang
nachteilige Auswirkungen hätte auf

1. die internationalen Beziehungen, bedeutsame Schutz-
güter der öffentlichen Sicherheit oder die Verteidi-
gung,

2. die Vertraulichkeit der Beratungen von geodatenhal-
tenden Stellen im Sinne von § 3 Abs. 8,

3. die Durchführung eines laufenden Gerichtsverfahrens,
den Anspruch einer Person auf ein faires Verfahren
oder die Durchführung strafrechtlicher, ordnungswid-
rigkeitenrechtlicher oder disziplinarrechtlicher Ermitt-
lungen oder

4. den Schutz der Umweltbereiche, auf die sich diese
Daten beziehen, 

es sei denn, das öffentliche Interesse an dem Zugang
überwiegt. 

(3) Soweit durch den Zugang zu Geodaten

1. personenbezogene Daten offenbart und dadurch Inte-
ressen der Betroffenen erheblich beeinträchtigt wür-
den,

2. Rechte am geistigen Eigentum, insbesondere Urheber-
rechte, verletzt würden oder

3. Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, dem Steuer-
geheimnis oder dem Statistikgeheimnis unterliegende
Informationen offenbart würden,

ist der Zugang zu beschränken, es sei denn, die Betroffe-
nen haben zugestimmt oder das öffentliche Interesse an
dem Zugang überwiegt. Vor der Entscheidung über den
Zugang sind die Betroffenen anzuhören. Die geodaten-
haltende Stelle hat in der Regel von einer Betroffenheit
im Sinne des Satzes 1 Nr. 3 auszugehen, soweit übermit-
telte Informationen als Betriebs- oder Geschäftsgeheim-
nisse gekennzeichnet sind. Soweit die geodatenhaltende
Stelle dies verlangt, haben mögliche Betroffene im Ein-
zelnen darzulegen, dass ein Betriebs- oder Geschäftsge-
heimnis vorliegt.

(4) Geodaten, die private Dritte einer geodatenhaltenden
Stelle übermittelt haben, ohne rechtlich dazu verpflichtet
zu sein oder rechtlich dazu verpflichtet werden zu kön-
nen, und deren Offenbarung nachteilige Auswirkungen
auf die Interessen der Dritten hätte, dürfen ohne deren
Einwilligung anderen nicht zugänglich gemacht werden,

es sei denn, das öffentliche Interesse an dem Zugang
überwiegt.

(5) Gegenüber geodatenhaltenden Stellen mit Ausnahme
derjenigen Stellen im Sinne von § 3 Abs. 8 Nr. 2 sowie ge-
genüber entsprechenden Stellen des Bundes, anderer Län-
der und anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Ge-
meinschaft sowie gegenüber Organen und Einrichtungen
der Europäischen Gemeinschaft sowie auf der Grundlage
von Gegenseitigkeit und Gleichwertigkeit auch gegen-
über Einrichtungen, die durch internationale Überein-
künfte geschaffen wurden, soweit die Europäische Ge-
meinschaft und ihre Mitgliedstaaten zu deren Vertragspar-
teien gehören, können der Zugang zu Geodaten und
Geodatendiensten sowie der Austausch und die Nutzung
von Geodaten, die zur Wahrnehmung ihrer öffentlichen
Aufgaben, die Auswirkungen auf die Umwelt haben kön-
nen, erforderlich sind, nur beschränkt werden, soweit
hierdurch

1. die Durchführung eines laufenden Gerichtsverfahrens, 

2. der Anspruch einer Person auf ein faires Verfahren,

3. die Durchführung strafrechtlicher, ordnungswidrig-
keitenrechtlicher oder disziplinarrechtlicher Ermitt-
lungen,

4. bedeutsame Schutzgüter der öffentlichen Sicherheit,

5. die Verteidigung oder

6. die internationalen Beziehungen

gefährdet werden können.

(6) Der Zugang zu Geodaten über Emissionen kann nicht
unter Berufung auf die in Absatz 2 Nr. 2 und 4, Absatz 3
Satz 1 Nr.1 und 3 sowie in Absatz 4 genannten Gründe
beschränkt werden.

§ 13

Geldleistungen und Lizenzen

(1) Geodatenhaltende Stellen, die Geodaten nach § 4
Abs.1 Nr. 4 oder Geodatendienste nach § 6 Abs.1 an-
bieten, können für deren Nutzung Lizenzen erteilen und
Geldleistungen fordern, soweit durch besondere Rechts-
vorschrift nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Geodatenhaltende Stellen eröffnen den Organen 
und Einrichtungen der Europäischen Gemeinschaft den
Zugang zu und die Nutzung von Geodaten und Geodaten-
diensten nach einheitlichen Bedingungen. Soweit geo-
datenhaltenden Stellen oder Organen und Einrichtungen
der Europäischen Gemeinschaft nach Absatz 1 Lizenzen
erteilt oder von diesen Geldleistungen gefordert werden,
müssen sie mit dem allgemeinen Ziel des Austauschs von
Geodaten und Geodatendiensten zwischen geodatenhal-
tenden Stellen vereinbar sein. Die geforderten Geld-
leistungen dürfen das zur Gewährleistung der nötigen
Qualität und des Angebots von Geodaten und Geodaten-
diensten notwendige Minimum zuzüglich einer angemes-
senen Rendite nicht übersteigen, wobei die Selbstfinan-
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zierungserfordernisse der geodatenhaltenden Stellen, die
Geodaten und Geodatendienste anbieten, zu beachten
sind. Werden Geodaten oder Geodatendienste Organen
oder Einrichtungen der Europäischen Gemeinschaft zur
Erfüllung von aus dem Gemeinschaftsumweltrecht er-
wachsenden Berichtspflichten zur Verfügung gestellt,
werden keine Geldleistungen gefordert.

(3) Suchdienste nach § 6 Abs.1 Nr.1 sind kostenlos zur
Verfügung zu stellen.

(4) Darstellungsdienste nach § 6 Abs.1 Nr. 2 stehen 
kostenlos zur Verfügung, soweit sie nicht über eine
netzgebundene Bildschirmdarstellung hinausgehen. Geo-
datenhaltende Stellen können die Weiterverwendung von
Geodaten, die über Darstellungsdienste bereitgestellt
werden, unterbinden. Weiterverwendung in diesem Sinne
ist die Nutzung von Informationen, die über die Erfüllung
einer öffentlichen Aufgabe hinausgeht und in der Regel
auf die Erzielung von Entgelt gerichtet ist. Soweit dem
keine anderweitigen Rechtsvorschriften entgegenstehen,
können abweichend von Satz 1 für die Nutzung von Dar-
stellungsdiensten Geldleistungen gefordert werden, wenn
die Geldleistung die Pflege der Geodaten und der ent-
sprechenden Geodatendienste sichert, insbesondere in
Fällen, in denen große Datenmengen mehrfach monatlich
aktualisiert werden.

(5) Soweit für die Nutzung von Geodaten oder Geo-
datendiensten Geldleistungen gefordert werden, sind für
deren Abwicklung Dienstleistungen des elektronischen
Geschäftsverkehrs nach § 6 Abs.1 Nr. 5 zu nutzen. Für
solche Dienste können Haftungsausschlüsse, elektroni-
sche Lizenzvereinbarungen oder Lizenzen in sonstiger
Form vorgesehen werden.

(6) Geodatenhaltende Stellen können Geodaten und
Geodatendienste anderer geodatenhaltender Stellen mit
deren Einverständnis in eigene Anwendungen einbinden;
in diesem Fall muss gesichert sein, dass die Bedingungen
für Lizenzen und Geldleistungen, welche die das Einver-
ständnis erklärende Stelle fordert, bei der Bereitstellung
dieser Geodaten und Geodatendienste für weitere Stellen
und Dritte eingehalten werden.

(7) Soweit geodatenhaltende Stellen anderer Länder, des
Bundes, und anderer Mitgliedstaaten der Europäischen
Gemeinschaft öffentliche Aufgaben wahrnehmen, die
Auswirkungen auf die Umwelt haben können, finden die
Regelungen des Absatzes 2 auch auf diese Anwendung.
Dies gilt auf der Grundlage von Gegenseitigkeit und
Gleichwertigkeit auch für Einrichtungen, die durch inter-
nationale Übereinkünfte geschaffen wurden, soweit die
Europäische Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten zu
deren Vertragsparteien gehören.

(8) Die Bedingungen für den Zugang zu den Geodaten und
ihre Nutzung werden durch Rechtsverordnung nach § 14
geregelt.

A b s c h n i t t  6

S c h l u s s b e s t i m m u n g e n

§ 14

Verordnungsermächtigung

Die Landesregierung wird ermächtigt, zur Erfüllung der
Verpflichtungen aus den Durchführungsbestimmungen
nach Artikel 5 Abs. 4, Artikel 7 Abs.1, Artikel 16 und 17
Abs. 8 sowie Artikel 21 Abs. 4 der Richtlinie 2007/2/EG,
soweit diese den Anwendungsbereich dieses Gesetzes
betreffen, Rechtsverordnungen zu erlassen.

Artikel 2

Änderung des Landes-Bodenschutz- 
und Altlastengesetzes 

Das Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz vom
14. Dezember 2004 (GBl. S. 908), geändert durch Arti-
kel 34 der Verordnung vom 25. April 2007 (GBl. S. 252,
255), wird wie folgt geändert:

§ 12 wird wie folgt geändert:

1. Der bisherige Wortlaut wird zu Absatz 1. 

2. Es werden folgende Absätze 2 und 3 angefügt:

»(2) Die oberste Bodenschutz- und Altlastenbehörde
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung zuzulassen,
dass im Bodenschutz- und Altlastenkataster nach § 9
gespeicherte relevante Daten über schädliche Boden-
veränderungen und Altlasten sowie im Informations-
system nach § 11 gespeicherte Daten über Bodenfunk-
tionen und Bodeneigenschaften flurstücksbezogen
oder nach Koordinaten in Druckwerken sowie elektro-
nisch veröffentlicht werden, soweit ihre Kenntnis von
allgemeinem öffentlichen Interesse ist. Dazu zählen
insbesondere Daten über die Beeinträchtigung von 
Bodenfunktionen, die Ursache und die Art der Ein-
wirkung auf den Boden, die abgelagerten oder in den
Boden gelangten Stoffe, die physikalische, chemische
und biologische Beschaffenheit des Bodens, die Bo-
dendauerbeobachtungsflächen sowie die Veränderung,
die Fruchtbarkeit und die Nutzbarkeit des Bodens.

(3) Die Vorschriften des Landesdatenschutzgesetzes
(LDSG) bleiben im Übrigen unberührt. Soweit eine
Verordnung nach Absatz 2 erlassen wurde, gilt dies ins-
besondere für das Einwendungsrecht nach § 4 Abs. 6
LDSG.«

Artikel 3

Änderung des Wassergesetzes für Baden-Württemberg

Das Wassergesetz für Baden-Württemberg in der Fas-
sung vom 20. Januar 2005 (GBl. S. 219, ber. S. 404), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 30. Juli
2009 (GBl. S. 363, 365), wird wie folgt geändert:

§ 106 werden folgende Absätze 3 und 4 angefügt:



»(3) Die oberste Wasserbehörde wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung zuzulassen, dass wasserwirtschaftlich
relevante Daten der Bewirtschaftungspläne nach § 3 e, der
Maßnahmeprogramme nach § 3 f, der Gewässerrandstrei-
fen nach § 68 b, der Leit- und Schutzdämme nach § 69,
der Karten nach § 77 Abs. 3, § 80 Abs.1 Satz 2 und nach
§ 110 Abs. 3, des gewässerkundlichen Dienstes nach
§ 82 a Satz 2 Nr.1 sowie des Wasserbuchs nach § 113 flur-
stücksbezogen oder nach Koordinaten in Druckwerken
sowie elektronisch veröffentlicht werden, soweit ihre
Kenntnis von allgemeinem öffentlichen Interesse ist.
Dazu zählen insbesondere Daten über die Benutzungen,
die Beschaffenheit und Belastungen der Gewässer sowie
deren Ursachen und die Einträge in die Gewässer, die An-
gaben über Überschwemmungs- und hochwassergefähr-
dete Gebiete sowie über Schutzgebiete.

(4) Die Vorschriften des Landesdatenschutzgesetzes
(LDSG) bleiben im Übrigen unberührt. Soweit eine Ver-
ordnung nach Absatz 3 erlassen wurde, gilt dies insbeson-
dere für das Einwendungsrecht nach § 4 Abs. 6 LDSG.«

Artikel 4

Änderung des Landesabfallgesetzes 

Das Landesabfallgesetz vom 14. Oktober 2008 (GBl. 
S. 370) wird wie folgt geändert:

§ 22 wird wie folgt geändert:

1. Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:
»(4) Die oberste Abfallbehörde wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung zuzulassen, dass bestimmte abfall-
wirtschaftlich relevante Daten über Deponien und still-
gelegte Deponien flurstücksbezogen oder nach Koordi-
naten in Druckwerken sowie elektronisch veröffent-
licht werden, soweit ihre Kenntnis von allgemeinem
Interesse ist. Dazu zählen insbesondere Daten über die
Lage der Deponie, die Art der Deponierung, den Betrei-
ber und die Schutz- und Kontrolleinrichtungen.«

2. Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5; diesem wird fol-
gender Satz angefügt:
»Soweit eine Verordnung nach Absatz 4 erlassen
wurde, gilt dies insbesondere für das Einwendungs-
recht nach § 4 Abs. 6 des Landesdatenschutzgesetzes.«

Artikel 5

Außerkrafttreten des Gesetzes zum Schutze der
Berufsbezeichnung »Lebensmittelchemiker«

Das Gesetz zum Schutze der Berufsbezeichnung »Le-
bensmittelchemiker« vom 14. März 1972 (GBl. S. 69),
zuletzt geändert durch Artikel 3 der Verordnung vom 
17. Juni 1997 (GBl. S. 278), tritt außer Kraft.

Artikel 6

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist
zu verkünden.

stuttgart, den 17. Dezember 2009

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Oettinger
Prof. Dr. Goll Rech

Rau Stächele
Pfister Hauk

Dr. Stolz

Gesetz zur Umsetzung 
der Richtlinie 2006/123/EG des

Europäischen Parlaments und des Rates
vom 12. Dezember 2006 über

Dienstleistungen im Binnenmarkt in 
Baden-Württemberg (DLR-Gesetz BW)1

Vom 17. Dezember 2009

Der Landtag hat am 17. Dezember 2009 das folgende
Gesetz beschlossen:

I N H A LT S Ü B E R S I C H T

Artikel 1 Änderung des Hafensicherheitsgesetzes

Artikel 2 Änderung des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes

Artikel 3 Änderung des Gesetzes zur Ausführung des
Gerichtsverfassungsgesetzes und von Verfahrensgesetzen
der ordentlichen Gerichtsbarkeit

Artikel 4 Änderung des Landespressegesetzes

Artikel 5 Gesetz über die Anerkennung als Markscheider
(Markscheidergesetz)

Artikel 6 Änderung des Architektengesetzes

Artikel 7 Änderung des Ingenieurgesetzes

Artikel 8 Änderung des Ingenieurkammergesetzes

Artikel 9 Änderung der Landesbauordnung

Artikel 10 Änderung des Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetzes

Artikel 11 Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Lebensmittel-
und Bedarfsgegenständegesetzes

Artikel 12 Änderung des Heilberufe-Kammergesetzes

Artikel 13 Änderung des Naturschutzgesetzes

Artikel 14 Änderung des Landeshochschulgesetzes

Artikel 15 Änderung des Privatschulgesetzes

Artikel 16 Änderung des Landespflegegesetzes

Artikel 17 Inkrafttreten
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Artikel 1

Änderung des Hafensicherheitsgesetzes

Das Hafensicherheitsgesetz vom 6. Mai 2008 (GBl.
S. 121) wird wie folgt geändert:

1. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird aufgehoben.

b) Die bisherigen Absätze 4 bis 13 werden Absätze 3
bis 12.

2. In § 6 Abs. 4 werden nach dem Wort »hat« die Worte
»oder Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der
Beauftragte für die Gefahrenabwehr nicht über die
erforderlichen Fachkenntnisse verfügt oder keine
den Anforderungen des § 10 genügende Ausbildung
erhalten hat« eingefügt.

3. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

»(3) Der Beauftragte für die Gefahrenabwehr in
der Hafenanlage nimmt die sich aus Anhang II der
in § 1 Nr. 2 genannten Verordnung ergebenden
Aufgaben wahr. Er muss hierfür über die erforder-
lichen Fachkenntnisse verfügen und eine Ausbil-
dung erhalten haben. Die Ausbildung ist durch
Vorlage einer Bescheinigung einer Ausbildungs-
einrichtung nachzuweisen.«

b) Es wird folgender Absatz 4 angefügt:

»(4) Der Beauftragte für die Gefahrenabwehr im
Hafen erfüllt die Aufgabe einer Kontaktstelle für
Fragen der Gefahrenabwehr im Hafen. Er muss
über die hierfür erforderlichen Fachkenntnisse
verfügen.«

4. § 9 wird aufgehoben.

5. § 10 erhält folgende Fassung:

»§ 10

Ausbildung des Beauftragten für die 
Gefahrenabwehr in der Hafenanlage

(1) Die Ausbildung des Beauftragten für die Gefah-
renabwehr in der Hafenanlage erfolgt an einer Aus-
bildungseinrichtung im Rahmen eines Lehrgangs,
der die erforderlichen Fachkenntnisse vermittelt. Die
Lehrkräfte des Lehrgangs müssen ausreichend quali-
fiziert sein. Über die Teilnahme am Lehrgang stellt
die Ausbildungseinrichtung eine Bescheinigung aus,
die auch eine Darstellung über die Qualifikation der
Lehrkräfte enthält.

(2) Das Innenministerium wird ermächtigt, Umfang
und Inhalt des Lehrgangs, die Qualifikation der
Lehrkräfte und die Ausgestaltung der Bescheinigung
durch Rechtsverordnung zu konkretisieren.

(3) Die zuständige Behörde ist befugt, die Einhaltung
der Anforderungen nach Absatz 1 zu überprüfen. Zu
diesem Zweck kann sie insbesondere jederzeit und 
unentgeltlich an einem Lehrgang teilnehmen sowie in

die Lehrpläne, Schulungsunterlagen und Belege über
die Qualifikation der Lehrkräfte Einsicht nehmen.

(4) Der Betreiber der Hafenanlage hat der zuständigen
Behörde die Teilnahme einer Person, die zum Beauf-
tragten für die Gefahrenabwehr ausgebildet werden
soll, spätestens 14 Tage vor Beginn des Lehrgangs
mitzuteilen. Erfolgt die Anmeldung zum Lehrgang
später, hat die Mitteilung unverzüglich zu erfolgen.«

6. § 12 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte »eine aner-
kannte Stelle zur Gefahrenabwehr im Sinne von 
§ 9« durch die Worte »einen Dritten, der die Anfor-
derungen nach Anlage 1 erfüllt,« ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte »eine an-
erkannte Stelle zur Gefahrenabwehr« durch die
Worte »einen Dritten« ersetzt.

7. In § 13 Abs.1 Satz 3 werden die Worte »anderen
Rechtsträger, insbesondere einen solchen im Sinne
des § 9,« durch die Worte »Dritten, der die Anforde-
rungen nach Anlage 1 erfüllt,« ersetzt.

8. In § 16 Abs.1 Satz 2 werden die Worte »eine aner-
kannte Stelle zur Gefahrenabwehr im Sinne von § 9«
durch die Worte »einen Dritten, der die Anforderun-
gen nach Anlage 1 erfüllt,« ersetzt.

9. In § 17 Abs.1 Satz 3 werden nach dem Wort »Dritter«
die Worte », die die Anforderungen nach Anlage 1
erfüllen,« eingefügt.

10. § 19 Abs.1 Satz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung:

»2. Personen, die mit der Durchführung der Risikobe-
wertung, deren Fortschreibung sowie deren Über-
prüfung beauftragt oder an der Erstellung, Fort-
schreibung oder Überprüfung des Plans zur Ge-
fahrenabwehr beteiligt werden sollen,«.

11. Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

a) Der Klammerzusatz zu »Anlage 1« erhält folgende
Fassung:

»(zu §§ 12, 13, 16 und 17)«.

b) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

»Anforderungen an einen Dritten, der mit der Risi-
kobewertung, deren Fortschreibung und regel-
mäßigen Überprüfung oder mit der Erstellung,
Fortschreibung und Überprüfung eines Plans zur
Gefahrenabwehr beauftragt wird«.

c) In Satz 1 werden die Worte »Eine anerkannte Stelle
zur Gefahrenabwehr muss Folgendes nachweisen
können:« durch die Worte »Ein Dritter, der mit der
Erstellung, Fortschreibung und Überprüfung eines
Plans zur Gefahrenabwehr beauftragt wird, muss
die folgenden Kenntnisse und Fähigkeiten haben:«
ersetzt.

d) In Satz 2 werden die Worte »eine anerkannte Stelle
für die Gefahrenabwehr, die« durch die Worte »ein
Dritter, der« ersetzt.

12. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.



Artikel 22

Änderung des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes

Das Landesverwaltungsverfahrensgesetz in der Fassung
vom 12. April 2005 (GBl. S. 350), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 30. Juli 2009 (GBl. S. 363),
wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift des Teils I erhält folgende Fassung:

»TEIL I

Anwendungsbereich, örtliche Zuständigkeit, 
elektronische Kommunikation, Amtshilfe, 
europäische Verwaltungszusammenarbeit«.

2. § 1 wird folgende Überschrift vorangestellt:

»Abschnitt 1

Anwendungsbereich, örtliche Zuständigkeit,
elektronische Kommunikation«.

3. § 4 wird folgende Überschrift vorangestellt:

»Abschnitt 2

Amtshilfe«.

4. Nach § 8 wird folgender Abschnitt 3 eingefügt:

»Abschnitt 3

Europäische Verwaltungszusammenarbeit

§ 8 a

Grundsätze der Hilfeleistung

(1) Jede Behörde leistet Behörden anderer Mitglied-
staaten der Europäischen Union auf Ersuchen Hilfe,
soweit dies nach Maßgabe von Rechtsakten der Euro-
päischen Gemeinschaft geboten ist.

(2) Behörden anderer Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union können um Hilfe ersucht werden, soweit
dies nach Maßgabe von Rechtsakten der Europäischen
Gemeinschaft zugelassen ist. Um Hilfe ist zu ersu-
chen, soweit dies nach Maßgabe von Rechtsakten der
Europäischen Gemeinschaft geboten ist.

(3) Die §§ 5, 7 und 8 Abs. 2 sind entsprechend anzu-
wenden, soweit Rechtsakte der Europäischen Gemein-
schaft nicht entgegenstehen.

§ 8 b

Form und Behandlung der Ersuchen

(1) Ersuchen sind in deutscher Sprache an Behörden an-
derer Mitgliedstaaten der Europäischen Union zu rich-
ten; soweit erforderlich, ist eine Übersetzung beizufü-
gen. Die Ersuchen sind gemäß den gemeinschaftsrecht-
lichen Vorgaben und unter Angabe des maßgeblichen
Rechtsakts zu begründen.

(2) Ersuchen von Behörden anderer Mitgliedstaaten
der Europäischen Union dürfen nur erledigt werden,
wenn sich ihr Inhalt in deutscher Sprache aus den Ak-
ten ergibt. Soweit erforderlich, soll bei Ersuchen in 
einer anderen Sprache von der ersuchenden Behörde
eine Übersetzung verlangt werden.

(3) Ersuchen von Behörden anderer Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union können abgelehnt werden,
wenn sie nicht ordnungsgemäß und unter Angabe des
maßgeblichen Rechtsakts begründet sind und die erfor-
derliche Begründung nach Aufforderung nicht nach-
gereicht wird.

(4) Einrichtungen und Hilfsmittel der Kommission zur
Behandlung von Ersuchen sollen genutzt werden. In-
formationen sollen elektronisch übermittelt werden.

§ 8 c

Kosten der Hilfeleistung

Ersuchende Behörden anderer Mitgliedstaaten der
Europäischen Union haben Verwaltungsgebühren oder
Auslagen nur zu erstatten, soweit dies nach Maßgabe
von Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft ver-
langt werden kann.

§ 8 d

Mitteilungen von Amts wegen

(1) Die zuständige Behörde teilt den Behörden ande-
rer Mitgliedstaaten der Europäischen Union und der
Kommission Angaben über Sachverhalte und Personen
mit, soweit dies nach Maßgabe von Rechtsakten der
Europäischen Gemeinschaft geboten ist. Dabei sollen
die hierzu eingerichteten Informationsnetze genutzt
werden.

(2) Übermittelt eine Behörde Angaben nach Absatz 1 an
die Behörde eines anderen Mitgliedstaats der Euro-
päischen Union, unterrichtet sie den Betroffenen über
die Tatsache der Übermittlung, soweit Rechtsakte der
Europäischen Gemeinschaft dies vorsehen; dabei ist
auf die Art der Angaben sowie auf die Zweckbestim-
mung und die Rechtsgrundlage der Übermittlung hin-
zuweisen.

§ 8 e

Anwendbarkeit

Die Regelungen dieses Abschnitts sind mit Inkraft-
treten des jeweiligen Rechtsaktes der Europäischen Ge-
meinschaft, wenn dieser unmittelbare Wirkung entfal-
tet, im Übrigen mit Ablauf der jeweiligen Umsetzungs-
fristen anzuwenden. Sie gelten auch im Verhältnis zu
den anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum, soweit Rechtsakte der
Europäischen Gemeinschaft auch auf diese Staaten an-
zuwenden sind.«

5. § 16 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort »Betreuungs-
gericht« die Worte », für einen minderjährigen Be-
teiligten das Familiengericht,« eingefügt.
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b) In Absatz 2 wird jeweils das Wort »Betreuungsge-
richt« durch das Wort »Gericht« ersetzt.

6. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 3

Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Gerichts-
verfassungsgesetzes und von Verfahrensgesetzen 

der ordentlichen Gerichtsbarkeit

Das Gesetz zur Ausführung des Gerichtsverfassungs-
gesetzes und von Verfahrensgesetzen der ordentlichen
Gerichtsbarkeit vom 16. Dezember 1975 (GBl. S. 868),
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
4. Mai 2009 (GBl. S.195, 196), wird wie folgt geändert:

1. § 14 a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird aufgehoben.

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3.

2. Nach § 15 werden folgende §§ 15 a und 15 b eingefügt:

»§ 15 a

Vorübergehende Dienstleistungen

(1) Verhandlungsdolmetscher, die in einem anderen
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum rechtmäßig niedergelassen
sind und die diese Tätigkeit in Baden-Württemberg
vorübergehend ausüben wollen, werden auf Antrag in
das Verzeichnis der allgemein beeidigten Verhand-
lungsdolmetscher (§ 14 Abs. 6) aufgenommen.

(2) Zuständig für Anträge nach Absatz 1 ist das Land-
gericht Stuttgart. Dem Antrag muss ein Nachweis bei-
gelegt werden, dass die Person in einem anderen
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum rechtmäßig zur Ausübung einer Tätig-
keit als Verhandlungsdolmetscher niedergelassen ist.
Die Eintragung erfolgt unter der im Herkunftsstaat des
vorübergehend tätigen Dolmetschers üblichen Berufs-
bezeichnung.

(3) § 14 Abs. 7 Satz 1 bis 3 gilt entsprechend.

(4) Für Urkundenübersetzer gelten die Absätze 1 bis 3
entsprechend mit der Maßgabe, dass an die Stelle 
des Verzeichnisses der allgemein beeidigten Verhand-
lungsdolmetscher das Verzeichnis der Urkundenüber-
setzer (§ 15 Abs. 5 Satz 1) tritt.

§ 15 b

Verfahrensgrundsätze

(1) Die Verfahren nach den §§ 14, 14 a, 15 und 15 a kön-
nen über einen Einheitlichen Ansprechpartner im Sinne
des Gesetzes über Einheitliche Ansprechpartner für das
Land Baden-Württemberg abgewickelt werden.

(2) Anträge im Rahmen der Verfahren nach den §§ 14,
14 a, 15 und 15 a sind innerhalb einer Frist von längs-

tens drei Monaten ab vollständiger Einreichung aller
erforderlichen Unterlagen zu bearbeiten. §§ 71a bis
71e des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes in der
jeweils geltenden Fassung finden Anwendung.«

Artikel 4

Änderung des Landespressegesetzes

Das Landespressegesetz vom 14. Januar 1964 (GBl.
S.11), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom
14. Februar 2007 (GBl. S.108, 110), wird wie folgt geän-
dert:

In § 9 Abs.1 Nr.1 werden die Worte »des Geltungs-
bereiches des Grundgesetzes« durch die Worte »eines
Mitgliedstaats der Europäischen Union oder eines ande-
ren Vertragsstaates des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum« ersetzt.

Artikel 5

Gesetz über die Anerkennung als Markscheider 
(Markscheidergesetz)

§ 1

Anerkennung

(1) Eine Tätigkeit, die nach dem Bundesberggesetz
(BBergG) vom 13. August 1980 (BGBl. I S.1310) in der
jeweils geltenden Fassung oder einer auf Grund dieses
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung Markscheidern
vorbehalten ist, darf nur ausüben, wer durch das Regie-
rungspräsidium Freiburg als Markscheider anerkannt ist.

(2) Bestehende Anerkennungen zur Ausführung mark-
scheiderischer Arbeiten gelten in ihrem bisherigen Um-
fang weiter.

(3) Einer Anerkennung nach Absatz 1 bedarf nicht, wer
in einem anderen Land der Bundesrepublik Deutschland
als Markscheider anerkannt ist und das 70. Lebensjahr
noch nicht vollendet hat.

§ 2

Voraussetzungen für die Anerkennung

(1) Die Anerkennung als Markscheider ist Personen, 
die die Befähigung für den höheren Staatsdienst im
Markscheidefach besitzen, zu erteilen, sofern keine Ver-
sagungsgründe gemäß Absatz 3 vorliegen.

(2) Die Anerkennung als Markscheider wird auch Per-
sonen erteilt, die außerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land eine Prüfung als Markscheider abgelegt haben,
sofern Ausbildung und Prüfung nach Art und Umfang 
der Ausbildung und Prüfung für den höheren Staatsdienst
in der Bundesrepublik Deutschland entsprechen und 
das Wirtschaftsministerium die Gleichstellung bestätigt.
Wenn die Gleichwertigkeit von Ausbildung und Prüfung



fehlt, kann die Anerkennung von der Ableistung einer er-
gänzenden Ausbildung und der Ablegung einer Zusatz-
prüfung abhängig gemacht werden.

(3) Die Anerkennung ist zu versagen, wenn der Antrag-
steller

1. das 70. Lebensjahr vollendet hat,

2. die für die Tätigkeit eines Markscheiders erforderliche
Zuverlässigkeit nicht besitzt oder

3. infolge einer Schwäche seiner körperlichen oder geis-
tigen Kräfte zur Ausübung der Tätigkeit des Mark-
scheiders dauernd unfähig ist.

§ 3

Antrag

(1) Die Anerkennung als Markscheider wird auf Antrag
erteilt. Der Antrag ist schriftlich beim Regierungspräsi-
dium Freiburg zu stellen. Das Verfahren kann über einen
Einheitlichen Ansprechpartner im Sinne des Gesetzes
über Einheitliche Ansprechpartner für das Land Baden-
Württemberg abgewickelt werden; § 42 a und §§ 71a bis
71e des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes in der
jeweils geltenden Fassung finden Anwendung.

(2) Dem Antrag sind beizufügen

1. ein Lebenslauf,

2. der Nachweis über die Befähigung gemäß § 2 Abs.1
oder 2,

3. ein amtsärztliches Zeugnis; bei Antragstellern aus 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union
oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens
über den Europäischen Wirtschaftsraum ein in diesem
Staat erforderliches ärztliches Zeugnis oder eine von
der zuständigen Behörde ausgestellte Bescheinigung
über die körperliche und geistige Gesundheit des An-
tragstellers,

4. eine Erklärung, dass bei der Meldebehörde oder der
Registerbehörde ein Führungszeugnis zur Vorlage bei
der zuständigen Behörde beantragt worden ist und

5. eine Erklärung über den bestehenden oder vorge-
sehenen Ort der Niederlassung, wobei auch Zweig-
oder Außenstellen der Niederlassung anzugeben sind.

(3) Das Regierungspräsidium Freiburg kann den Antrag-
steller von der Vorlage von Unterlagen gemäß Absatz 2
teilweise oder ganz befreien.

§ 4

Anerkennung und Urkunde

Die Anerkennung erfolgt durch Aushändigung einer Ur-
kunde, soweit sie nicht nach § 42 a Abs. 1 des Landes-
verwaltungsverfahrensgesetzes als erteilt gilt.

§ 5

Widerruf und Erlöschen der Anerkennung, 
Tätigkeitsuntersagung

(1) Die Anerkennung als Markscheider kann widerrufen
werden, wenn der Markscheider die markscheiderischen
und sonstigen vermessungstechnischen Arbeiten im Zu-
sammenhang mit Tätigkeiten und Einrichtungen nach
§ 2 BBergG nicht entsprechend den Regeln der Mark-
scheide- und Vermessungskunde oder den entsprechen-
den Vorschriften oder Anordnungen des Regierungs-
präsidiums Freiburg ausführt oder die Anzeigen und
Berichte, zu deren Abgabe er verpflichtet ist, nicht dem
Regierungspräsidium Freiburg einreicht.

(2) Die Anerkennung als Markscheider erlischt, wenn 

1. der Markscheider das 70. Lebensjahr vollendet oder

2. der Markscheider gegenüber dem Regierungspräsi-
dium Freiburg auf die Anerkennung verzichtet.

(3) Wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die
Voraussetzungen für die Anerkennung als Markscheider
in Baden-Württemberg nicht vorliegen, kann das Regie-
rungspräsidium Freiburg

1. die Anerkennung eines in Baden-Württemberg aner-
kannten Markscheiders beschränken oder

2. einem in einem anderen Land der Bundesrepublik
Deutschland anerkannten Markscheider oder einem
anderen Markscheider die Ausübung seiner Tätigkeit
in Baden-Württemberg beschränken oder verbieten.

§ 6

Verzeichnis der anerkannten Markscheider

Das Regierungspräsidium Freiburg führt ein öffentlich
zugängliches Verzeichnis mit den Namen und Anschrif-
ten der Niederlassungen der anerkannten Markscheider.

§ 7

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig, ohne nach § 1 zur Tätigkeit als Markscheider be-
rechtigt zu sein, das Risswerk eines Betriebes nach § 63
Abs. 1 BBergG wie ein Markscheider anfertigt oder nach-
trägt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis
zu 10 000 Euro geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne von § 36 Abs.1 Nr.1
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist das Regie-
rungspräsidium Freiburg.

Artikel 6

Änderung des Architektengesetzes

Das Architektengesetz in der Fassung vom 5. Oktober
1999 (GBl. S. 411), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
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Gesetzes vom 3. März 2009 (GBl. S. 87), wird wie folgt
geändert:

1. § 4 wird folgender Absatz 7 angefügt:

»(7) Das Verfahren nach § 4 kann über einen Einheit-
lichen Ansprechpartner im Sinne des Gesetzes über
Einheitliche Ansprechpartner für das Land Baden-
Württemberg abgewickelt werden; § 42 a und §§ 71a
bis 71e des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes in
der jeweils geltenden Fassung finden Anwendung.«

2. § 8 wird folgender Absatz 5 angefügt:

»(5) Das Verfahren nach § 8 kann über einen Einheit-
lichen Ansprechpartner im Sinne des Gesetzes über
Einheitliche Ansprechpartner für das Land Baden-
Württemberg abgewickelt werden; § 42 a und §§ 71a
bis 71 e des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes in
der jeweils geltenden Fassung finden Anwendung.«

3. § 12 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 12 wird der Punkt am Ende durch 
einen Strichpunkt ersetzt.

b) Es wird folgende Nummer 13 angefügt:

»13. die Aufgaben nach dem Gesetz über Einheit-
liche Ansprechpartner für das Land Baden-
Württemberg abzuwickeln.«

Artikel 7

Änderung des Ingenieurgesetzes

Das Ingenieurgesetz vom 30. März 1971 (GBl. S.105),
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
3. März 2009 (GBl. S. 87, 88), wird wie folgt geändert:

§ 2 wird folgender Absatz 7 angefügt:

»(7) Das Verfahren nach § 2 kann über einen Einheit-
lichen Ansprechpartner im Sinne des Gesetzes über Ein-
heitliche Ansprechpartner für das Land Baden-Württem-
berg abgewickelt werden; § 42 a und §§ 71a bis 71e des
Landesverwaltungsverfahrensgesetzes in der jeweils gel-
tenden Fassung finden Anwendung.«

Artikel 8

Änderung des Ingenieurkammergesetzes

Das Ingenieurkammergesetz vom 8. Januar 1990 (GBl.
S.16), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
3. März 2009 (GBl. S. 87, 90), wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs.1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 10 wird der Punkt am Ende durch ein
Komma ersetzt.

b) Es wird folgende Nummer 11 angefügt:

»11. die Aufgaben nach dem Gesetz über Einheit-
liche Ansprechpartner für das Land Baden-
Württemberg abzuwickeln.«

2. § 17 wird folgender Absatz 3 angefügt:

»(3) Das Verfahren nach § 17 kann über einen Einheit-
lichen Ansprechpartner im Sinne des Gesetzes über
Einheitliche Ansprechpartner für das Land Baden-
Württemberg abgewickelt werden; § 42 a und §§ 71a
bis 71e des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes in
der jeweils geltenden Fassung finden Anwendung.«

Artikel 9

Änderung der Landesbauordnung

Die Landesbauordnung für Baden-Württemberg vom 
8. August 1995 (GBl. S. 617), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 10. November 2009 (GBl. S. 615), wird wie
folgt geändert:

§ 43 wird wie folgt geändert:

1. Absatz 3 Nr. 3 wird folgender Halbsatz angefügt: 

»; Eintragungen anderer Länder gelten auch im Land
Baden-Württemberg«.

2. Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) Das Wort »sowie« wird gestrichen.

b) Nach dem Wort »Bautechnik« werden die Worte
»sowie Personen, die in einem anderen Mitglied-
staat der Europäischen Union oder einem nach dem
Recht der Europäischen Gemeinschaften gleich-
gestellten Staat eine gleichwertige Ausbildung ab-
geschlossen haben,« eingefügt.

3. Die Absätze 6 und 7 erhalten folgende Fassung:

»(6) In die Liste der Entwurfsverfasser ist auf Antrag
von der Ingenieurkammer Baden-Württemberg einzu-
tragen, wer

1. einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss
eines Studiums der Fachrichtung Hochbau (Arti-
kel 49 Abs.1 der Richtlinie 2005/36/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 7. Septem-
ber 2005 über die Anerkennung von Berufsquali-
fikationen, ABl. L 255 vom 30. September 2005,
S. 22) oder des Bauingenieurwesens nachweist und

2. danach mindestens zwei Jahre auf dem Gebiet der
Entwurfsplanung von Gebäuden praktisch tätig ge-
wesen ist.

Dem Antrag sind die zur Beurteilung erforderlichen
Unterlagen beizufügen. Die Ingenieurkammer bestä-
tigt unverzüglich den Eingang der Unterlagen und teilt
gegebenenfalls mit, welche Unterlagen fehlen. Die
Eingangsbestätigung muss folgende Angaben enthal-
ten:

1. die in Satz 5 genannte Frist,

2. die verfügbaren Rechtsbehelfe,

3. die Erklärung, dass der Antrag als genehmigt gilt,
wenn über ihn nicht rechtzeitig entschieden wird
und



4. im Fall der Nachforderung von Unterlagen die Mit-
teilung, dass die Frist nach Satz 5 erst beginnt,
wenn die Unterlagen vollständig sind.

Über den Antrag ist innerhalb von drei Monaten nach
Vorlage der vollständigen Unterlagen zu entscheiden;
die Ingenieurkammer kann die Frist gegenüber dem
Antragsteller einmal um bis zu zwei Monate verlän-
gern. Die Fristverlängerung und deren Ende sind aus-
reichend zu begründen und dem Antragsteller vor Ab-
lauf der ursprünglichen Frist mitzuteilen. Der Antrag
gilt als genehmigt, wenn über ihn nicht innerhalb der
nach Satz 5 maßgeblichen Frist entschieden worden ist.

(7) Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union oder einem nach dem Recht der
Europäischen Gemeinschaften gleichgestellten Staat
als Bauvorlageberechtigte niedergelassen sind, sind
ohne Eintragung in die Liste nach Absatz 3 Nr. 3 bau-
vorlageberechtigt, wenn sie

1. eine vergleichbare Berechtigung besitzen und

2. dafür dem Absatz 6 Satz 1 vergleichbare Anforde-
rungen erfüllen mussten.

Sie haben das erstmalige Tätigwerden als Bauvorlage-
berechtigter vorher der Ingenieurkammer Baden-Würt-
temberg anzuzeigen und dabei

1. eine Bescheinigung darüber, dass sie in einem
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem
nach dem Recht der Europäischen Gemeinschaften
gleichgestellten Staat rechtmäßig als Bauvorlage-
berechtigte niedergelassen sind und ihnen die Aus-
übung dieser Tätigkeiten zum Zeitpunkt der Vorlage
der Bescheinigung nicht, auch nicht vorübergehend,
untersagt ist, und

2. einen Nachweis darüber, dass sie im Staat ihrer
Niederlassung für die Tätigkeit als Bauvorlage-
berechtigter mindestens die Voraussetzungen des
Absatzes 6 Satz 1 erfüllen mussten, 

vorzulegen; sie sind in einem Verzeichnis zu führen.

Die Ingenieurkammer hat auf Antrag zu bestätigen,
dass die Anzeige nach Satz 2 erfolgt ist; sie kann das
Tätigwerden als Bauvorlageberechtigter untersagen
und die Eintragung in dem Verzeichnis nach Satz 2 lö-
schen, wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 nicht er-
füllt sind.«

4. Folgende Absätze 8 und 9 werden angefügt:

»(8) Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union oder einem nach dem Recht der
Europäischen Gemeinschaften gleichgestellten Staat
als Bauvorlageberechtigte niedergelassen sind, ohne
im Sinne des Absatzes 7 Satz 1 Nr. 2 vergleichbar zu
sein, sind bauvorlageberechtigt, wenn ihnen die Inge-
nieurkammer bescheinigt hat, dass sie die Anforderun-
gen des Absatzes 6 Satz 1 Nr.1 und 2 erfüllen; sie sind
in einem Verzeichnis zu führen. Die Bescheinigung
wird auf Antrag erteilt. Absatz 6 Satz 2 bis 7 ist entspre-
chend anzuwenden.

(9) Anzeigen und Bescheinigungen nach den Absät-
zen 7 und 8 sind nicht erforderlich, wenn bereits in 
einem anderen Land eine Anzeige erfolgt ist oder eine
Bescheinigung erteilt wurde; eine weitere Eintragung
in die von der Ingenieurkammer geführten Verzeich-
nisse erfolgt nicht. Verfahren nach den Absätzen 6 bis
8 können über einen Einheitlichen Ansprechpartner im
Sinne des Gesetzes über Einheitliche Ansprechpartner
für das Land Baden-Württemberg abgewickelt wer-
den; §§ 71 a bis 71 e des Landesverwaltungsverfah-
rensgesetzes in der jeweils geltenden Fassung finden
Anwendung.«

5. Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 10.

Artikel 10

Änderung des Landes-Bodenschutz- 
und Altlastengesetzes

Das Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz vom 
14. Dezember 2004 (GBl. S. 908), zuletzt geändert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 17. Dezember 2009 (GBl.
S. 802), wird wie folgt geändert:

1. In § 6 Abs.1 Nr. 3 werden nach dem Wort »Verfahren«
die Worte »der Anerkennung einschließlich der Be-
fristung, des Widerrufs und des Erlöschens der Aner-
kennung sowie« eingefügt.

2. § 6 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

»(2) Anerkennungen oder Zulassungen anderer Länder
stehen solchen in Baden-Württemberg gleich. Gleich-
wertige Anerkennungen oder Zulassungen von Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union oder eines Ver-
tragsstaates des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum stehen inländischen gleich. Sie sind
der zuständigen Behörde vor Aufnahme der Tätigkeit
im Original oder in Kopie vorzulegen. Die Beglau-
bigung kann verlangt werden. Die zuständige Behörde
kann darüber hinaus verlangen, dass gleichwertige
Anerkennungen nach Satz 2 in beglaubigter Über-
setzung vorgelegt werden. Nachweise aus einem an-
deren Mitgliedstaat der Europäischen Union oder
einem Vertragsstaat des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum stehen inländischen Nach-
weisen gleich, wenn sie mit diesen gleichwertig sind
oder wenn aus ihnen hervorgeht, dass die betreffenden
Anforderungen erfüllt sind; die Sätze 3 bis 5 gelten
entsprechend.«

Artikel 11

Änderung des Gesetzes zur Ausführung des 
Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes

Das Gesetz zur Ausführung des Lebensmittel- und Be-
darfsgegenständegesetzes vom 9. Juli 1991 (GBl. S. 473),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Oktober 2009
(GBl. S. 486) wird wie folgt geändert:
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§ 24 Abs. 7 wird folgender Satz angefügt:

»Das Anzeige- sowie das Zulassungsverfahren kön-
nen über einen Einheitlichen Ansprechpartner im Sinne 
des Gesetzes über Einheitliche Ansprechpartner für das
Land Baden-Württemberg abgewickelt werden; §§ 71a
bis 71e des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes in der
jeweils geltenden Fassung finden Anwendung.«

Artikel 12

Änderung des Heilberufe-Kammergesetzes

Das Heilberufe-Kammergesetz in der Fassung vom 
16. März 1995 (GBl. S. 314), zuletzt geändert durch Arti-
kel 8 des Gesetzes vom 4. Mai 2009 (GBl. S.195, 199),
wird wie folgt geändert:

1. § 3 Abs.1 werden folgende Sätze angefügt:

»Die Meldung nach Satz 1 für Tierärzte kann auch
über einen Einheitlichen Ansprechpartner im Sinne
des Gesetzes über Einheitliche Ansprechpartner für
das Land Baden-Württemberg erfolgen. Die §§ 71a
bis 71e des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes in
der jeweils geltenden Fassung finden Anwendung.«

2. § 35 Abs. 5 werden folgende Sätze angefügt:

»Das Verfahren zur Ermächtigung und Zulassung des
Kammermitglieds zur Weiterbildung für den tierärzt-
lichen Bereich kann auch über einen Einheitlichen An-
sprechpartner im Sinne des Gesetzes über Einheitliche
Ansprechpartner für das Land Baden-Württemberg
abgewickelt werden. Die §§ 71a bis 71e des Landes-
verwaltungsverfahrensgesetzes in der jeweils gelten-
den Fassung finden Anwendung.«

3. Nach § 36 a wird folgender § 36 b eingefügt:

»§ 36 b

Anerkennungsverfahren in der 
tierärztlichen Weiterbildung

Das Anerkennungsverfahren nach den §§ 36 und 36 a
zum Führen einer Bezeichnung nach § 33 für Tierärzte
kann auch über einen Einheitlichen Ansprechpartner
im Sinne des Gesetzes über Einheitliche Ansprech-
partner für das Land Baden-Württemberg abgewickelt
werden. Die §§ 71a bis 71e des Landesverwaltungs-
verfahrensgesetzes in der jeweils geltenden Fassung
finden Anwendung.«

Artikel 13

Änderung des Naturschutzgesetzes

Das Naturschutzgesetz vom 13. Dezember 2005 (GBl.
S. 745, ber. 2006 S. 319), zuletzt geändert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 14. Oktober 2008 (GBl. S. 370, 379),
wird wie folgt geändert:

§ 45 wird folgender Absatz 3 angefügt:

»(3) Die Erlaubnis kann auch über einen Einheitlichen
Ansprechpartner im Sinne des Gesetzes über Einheit-

liche Ansprechpartner für das Land Baden-Württemberg
abgewickelt werden; § 42 a und §§ 71a bis 71e des
Landesverwaltungsverfahrensgesetzes in der jeweils gel-
tenden Fassung finden Anwendung.« 

Artikel 14

Änderung des Landeshochschulgesetzes

Das Landeshochschulgesetz vom 1. Januar 2005 (GBl.
S.1), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
14. Juli 2009 (GBl. S. 317, 331) wird wie folgt geändert:

§ 70 wird folgender Absatz 9 angefügt:

»(9) Das Verfahren nach den Absätzen 1 bis 7 kann über
einen Einheitlichen Ansprechpartner im Sinne des Ge-
setzes über Einheitliche Ansprechpartner für das Land
Baden-Württemberg abgewickelt werden. Die §§ 71a
bis 71e des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes in der
jeweils geltenden Fassung finden Anwendung.«

Artikel 15

Änderung des Privatschulgesetzes

Das Privatschulgesetz in der Fassung vom 1. Januar 1990
(GBl. S.105), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 30. Juli 2009 (GBl. S. 365, 366), wird wie folgt
geändert:

1. § 13 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:

»Das Verfahren nach Satz 1 kann über einen Einheit-
lichen Ansprechpartner im Sinne des Gesetzes über Ein-
heitliche Ansprechpartner für das Land Baden-Würt-
temberg abgewickelt werden; § 42 a und §§ 71a bis 71e
des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes in der je-
weils geltenden Fassung finden Anwendung.«

2. § 15 wird folgender Absatz 3 angefügt:

»(3) Das Verfahren nach den Absätzen 1 und 2 kann über
einen Einheitlichen Ansprechpartner im Sinne des Ge-
setzes über Einheitliche Ansprechpartner für das Land
Baden-Württemberg abgewickelt werden; §§ 71a bis
71 e des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes in der
jeweils geltenden Fassung finden Anwendung.«

Artikel 16

Änderung des Landespflegegesetzes

Das Landespflegegesetz vom 11. September 1995 (GBl.
S. 665), zuletzt geändert durch Artikel 26 der Verordnung
vom 25. April 2007 (GBl. S. 252, 254), wird wie folgt
geändert: 

§ 20 wird folgender Absatz 5 angefügt:

»(5) Das Verfahren nach Absatz 1 kann über einen Ein-
heitlichen Ansprechpartner im Sinne des Gesetzes über
Einheitliche Ansprechpartner für das Land Baden-Würt-
temberg abgewickelt werden; § 42 a und §§ 71a bis 71e



des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes in der jeweils
geltenden Fassung finden Anwendung.

Artikel 17

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft. Gleichzeitig tritt das Markscheidergesetz vom 
5. Oktober 1987 (GBl. S. 430), zuletzt geändert durch
Artikel 17 des Gesetzes vom 14. Oktober 2008 (GBl.
S. 343, 364), außer Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist
zu verkünden.

stuttgart, den 17. Dezember 2009

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Oettinger

Prof. Dr. Goll Rech

Rau Stächele

Pfister Hauk

Dr. Stolz

Verordnung des Kultusministeriums 
über die Erste Staatsprüfung für 

das höhere Lehramt an beruflichen Schulen
mit den beruflichen Fachrichtungen
Gesundheit und Gesellschaft (Care) 
sowie Sozialpädagogik/Pädagogik

(Wissenschaftliche Prüfungsordnung
Gesundheit und Gesellschaft (Care) 
sowie Sozialpädagogik/Pädagogik –

WPrOSozPädCare)

Vom 15. Dezember 2009

Es wird verordnet auf Grund von

1. § 18 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 des Landesbeamten-
gesetzes in der Fassung vom 19. März 1996 (GBl.
S. 286) im Benehmen mit dem Innenministerium,

2. § 34 Abs. 5 Satz 2 des Landeshochschulgesetzes (LHG)
vom 1. Januar 2005 (GBl. S. 1), geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 3. Dezember 2008 (GBl. S. 435,
440), im Einvernehmen mit dem Wissenschaftsminis-
terium,

3. § 35 Abs. 3 des Schulgesetzes für Baden-Württemberg
in der Fassung vom 1. August 1983 (GBl. S. 397), ge-
ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. Dezem-
ber 1995 (GBl. 1996 S. 29):

§ 1

Ziel des Studiums, Zweck der Prüfung, Grundlagen

(1) Die Studiengänge für das höhere Lehramt an beruf-
lichen Schulen in den beruflichen Fachrichtungen Ge-
sundheit und Gesellschaft (Care) sowie Sozialpädagogik/
Pädagogik haben das Ziel, die Professionalität und Qua-
lität künftiger Lehrkräfte in diesen Fachbereichen an be-
ruflichen Schulen zu sichern. In der Ersten Staatsprüfung
soll nachgewiesen werden, dass die fachwissenschaft-
lichen, fachdidaktischen, erziehungswissenschaftlichen,
berufspädagogischen und im Fach Sport die fachprakti-
schen und in den Fremdsprachen die sprachpraktischen
Kenntnisse und Kompetenzen, einschließlich personaler
Kompetenzen, erworben wurden, die für die Erziehungs-
und Bildungsarbeit an beruflichen Schulen in den beruf-
lichen Fachrichtungen Gesundheit und Gesellschaft
(Care) sowie Sozialpädagogik/Pädagogik und für die
Übernahme in den Vorbereitungsdienst erforderlich sind.

(2) Mit der Ersten Staatsprüfung für das höhere Lehramt
an beruflichen Schulen wird das modularisierte Studium
für das Lehramt an beruflichen Schulen in den Fachrich-
tungen Gesundheit und Gesellschaft (Care) oder Sozial-
pädagogik/Pädagogik abgeschlossen.

(3) Die Prüfung für das höhere Lehramt an beruflichen
Schulen in der Fachrichtung Gesundheit und Gesell-
schaft (Care) und in der Fachrichtung Sozialpädagogik/
Pädagogik erfolgt nach Maßgabe dieser Verordnung in
den Prüfungsfächern nach den Anlagen A bis D.

(4) Soweit die nachfolgenden Bestimmungen Begriffe
wie Beauftragter, Bewerber, Professor, Prüfer, Ausbil-
dungslehrer, Vertreter, Vorsitzender und dergleichen ent-
halten, sind dies funktionsbezogene Beschreibungen, die
gleichermaßen für Frauen und Männer gelten. 

§ 2

Aufgaben der Hochschulen

(1) Die Ausbildung von Lehrkräften für das höhere
Lehramt an beruflichen Schulen in der Fachrichtung
Gesundheit und Gesellschaft (Care) ist Aufgabe der Uni-
versität Heidelberg und in der Fachrichtung Sozial-
pädagogik/Pädagogik Aufgabe der Universität Tübingen
beziehungsweise im Fach Jüdische Religionslehre der
Hochschule für Jüdische Studien Heidelberg. Der Zu-
gang zum Studium des Fachs Sport an Universitäten er-
folgt nach § 58 Abs. 6 LHG.

(2) Die zuständigen Universitäten kooperieren in der be-
ruflichen Lehramtsausbildung im Rahmen der vorhande-
nen Möglichkeiten durch Kooperationsvereinbarungen
im Bereich der Pädagogik und der Fachdidaktiken mit
den Staatlichen Seminaren für Didaktik und Lehrerbil-
dung (Berufliche Schulen) sowie mit den Pädagogischen
Hochschulen. Darüber hinaus sind weitere Kooperatio-
nen auf vertraglicher Grundlage möglich. Pädagogische
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und fachdidaktische Veranstaltungen müssen den beson-
deren Erfordernissen der berufsschulischen Ausbildung
nach den jeweils geltenden Bildungsplänen Rechnung
tragen. Bei Kooperationen ist Ausbildungsort die Hoch-
schule, an welcher der Studierende eingeschrieben ist.
Bei Kooperationen der Hochschule für Jüdische Studien
mit Universitäten sind jeweils beide Hochschulen Aus-
bildungsort.

(3) Die Hochschulen sind für die begleitenden Prüfungen
zuständig und übermitteln bei der Meldung des Prüflings
zur Prüfung den Nachweis der absolvierten Leistungs-
punkte und der erzielten Noten sowie die Durchschnitts-
noten in den Modulen der Fächer, der Fachdidaktiken,
des Bildungswissenschaftlichen Begleitstudiums und des
berufspädagogischen Studiums an das Landeslehrer-
prüfungsamt, ebenso ein deutschsprachiges und ein eng-
lischsprachiges Diploma Supplement, die Auskunft über
das dem Abschluss zugrunde liegende Studium im Ein-
zelnen erteilen und von der Hochschule unterzeichnet
sind. Die Noten sind jeweils mit zwei Dezimalen hinter
dem Komma auszuweisen.

§ 3

Prüfungsamt

(1) Die Durchführung der Prüfung obliegt dem Landes-
lehrerprüfungsamt (Prüfungsamt). Das Prüfungsamt ist
für die nach dieser Verordnung zu treffenden Entschei-
dungen zuständig, soweit in den nachfolgenden Bestim-
mungen nicht andere Zuständigkeiten festgelegt sind.

(2) Beauftragte des Prüfungsamtes sind berechtigt, bei
Prüfungen anwesend zu sein.

§ 4

Prüfungsausschüsse und Prüfer

(1) Das Prüfungsamt bestellt für jeden Prüfungstermin
die Prüfer und bildet die erforderlichen Prüfungsaus-
schüsse für die mündlichen Prüfungen. Es bestellt ferner
die Prüfer, die berechtigt sind, Themen für die wissen-
schaftliche Arbeit zu stellen.

(2) Zu Mitgliedern der Prüfungsausschüsse und zu Prü-
fern werden in der Regel Professoren und Juniorprofesso-
ren der für das berufliche Lehramtsstudium zuständigen
Hochschulen sowie Angehörige des Kultusbereichs er-
nannt; bestellt werden können ferner auch alle Personen
aus dem Kreis des hauptberuflich tätigen wissenschaft-
lichen und des sonstigen wissenschaftlichen Personals der
Hochschulen (§ 44 Abs. 1 und 2 LHG). Ausgenommen
sind wissenschaftliche und studentische Hilfskräfte.

(3) Jeder Prüfungsausschuss für die mündliche Prüfung
besteht aus einem Angehörigen des Kultusbereichs als
Vorsitzendem und aus bis zu vier Prüfern. Der Vorsitzende
des Prüfungsausschusses ist dafür verantwortlich, dass
die Bestimmungen der Prüfungsordnung eingehalten wer-
den. Er leitet die Prüfung und ist befugt, selbst zu prüfen.

(4) Wer aus dem Kultusbereich oder dem Lehrkörper 
der Hochschule ausscheidet oder entpflichtet wird, kann
noch bis zum Ende derjenigen Prüfungstermine an der
Staatsprüfung mitwirken, die innerhalb von zwei Jahren
nach dem Ausscheiden oder der Entpflichtung beginnen.
Darüber hinaus kann das Prüfungsamt in besonderen
Fällen auf Antrag der für das jeweilige Fach zuständigen
Einrichtung der Hochschule oder bei Vorliegen eines öf-
fentlichen Interesses Ausnahmen zulassen.

(5) Die zuständige Kirche oder Religionsgemeinschaft
kann für die Prüfungen in Evangelischer Theologie, Ka-
tholischer Theologie oder Jüdischer Religionslehre einen
Beauftragten als weiteren Prüfer benennen; dieser muss
nicht dem in Absatz 2 bezeichneten Personenkreis an-
gehören. Die Prüfungstermine werden den zuständigen
Kirchenbehörden oder der Religionsgemeinschaft mit-
geteilt.

(6) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse und die sons-
tigen zur Bewertung von Prüfungsteilen bestellten Perso-
nen sind bei ihrer Prüfertätigkeit unabhängig und nicht
an Weisungen gebunden. Sie sind zur Verschwiegenheit
über die Prüfungsvorgänge verpflichtet.

§ 5

Regelstudienzeit, Studienumfang und 
Verteilung der Leistungspunkte

(1) Das Studium ist modular aufgebaut. Die Regelstu-
dienzeit für das höhere Lehramt an beruflichen Schulen
in der Fachrichtung Gesundheit und Gesellschaft (Care)
und in der Fachrichtung Sozialpädagogik/Pädagogik be-
trägt einschließlich des Schulpraxissemesters sowie der
Prüfungszeit 10 Semester. Der Studienumfang entspricht
300 ECTS-Punkten (Leistungspunkte). Soweit in An-
lage A vorgeschriebene Kenntnisse in einer alten Fremd-
sprache (Latein, Griechisch, Hebräisch) nicht durch das
Reifezeugnis nachgewiesen sind, bleiben je Fremdspra-
che bis zu 2 Semester unberücksichtigt. Sind moderne
Fremdsprachen Studienvoraussetzung, können für diese,
mit Ausnahme von Englisch, zusammen bis zu 2 Semes-
ter zusätzlich verwendet werden.

(2) Die Kompetenz- und Inhaltsbeschreibungen nach 
der Anlage A werden von den Hochschulen durch die
Pflichtmodule umgesetzt. Das Nähere regeln die Stu-
dien- und Prüfungsordnungen der Hochschulen im Gel-
tungsbereich dieser Verordnung.

(3) Die Leistungspunkte werden wie folgt verteilt:

Leistungspunkte

Berufliche Pflichtmodule 80
Fachrichtung Fachdidaktikmodule 10

Allgemein Pflichtmodule 80
bildendes Fach Fachdidaktikmodule 10

Bildungswissenschaftliches Begleitstudium 20



Leistungspunkte

Berufspädagogik 8

Module Personale Kompetenz 6

Schulpraxissemester 16

Wissenschaftliche Arbeit 20

Mündliche Prüfung 1. Hauptfach 10

Mündliche Prüfung 2. Hauptfach 10

Praktikum 30

Summe 300.

(4) In jedem Fach müssen die 10 Leistungspunkte der
Fachdidaktik die vorgegebenen fachdidaktischen Curri-
cula (nach Anlage A) abdecken, 80 Leistungspunkte die
fachwissenschaftlichen Curricula (nach Anlage A). Wer-
den in verschiedenen Fächern dieselben Studienleistun-
gen gefordert, müssen diese nur einmal nachgewiesen
werden; die frei werdenden Leistungspunkte müssen in
den beteiligten Fächern durch fachwissenschaftliche
Wahlmodule nach Wahl des Studierenden ersetzt werden.

(5) 20 Leistungspunkte entfallen auf Bildungswissen-
schaftliche Begleitstudien (nach Anlage B), 8 Leistungs-
punkte auf Veranstaltungen zur Berufspädagogik (nach
Anlage C) und 6 Leistungspunkte auf Veranstaltungen
zur Weiterentwicklung personaler Kompetenzen für den
Lehrerberuf (nach Anlage D).

(6) Für die Modulgestaltung sind die Kompetenz- und
Inhaltsbeschreibungen nach den Anlagen A bis D maß-
geblich.

§ 6

Prüfungsfächer und Fächerverbindungen

(1) Die Prüfung wird im Fach Gesundheit und Gesell-
schaft (Care) und einem der folgenden Fächer abgelegt:
Deutsch, Englisch, Evangelische Theologie, Informatik,
Jüdische Religionslehre, Katholische Theologie, Mathe-
matik, Philosophie/Ethik, Politikwissenschaft, Spanisch,
Sport.

(2) Die Prüfung wird im Fach Sozialpädagogik/Pädago-
gik und einem der folgenden Fächer abgelegt: Deutsch,
Englisch, Evangelische Theologie, Geschichte, Informa-
tik, Jüdische Religionslehre, Katholische Theologie, Ma-
thematik, Philosophie/Ethik, Physik, Politikwissenschaft,
Spanisch.

§ 7

Akademische Zwischenprüfung

(1) Die Hochschulen legen gemäß § 32 LHG in ihren
Zwischenprüfungsordnungen fest, dass die akademische
Zwischenprüfung bis zum Ende des vierten Semesters
abzulegen ist. Sie kann aus studienbegleitenden Prüfungs-
leistungen bestehen. Wer die Zwischenprüfung ein-
schließlich etwaiger Wiederholungen bis zum Beginn des
siebten Fachsemesters nicht bestanden hat, verliert den
Prüfungsanspruch, es sei denn er hat die Fristüberschrei-
tung nicht zu vertreten.

(2) Die Zwischenprüfung wird von der Hochschule nach
Maßgabe der jeweiligen Zwischenprüfungsordnung ab-
genommen.

§ 8

Art und Umfang der Prüfung

(1) Die Prüfung umfasst:

1. die wissenschaftliche Arbeit und

2. die mündlichen Prüfungen.

Die Anforderungen an diese Prüfungsteile ergeben sich
aus den in Anlage A ausgewiesenen Kompetenzen und
Studieninhalten.

(2) Als Prüfungsleistungen nach Absatz 1 gelten auch die
Ergebnisse der studienbegleitenden Modulprüfungen der
Hochschulen in den Fächern, im Bildungswissenschaft-
lichen Begleitstudium und in Berufspädagogik.

§ 9

Voraussetzungen für die Zulassung zur Prüfung

(1) Zur Prüfung wird nur zugelassen, wer

1. die Qualifikation für die Zulassung zu dem Studien-
gang besitzt (§§ 58 und 59 LHG),

2. in beiden Fächern die akademische Zwischenprüfung
oder eine gleichwertige Prüfung bestanden hat,

3. ein Schulpraxissemester nachgewiesen hat,

4. den Nachweis über die gegebenenfalls vorgeschrie-
benen Sprachkenntnisse erbracht hat,

5. die nach Anlage B und C geforderten Nachweise 
über den erfolgreichen Abschluss der Bildungswissen-
schaftlichen Begleitstudien und der Berufspädagogik
erbracht hat,

6. die geforderten Nachweise über die Module Personale
Kompetenz (Anlage D) erbracht hat und

7. die Nachweise über erfolgreich absolvierte Modul-
prüfungen nach § 5, die im Pflichtbereich die Inhalte
nach Anlagen A, B und C abdecken, erbracht hat,
einschließlich der erzielten Durchschnittsnoten jeweils
in Fachwissenschaft und Fachdidaktik eines Faches.

(2) Die erfolgreiche Teilnahme an einem Modul nach
Absatz 1 Nr. 5 und 7 erfordert, dass die Leistung in einer
mündlichen Prüfung, einer Aufsichtsarbeit, einer schrift-
lichen Ausarbeitung oder in einem Referat, im Fach
Sport auch in fachpraktischen Aufgaben, mindestens mit
»ausreichend« (4,00) bewertet worden ist.

(3) Das Prüfungsamt kann Ausnahmen von Absatz 1 Nr. 5
und 7 zulassen, wenn der Nachweis erbracht wird, dass
der Besuch einzelner Module entbehrlich ist, weil gleich-
wertige Leistungen in einem anderen Ausbildungsgang
erbracht wurden, weil in den neusprachlichen Fächern die
studierte Fremdsprache die Muttersprache ist oder weil
ein mehrjähriger Aufenthalt im entsprechenden Sprach-
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gebiet absolviert wurde; bei Leistungsnachweisen nach
der Anlage A müssen die entbehrlichen Module durch
fachwissenschaftliche Wahlmodule dann ersetzt werden,
wenn die für das Fach zuständige Einrichtung der Hoch-
schule die Gleichwertigkeit eines im jeweils anderen Fach
oder im Fach einer Erweiterungsprüfung erworbenen
Leistungsnachweises feststellt.

§ 10

Meldung zur Prüfung

(1) Die Prüfung wird zweimal jährlich abgenommen.

(2) Der Antrag auf Zulassung zur Prüfung ist spätestens
zum festgesetzten Termin schriftlich mit den Unterlagen
nach Absatz 3 an die Außenstelle des Prüfungsamtes zu
richten, in deren Bezirk die Hochschule liegt, an der im
Semester des Meldetermins die Zulassung im Studien-
gang für das höhere Lehramt an beruflichen Schulen in
der Fachrichtung Gesundheit und Gesellschaft (Care)
oder Sozialpädagogik/Pädagogik bestand. Dabei sind die
Hauptfächer und gegebenenfalls das Fach der Erweite-
rungsprüfung anzugeben.

(3) Der Meldung sind beizufügen:

1. ein Personalbogen mit Lichtbild,

2. ein eigenhändig unterschriebener Lebenslauf mit An-
gaben über die bisher abgelegten Prüfungen,

3. eine Erklärung, ob und gegebenenfalls wo und mit
welchem Ergebnis eine Prüfung für ein Lehramt be-
reits ganz oder teilweise abgelegt wurde,

4. die Nachweise nach § 9,

5. die Studiennachweise der besuchten Universitäten,

6. der Vorschlag der Prüfungsschwerpunkte nach Anlage
A, die der Bewerber mit Zustimmung der Prüfer für
die mündlichen Prüfungen angegeben hat,

7. gegebenenfalls die Angabe der Zeiten, die zur Weiter-
bildung in den modernen Fremdsprachen im Ausland
verbracht wurden,

8. die Bescheinigung über das Schulpraxissemester und

9. gegebenenfalls die Zeugnisse über abgelegte Lehramt-
sprüfungen und die erworbenen akademischen Zeug-
nisse und Diplome.

Zeugnisse sind in amtlich beglaubigter Abschrift oder
amtlich beglaubigter Ablichtung vorzulegen. Die Vorlage
der Urschriften kann verlangt werden. Das Prüfungsamt
kann auf die Vorlage einzelner Nachweise durch den Prüf-
ling verzichten, sofern diese von den Hochschulen elek-
tronisch zur Verfügung gestellt werden.

(4) Die Nachweise nach § 9 Abs. 1 Nr. 3, 5, 6 und 7, die im
Semester des Meldetermins noch erworben werden, müs-
sen zu dem von der zuständigen Außenstelle des Prü-
fungsamtes für alle Bewerber einheitlich festgelegten
späteren Termin vorliegen. Die Leistungsnachweise im
Bildungswissenschaftlichen Begleitstudium, in Berufs-

pädagogik und in den Modulen Personale Kompetenz
sind vor der Zulassung zur Prüfung im zweiten Fach vor-
zulegen.

§ 11

Zulassung zur Prüfung

Über die Zulassung zur Prüfung entscheidet das Prü-
fungsamt. Die Entscheidung des Prüfungsamtes über die
Zulassung zur Prüfung ergeht für beide Fächer gleichzei-
tig. Eine Ablehnung ist schriftlich zu begründen.

Die Zulassung ist zu versagen, wenn

1. die Zulassungsvoraussetzungen nach § 9 nicht erfüllt
sind,

2. die nach § 10 Abs. 3 vorzulegenden Unterlagen un-
vollständig oder nicht fristgerecht vorgelegt wurden,

3. der Prüfungsanspruch nach § 13 Abs. 10 oder § 20
Abs. 4 erloschen ist oder

4. der Prüfungsanspruch in einer gleichwertigen Lehr-
amtsprüfung erloschen ist.

§ 12

Zeitpunkt der Prüfung

(1) Bis Ende des 10. Semesters im Studium für das Lehr-
amt an beruflichen Schulen kann die mündliche Prüfung
nach Fächern in zwei unmittelbar aufeinander folgende
Termine aufgeteilt werden. Nach dem Ende des 10. Se-
mesters werden die mündlichen Prüfungen in beiden
Fächern in einem Termin abgelegt. Entscheidend ist der
Zulassungstermin; für die Berechnung der Semesterzahl
gilt § 21 Abs. 3 entsprechend. Die vom Prüfungsamt be-
stimmten Termine für das zweite Fach bleiben bestehen,
auch wenn die Prüfung im vorgezogenen Fach mit Ge-
nehmigung unterbrochen oder wiederholt wird.

(2) Hinsichtlich der Regelungen über Termine und Fris-
ten der abzulegenden Prüfungen finden die Schutzfristen
nach § 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes
Anwendung. Studierende, die mit einem Kind unter acht
Jahren, für das ihnen die Personensorge zusteht, im sel-
ben Haushalt leben und es überwiegend allein versorgen,
sind berechtigt, einzelne Prüfungsleistungen nach Ablauf
der in dieser Prüfungsordnung hierfür vorgesehenen
Fristen abzulegen, wobei die Verlängerung drei Jahre je
Kind nicht überschreiten darf. Entsprechendes gilt für
die Fristen zur Erbringung von Studienleistungen. Fris-
ten für Wiederholungsprüfungen können nur um bis zu
zwei Semester verlängert werden. Die Berechtigung er-
lischt mit dem Ablauf des Semesters, in dem die in Satz 2
genannten Voraussetzungen entfallen; die Frist für das
Erlöschen des Prüfungsanspruchs nach § 7 Abs. 1 Satz 3
beginnt mit dem Erlöschen der Berechtigung. Im Üb-
rigen erlischt die Berechtigung spätestens mit Ablauf 
des Semesters, in dem das Kind sein achtes Lebensjahr
vollendet hat. Die Studierenden haben die entsprechen-



den Nachweise zu führen; sie sind verpflichtet, Änderun-
gen bei den Voraussetzungen unverzüglich mitzuteilen.

(3) Wer, ohne studierunfähig zu sein, wegen länger an-
dauernder Krankheit oder wegen länger andauernder oder
ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage ist,
die Lehrveranstaltungen regelmäßig zu besuchen oder die
erwarteten Studienleistungen zu erbringen, ist berechtigt,
einzelne Prüfungsleistungen nach Ablauf der in dieser
Prüfungsordnung hierfür vorgesehenen Fristen abzule-
gen; Entsprechendes gilt für die Fristen zur Erbringung
von Studienleistungen. Fristen für Wiederholungsprüfun-
gen können nur um bis zu zwei Semester verlängert wer-
den; im Übrigen beträgt die Verlängerungsfrist höchstens
drei Jahre. Entsprechende Nachweise sind zu führen, ins-
besondere ärztliche Atteste mit Angabe der Befundtat-
sachen vorzulegen; die Hochschule oder das Prüfungsamt
kann in Zweifelsfällen die Vorlage eines amtsärztlichen
Attestes verlangen. Die Studierenden sind verpflichtet,
Änderungen bei den Voraussetzungen unverzüglich mit-
zuteilen.

§ 13

Wissenschaftliche Arbeit

(1) In der wissenschaftlichen Arbeit wird nachgewiesen,
dass ein Thema mit den Methoden und Hilfsmitteln des
Faches sachgerecht bearbeitet werden kann. Sie kann in
jedem der studierten Hauptfächer der Anlage A geschrie-
ben werden. Das Thema muss auf die fachspezifischen
Kompetenzen und Studieninhalte der Anlage A bezogen
sein. Unterrichtspraktische Arbeiten und Gemeinschafts-
arbeiten sind nicht zulässig.

(2) Das Thema ist so zu stellen, dass vier Monate zur
Ausarbeitung genügen. Das Thema wird frühestens nach
dem Bestehen der akademischen Zwischenprüfung
durch einen vom Bewerber gewählten und zur Themen-
stellung berechtigten Prüfer (§ 4 Abs. 1 Satz 2) vorge-
schlagen. Dieser Prüfer wird in der Regel als Korrektor
tätig. Anregungen der Bewerber zum Thema können
berücksichtigt werden. Nach Billigung des Themas wird
dieses vom Prüfungsamt vergeben. Das Prüfungsamt
gibt das Thema vor Beginn der mündlichen Prüfung dem
Studierenden bekannt. Wurde nach Absatz 3 die Anferti-
gung der Arbeit nach der mündlichen Prüfung gestattet,
muss diese Meldung innerhalb eines Monats nach der
mündlichen Prüfung im zweiten Fach beim Prüfungsamt
eingegangen sein. 

(3) Im Fach Physik kann auf begründeten Vorschlag der
für das Fach zuständigen Einrichtung der Universität die
Anfertigung auch nach der mündlichen Prüfung, spätes-
tens jedoch im Anschluss an die mündliche Prüfung im
zweiten Fach gestattet werden.

(4) Die wissenschaftliche Arbeit ist in deutscher Sprache
abzufassen und gedruckt und gebunden vorzulegen. In
den fremdsprachlichen Fächern kann die Arbeit in der
betreffenden Sprache verfasst werden. Mit Zustimmung

der Prüfer können Arbeiten auch in anderen Fächern in
englischer oder französischer Sprache verfasst werden.

(5) Innerhalb eines Monats nach Vergabe kann das er-
haltene Thema einmal zurückgegeben werden und bei
demselben oder einem anderen Prüfer ein neues Thema
beantragt werden. Die Rückgabe ist dem Prüfungsamt
unverzüglich mitzuteilen; im Übrigen gilt Absatz 2 Satz 2.

(6) Ein Exemplar der fertig gestellten Arbeit ist bis 
zum Ablauf der Bearbeitungsdauer nach Absatz 2 Satz 1
dem Prüfer, der das Thema gestellt hat, zu übergeben; 
ein zweites Exemplar ist unmittelbar dem Prüfungsamt
vorzulegen. Kann diese Frist wegen Krankheit oder aus
einem anderen wichtigen Grund nicht eingehalten wer-
den, so kann sie vom Prüfungsamt um höchstens drei
Monate verlängert werden.

(7) Der Arbeit ist die schriftliche Versicherung beizu-
fügen, dass die Arbeit selbständig angefertigt, nur die an-
gegebenen Hilfsmittel benutzt und alle Stellen, die dem
Wortlaut oder dem Sinne nach anderen Werken, gegebe-
nenfalls auch elektronischen Medien, entnommen sind,
durch Angabe der Quelle als Entlehnung kenntlich ge-
macht wurden. Entlehnungen aus dem Internet sind
durch datierten Ausdruck der ersten Seite zu belegen, auf
Nachfrage gedruckt oder auf einem elektronischen Spei-
chermedium im PDF-Format in einem Zeitraum von
zwei Jahren nach Abgabe der Arbeit.

(8) Der Prüfer, der das Thema gestellt hat, übermittelt
sein Gutachten und die Note nach § 15 dem Prüfungsamt
vor Beginn der mündlichen Prüfung, sofern diese nicht
nach Absatz 3 vor der Themenstellung stattfindet oder
nach Absatz 6 Satz 2 eine Verlängerung ausgesprochen
wurde. Ist der Prüfer an der Begutachtung der Arbeit ver-
hindert, so leitet er das Exemplar der Arbeit unverzüglich
dem Prüfungsamt zu, das die Begutachtung durch einen
anderen Prüfer veranlasst.

(9) Wird die Arbeit mit einer schlechteren Note als »aus-
reichend« (4,0) bewertet, veranlasst das Prüfungsamt eine
weitere Begutachtung durch einen zweiten Korrektor als
weiteren Prüfer. Schließt das Zweitgutachten mit der Note
»ausreichend« (4,0) oder besser, setzt das Prüfungsamt
die endgültige Note für die Arbeit fest. Schließt auch das
Zweitgutachten nicht mit mindestens der Note »ausrei-
chend« (4,0) oder setzt das Prüfungsamt nicht mindestens
die Note »ausreichend« (4,0) fest, so kann innerhalb von
vier Wochen nach Bekanntgabe der Note ein neues Thema
für eine Wiederholungsarbeit beantragt werden. Ein neues
Thema für eine Wiederholungsarbeit kann auch dann
innerhalb von vier Wochen beantragt werden, wenn die
Arbeit nicht fristgerecht abgegeben oder nach Zulassung
zur Prüfung ein Thema nicht fristgerecht nach Absatz 2
Satz 4 vor der mündlichen Prüfung angemeldet oder die
Vergabe des Themas der Arbeit dem Prüfungsamt nicht
fristgerecht nach Absatz 2 Satz 6 gemeldet wurde und das
Fristversäumnis vom Bewerber zu vertreten ist. Die An-
tragsfrist für die Vergabe des neuen Themas beginnt im
zuletzt genannten Fall mit dem Abschluss der mündlichen
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Prüfung im entsprechenden Fach, in den übrigen Fällen
mit Ablauf der versäumten Abgabefrist oder Vergabefrist.
Bei der Wahl des neuen Themas bleiben das bisherige
Thema und dessen Umkreis, gegebenenfalls auch das
Thema der Klausurarbeiten sowie die Schwerpunkte der
mündlichen Prüfung außer Betracht.

(10) Wird auch die zweite Arbeit mit einer schlechteren
Note als »ausreichend« (4,0) bewertet oder nach dem
Verfahren nach Absatz 9 Satz 1 und 2 vom Prüfungsamt
eine schlechtere Note als »ausreichend« (4,0) festgesetzt
oder wird für die Wiederholung versäumt, fristgerecht
ein neues Thema zu beantragen, oder wird die Frist für
die Abgabe der zweiten Arbeit nicht eingehalten, gilt die
Erste Staatsprüfung für das höhere Lehramt an berufli-
chen Schulen als endgültig nicht bestanden. § 20 Abs. 4
Satz 1 gilt entsprechend.

(11) Eine Dissertation, Masterarbeit, Diplomarbeit, Ma-
gisterarbeit oder entsprechende wissenschaftliche Arbeit
aus einem der beiden Hauptfächer kann, und soweit das
Prüfungsamt es für erforderlich hält, nach Anhörung der
für das jeweilige Fach zuständigen Einrichtung der Uni-
versität, als wissenschaftliche Arbeit anerkannt werden.

(12) Ergänzend zur wissenschaftlichen Arbeit kann nach
Wahl des Bewerbers ein etwa halbstündiger, hochschul-
öffentlicher Demonstrationsvortrag oder eine Projekt-
präsentation treten, deren Bewertung in die Note der
wissenschaftlichen Arbeit in angemessenem Maße ein-
geht. Die Wahl ist spätestens bei Vorlage der Arbeit dem
Prüfungsamt mitzuteilen.

§ 14

Mündliche Prüfung 

(1) Die Bewerber werden in jedem Fach einzeln münd-
lich geprüft. Die Anforderungen ergeben sich aus der
Anlage A.

(2) Die mündlichen Prüfungen dauern je Fach jeweils
etwa 60 Minuten.

(3) Die Führung des Prüfungsgesprächs in einem Fach
kann auf mehrere Prüfer verteilt werden. Die den einzel-
nen Prüfern zur Verfügung stehende Zeit bestimmt der
Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf der Basis der
Vorgaben in der Anlage A.

(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses werden vor
Beginn des Prüfungsgesprächs über die vom Bewerber
gewählten Prüfungsgebiete und, sofern nicht die Anferti-
gung der wissenschaftlichen Arbeit nach der mündlichen
Prüfung gestattet wurde, über das Thema der wissen-
schaftlichen Arbeit unterrichtet.

(5) Die mündliche Prüfung erstreckt sich auf die für das
jeweilige Fach in Anlage A genannten Anforderungen.
Höchstens zwei Drittel der Zeit einer mündlichen Prü-
fung darf sich auf vom Bewerber anzugebende Prüfungs-
schwerpunkte beziehen. Die restliche Zeit ist einem
Überblick im Sinne einer Gesamtschau des jeweiligen
Faches zu widmen; fachspezifische Besonderheiten erge-

ben sich aus den Anlagen. Die wissenschaftliche Arbeit
und die Schwerpunktthemen dürfen sich nicht über-
schneiden, ihre Inhalte sind ausgeschlossen bei der Über-
prüfung des Grundlagen- und Überblickwissens. Fach-
didaktik ist nicht Gegenstand der mündlichen Prüfung;
sofern in den Fächern Evangelische Theologie, Jüdische
Religionslehre oder Katholische Theologie jedoch ein
religionspädagogischer Schwerpunkt gewählt wurde,
kann dieser auch fachdidaktische Aspekte enthalten (ver-
gleiche Anlage A), ebenso im Fach Sport bei der Wahl
eines sportpädagogischen Schwerpunkts.

(6) Über die mündliche Prüfung jedes Bewerbers ist eine
Niederschrift zu fertigen, die von den Mitgliedern des
Prüfungsausschusses unterschrieben wird. In die Nieder-
schrift sind aufzunehmen:

1. Tag und Ort der Prüfung,

2. die Besetzung des Prüfungsausschusses,

3. der Name und Vorname des Bewerbers,

4. die Dauer der Prüfung und die Themen,

5. die Prüfungsnote und, falls eröffnet, die sie tragenden
Gründe, sowie

6. gegebenenfalls besondere Vorkommnisse.

Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses bestimmt, wer
die Niederschrift fertigt.

(7) Die jeweils erbrachten Prüfungsleistungen in der
mündlichen Prüfung sind von allen Mitgliedern des
Prüfungsausschusses insgesamt zu beurteilen und zu be-
werten. Die Bewertung mit einer Note nach § 15 erfolgt
unmittelbar im Anschluss an diese Prüfung. Kann sich der
Prüfungsausschuss auf keine bestimmte Note einigen
oder mehrheitlich mit der Stimme des Vorsitzenden für
keine Note entscheiden, wird das Ergebnis aus dem
Durchschnitt der Bewertungen der Mitglieder des Prü-
fungsausschusses auf die zweite Dezimale errechnet und
nach § 16 Abs. 2 auf eine ganze oder halbe Note gerundet.

(8) Im Anschluss an die mündliche Prüfung eröffnet der
Vorsitzende auf Wunsch die Note, auf Verlangen auch
deren tragende Gründe.

(9) Studierende desselben Studienfaches, die die Zwi-
schenprüfung abgelegt haben und die Prüfung nicht zu
demselben Termin ablegen, kann das Prüfungsamt mit
Zustimmung des Bewerbers und der Mitglieder des Prü-
fungsausschusses im Umfang der vorhandenen Plätze als
Zuhörer an der mündlichen Prüfung zulassen. Die Zulas-
sung erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekannt-
gabe des Prüfungsergebnisses.

(10) Ein Anspruch auf bestimmte Prüfer besteht nicht.

§ 15

Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) Die Leistungen in den Modulprüfungen werden von
den Hochschulen bewertet; für das Bestehen wird eine
Notenskala von mindestens 4,00 bis höchstens 1,00 ver-



wendet. Das Nähere wird in den Studien- und Prüfungs-
ordnungen der Hochschule geregelt.

(2) Die Leistungen in der wissenschaftlichen Arbeit so-
wie in den mündlichen Prüfungen sind nach der folgen-
den Notenskala zu bewerten:

sehr gut (1) = eine Leistung, die den Anforderungen
in besonderem Maße entspricht,

gut (2) = eine Leistung, die den Anforderungen
voll entspricht,

befriedigend (3) = eine Leistung, die im Allgemeinen
den Anforderungen entspricht,

ausreichend (4) = eine Leistung, die zwar Mängel auf-
weist, aber im Ganzen den Anforde-
rungen noch entspricht,

mangelhaft (5) = eine Leistung, die den Anforderun-
gen nicht entspricht, jedoch erkennen
lässt, dass die notwendigen Grund-
kenntnisse vorhanden sind,

ungenügend (6) = eine Leistung, die den Anforderungen
nicht entspricht und bei der die not-
wendigen Grundkenntnisse fehlen.

(3) Zwischennoten (halbe Noten) können erteilt werden.
Für Zwischennoten sind folgende Bezeichnungen zu ver-
wenden:

sehr gut bis gut,

gut bis befriedigend,

befriedigend bis ausreichend,

ausreichend bis mangelhaft,

mangelhaft bis ungenügend.

§ 16

Ermittlung der Endnoten und der Gesamtnote

(1) Nach Abschluss der Prüfung stellt das Prüfungsamt 
die Endnote in den einzelnen Prüfungsfächern sowie die
Endnote für die Pädagogisch-psychologischen Studien,
die Berufspädagogik, die Fachdidaktiken und die wissen-
schaftliche Arbeit fest. Dabei werden die Ergebnisse der
Modulprüfungen gemäß ihrem Anteil an ECTS-Punkten
gewichtet. Die Endnote der Prüfungsfächer errechnet 
sich aus dem Durchschnitt der Modulergebnisse (Pflicht-
und Wahlmodule) und dem Ergebnis der abschließenden
Prüfungen. Die Endnote wird auf die zweite Dezimale
errechnet.

(2) Ein nach Absatz 1 errechneter Durchschnitt von

1,00 bis 1,24 ergibt die Note »sehr gut« (1,0),

1,25 bis 1,74 ergibt die Note »sehr gut bis gut« (1,5),

1,75 bis 2,24 ergibt die Note »gut« (2,0),

2,25 bis 2,74 ergibt die Note »gut bis befriedigend«
(2,5),

2,75 bis 3,24 ergibt die Note »befriedigend« (3,0),

3,25 bis 3,74 ergibt die Note »befriedigend bis
ausreichend« (3,5),

3,75 bis 4,00 ergibt die Note »ausreichend« (4,0),

4,01 bis 4,74 ergibt die Note »ausreichend bis
mangelhaft« (4,5),

4,75 bis 5,24 ergibt die Note »mangelhaft« (5,0),

5,25 bis 5,74 ergibt die Note »mangelhaft bis
ungenügend« (5,5),

5,75 bis 6,00 ergibt die Note »ungenügend« (6,0).

(3) Die Prüfung für das höhere Lehramt an beruflichen
Schulen in der beruflichen Fachrichtung Gesundheit und
Gesellschaft (Care) beziehungsweise Sozialpädagogik/
Pädagogik ist bestanden, wenn in sämtlichen Modul-
prüfungen, in der wissenschaftlichen Arbeit und in der
mündlichen Prüfung in jedem der beiden Fächer jeweils
mindestens die Note »ausreichend« (4,0) erzielt wurde.

(4) Die Endnote »ausreichend« (4,0) oder eine bessere
Endnote kann in einem Fach nicht erteilt werden, wenn
bei der mündlichen Prüfung in einem Fach mit sprach-
wissenschaftlichem und literaturwissenschaftlichem
Prüfungsgebiet die Leistung in einem dieser Gebiete
schlechter als »mangelhaft« (5,0) bewertet wurde.

(5) Die Erteilung der Endnote »ausreichend« (4,0) oder
einer besseren Endnote in den Fächern einer lebenden
Fremdsprache ist bei nicht ausreichender Sprachbeherr-
schung oder schweren Sprachfehlern ausgeschlossen
sowie in allen Fächern bei nicht ausreichender Beherr-
schung der deutschen Sprache.

(6) Wer in einem allgemein bildenden Fach nach § 6 die
Endnote »ausreichend« (4,0) nicht erreicht hat, aber im
Fach der Erweiterungsprüfung im selben Prüfungstermin
mindestens »ausreichende« (4,0) Leistungen erbringt,
kann auf Antrag das Fach der Erweiterungsprüfung an
die Stelle des nicht bestandenen allgemein bildenden
Faches treten lassen, falls die wissenschaftliche Arbeit in
der erfolgreich abgeschlossenen beruflichen Fachrich-
tung angefertigt wurde.

(7) Die Gesamtnote der Ersten Staatsprüfung ergibt sich
aus dem auf die zweite Dezimale hinter dem Komma ab-
brechend errechneten Durchschnitt der Modulprüfungen
in den Fächern, der Modulprüfungen in den Pädago-
gisch-psychologischen Studien und in Berufspädagogik,
der Note der wissenschaftlichen Arbeit und aus den No-
ten der abschließenden mündlichen Prüfungen in den
Fächern. Der Berechnung werden die Endnoten mit zwei
Dezimalen hinter dem Komma zugrunde gelegt.

(8) Bei der Ermittlung der Gesamtnote zählen

1. die Endnote der Modulprüfungen der beruflichen
Fachrichtung 8-fach,

2. die Note der abschließenden Prüfung der beruflichen
Fachrichtung 5-fach,

3. die Endnote der Modulprüfungen des allgemein bil-
denden Fachs 8-fach,
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4. die Note der abschließenden Prüfung des allgemein
bildenden Fachs 5-fach,

5. die Endnote der Fachdidaktik der beruflichen Fach-
richtung 1-fach,

6. die Endnote der Fachdidaktik des allgemein bildenden
Fachs 1-fach,

7. die Note der wissenschaftlichen Arbeit 3-fach,

8. die Endnote des Bildungswissenschaftlichen Begleit-
studiums 2-fach,

9. die Endnote in Berufspädagogik 1-fach.

(9) Das Nichtbestehen der Prüfung wird im Anschluss an
die betreffende Prüfung im jeweiligen Fach festgestellt
und dem Bewerber schriftlich mitgeteilt.

§ 17

Täuschung, Ordnungsverstöße

(1) Wird es unternommen, das Ergebnis einer münd-
lichen Prüfung durch Täuschung oder Benutzung nicht
zugelassener Hilfsmittel zu eigenem oder fremdem Vor-
teil zu beeinflussen, so kann dieser Prüfungsteil unter
Berücksichtigung der Schwere des Verstoßes mit »un-
genügend« (6,0) bewertet oder der Ausschluss von der
Prüfung ausgesprochen werden. Erfolgt ein Ausschluss,
so gilt die Prüfung insgesamt als nicht bestanden. Auf die
in Satz 1 vorgesehenen Folgen kann auch erkannt wer-
den, wenn in sonstiger Weise gröblich gegen die Ord-
nung verstoßen wird. Das Gleiche gilt, wenn die für die
wissenschaftliche Arbeit abgegebene Versicherung nicht
der Wahrheit entspricht.

(2) Wer verdächtigt wird, unzulässige Hilfsmittel mit
sich zu führen, ist verpflichtet, an der Aufklärung mit-
zuwirken und die Hilfsmittel herauszugeben. Wird die
Mitwirkung oder die Herausgabe verweigert, so ist der
Prüfungsteil mit »ungenügend« (6,0) zu bewerten.

(3) Stellt sich nachträglich heraus, dass die Voraus-
setzungen der Absätze 1 oder 2 vorlagen, kann das Prü-
fungsamt die ergangene Prüfungsentscheidung zurück-
nehmen und die in Absatz 1 Satz 1 genannten Maßnahmen
treffen. Die Rücknahme ist ausgeschlossen, wenn seit Be-
endigung der Prüfung mehr als zwei Jahre vergangen sind.

(4) Die Entscheidung über den Ausschluss von der Prü-
fung trifft das Prüfungsamt.

§ 18

Rücktritt von der Prüfung

(1) Wer nach seiner Zulassung zur Prüfung ohne Geneh-
migung des Prüfungsamtes von der Prüfung zurücktritt,
erhält in dem betreffenden Fach die Note »ungenügend«
(6,0).

(2) Genehmigt das Prüfungsamt den Rücktritt, gilt die
Prüfung als nicht unternommen. Die Genehmigung darf

nur erteilt werden, wenn wichtige Gründe vorliegen, ins-
besondere wenn die Ablegung der Prüfung durch Krank-
heit verhindert wird. Im Falle einer Erkrankung kann 
der Rücktritt grundsätzlich nur genehmigt werden, wenn
unverzüglich ein ärztliches Zeugnis vorgelegt wird, das
die für die Beurteilung der Prüfungsunfähigkeit nötigen
medizinischen Befundtatsachen enthält. Ein amtsärzt-
liches Zeugnis kann verlangt werden. Als wichtiger Grund
im Sinne von Satz 2 gilt auch die Inanspruchnahme der
Schutzfristen von § 3 Abs. 2 und von § 6 Abs. 1 des Mut-
terschutzgesetzes.

(3) Wer sich in Kenntnis eines wichtigen Grundes der
Prüfung ganz oder teilweise unterzogen hat, kann einen
nachträglichen Rücktritt wegen dieses Grundes nicht
geltend machen. Der Kenntnis steht die fahrlässige Un-
kenntnis gleich; fahrlässige Unkenntnis liegt insbeson-
dere vor, wenn bei einer gesundheitlichen Beeinträchti-
gung nicht unverzüglich eine Klärung herbeigeführt
wurde. In jedem Fall ist die Geltendmachung eines
Rücktrittsgrundes ausgeschlossen, wenn nach Abschluss
des Prüfungsteils, für den ein nachträglicher Rücktritt
beantragt wird, ein Monat verstrichen ist.

§ 19

Unterbrechung der Prüfung

(1) Wer aus Gründen, die von ihm nicht zu vertreten sind,
die begonnene Prüfung nicht zu Ende führen kann, hat
dies dem Prüfungsamt unverzüglich schriftlich unter
Vorlage geeigneter Beweismittel anzuzeigen. Ist die Ver-
hinderung durch Krankheit verursacht, ist unverzüglich
ein ärztliches Zeugnis vorzulegen, das die für die Beur-
teilung der Prüfungsunfähigkeit nötigen medizinischen
Befundtatsachen enthält. Ein amtsärztliches Zeugnis kann
verlangt werden. Nicht zu vertreten im Sinne von Satz 1 
ist auch eine Verhinderung durch Inanspruchnahme der
Schutzfristen des § 3 Abs. 2 und des § 6 Abs. 1 des Mutter-
schutzgesetzes.

(2) Das Prüfungsamt entscheidet, wann der noch nicht
abgelegte Teil der Prüfung nachzuholen ist. Kommt das
Prüfungsamt zu dem Ergebnis, dass das Fernbleiben vom
Bewerber zu vertreten ist, ist in dem betreffenden Fach die
Note »ungenügend« (6,0) zu erteilen. Dieselbe Rechts-
folge tritt ein, wenn bei Prüfungsteilung die Frist für 
die Folgetermine gemäß § 12 Abs. 1 Satz 1 bis 3 oder die
Fristen des § 10 Abs. 4 überschritten werden, es sei denn,
dass die Überschreitung nicht zu vertreten ist.

§ 20

Wiederholung der Prüfung

(1) Wer die mündliche Prüfung in einem Fach nicht be-
standen hat, kann sie einmal wiederholen. Die Wiederho-
lungsprüfung erstreckt sich auf die Fächer, in denen nicht
mindestens die Endnote »ausreichend« (4,0) erteilt wor-
den ist. Ein bestandener Prüfungsteil bleibt gültig.



(2) Die Wiederholungsprüfung ist in der Regel an dersel-
ben Hochschule abzulegen.

(3) Die Wiederholungsprüfung kann nur zum nächsten
oder übernächsten Termin abgelegt werden. Die Frist
wird mit der Feststellung des Nichtbestehens der Prü-
fung im jeweiligen Fach gemäß § 16 Abs. 9 für das Fach
in Lauf gesetzt. Die Meldung zur Wiederholungsprüfung
ist an diejenige Außenstelle des Landeslehrerprüfungs-
amtes zu richten, bei der die Meldung zur Prüfung im
nicht bestandenen Prüfungsteil erfolgt ist.

(4) Ist die Wiederholungsprüfung nicht bestanden, ist der
Prüfungsanspruch für die Erste Staatsprüfung für das
Lehramt an beruflichen Schulen erloschen; dies gilt auch
bei geänderter oder neuer Fächerverbindung. Dieselbe
Rechtsfolge tritt ein, wenn die Wiederholungsprüfung
nicht innerhalb der Frist des Absatzes 3 Satz 1 abgelegt
wird, es sei denn, dass die Nichteinhaltung der Frist nicht
zu vertreten ist.

§ 21

Freiversuch

(1) Wird die mündliche Prüfung nach ununterbrochenem
Studium zweier Hauptfächer in einem der Hauptfächer
nicht bestanden, so gilt die Prüfung in diesem Haupt-
fach als nicht unternommen (Freiversuch), wenn an der
mündlichen Prüfung im ersten Hauptfach spätestens im
9. Semester sowie an der mündlichen Prüfung im zwei-
ten Hauptfach spätestens im 10. Semester teilgenommen
wurde.

(2) Der Freiversuch kann nur in einem Fach wahrgenom-
men werden. Eine mehrmalige Inanspruchnahme dieser
Regelung ist ausgeschlossen. Der Prüfungstermin im
zweiten Hauptfach gilt unverändert, wenn im vorgezo-
genen Fach ein Freiversuch unternommen wird. Die er-
neute Prüfung nach einem Freiversuch ist spätestens zu
dem Prüfungstermin abzulegen, der auf die letzte münd-
liche Prüfung folgt. Wird eine Sanktion nach den §§ 17,
18 Abs. 1 oder 19 Abs. 2 ausgesprochen, findet die Frei-
versuchsregelung keine Anwendung.

(3) Bei der Berechnung der Semesterzahl nach Absatz 1
bleiben Semester unberücksichtigt und gelten nicht als
Unterbrechung, wenn wegen längerer schwerer Krankheit
oder aus einem anderen wichtigen Grund das Studium
verhindert und eine Beurlaubung erfolgt war; § 19 Abs. 1
Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Ebenso bleiben Semester
unberücksichtigt, die gemäß § 5 Absatz 1 Satz 4 und 5 zum
Fremdsprachenerwerb benötigt werden. Ebenso bleiben
Studienaufenthalte im fremdsprachigen Ausland bis zur
Dauer von zwei Semestern, bei modernen Fremdsprachen
zwei Semester je Fremdsprache, unberücksichtigt, wenn
Bewerber an einer ausländischen Universität für das
Studium eines oder mehrerer ihrer Hauptfächer einge-
schrieben waren und nachweislich Lehrveranstaltungen
in angemessenem Umfang, in der Regel von mindestens

acht Semesterwochenstunden, in mindestens einem der
Hauptfächer besucht und je Semester mindestens einen
Leistungsnachweis erbracht haben. Ebenso bleiben bis zu
zwei Semester bei einer Tätigkeit als Fremdsprachenas-
sistent oder als Schulassistent im Ausland unberücksich-
tigt. Ferner bleiben Semester in angemessenem Umfang,
höchstens jedoch bis zu zwei Semestern, bei einer Tätig-
keit als gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen
Gremien oder satzungsmäßigen Organen der Hochschule
unberücksichtigt. Insgesamt können bescheinigt durch
die Universität nicht mehr als vier Semester unberück-
sichtigt bleiben.

§ 22

Notenverbesserung

(1) Wer die Prüfung in Baden-Württemberg unter den
Bedingungen des Freiversuchs gemäß § 21 bei erstma-
liger Teilnahme bestanden hat, kann die Prüfung in einem
seiner Fächer zur Verbesserung der Note zu dem Prü-
fungstermin, der auf die letzte mündliche Prüfung folgt,
einmal wiederholen. Nach Aufnahme in den Vorberei-
tungsdienst ist eine Wiederholung zur Notenverbesserung
ausgeschlossen; eine begonnene Wiederholungsprüfung
endet mit der Aufnahme in den Vorbereitungsdienst.

(2) Wer zur Verbesserung der Note zur Prüfung zuge-
lassen ist, kann bis zum Beginn der mündlichen Prü-
fung durch schriftliche Erklärung auf die Fortsetzung des
Prüfungsverfahrens verzichten. Eine Verbesserung der
Note gilt dann als nicht erreicht. Das Nichterscheinen zur
mündlichen Prüfung gilt als Verzicht auf die Fortsetzung
des Prüfungsverfahrens, sofern nicht binnen drei Tagen
gegenüber dem Prüfungsamt schriftlich etwas anderes
erklärt wird.

§ 23

Anrechnung von Prüfungsleistungen

(1) Das Prüfungsamt kann erfolgreich abgelegte gleich-
wertige Lehramtsprüfungen oder Teile solcher Prüfun-
gen auf entsprechende Anforderungen der Prüfung für
das höhere Lehramt an beruflichen Schulen anrechnen.

(2) Eine erfolgreich abgelegte gleichwertige Hochschul-
abschlussprüfung oder eine gleichwertige kirchliche
Abschlussprüfung kann auf eines der Fächer der Prüfung
für das höhere Lehramt an beruflichen Schulen ange-
rechnet werden.

§ 24

Befähigung, Prüfungszeugnis und Diploma Supplement

(1) Mit dem erfolgreichen Abschluss der Prüfung für 
das höhere Lehramt an beruflichen Schulen in den beruf-
lichen Fachrichtungen Gesundheit und Gesellschaft
(Care) oder Sozialpädagogik/Pädagogik wird die wissen-
schaftliche Befähigung in den jeweiligen Fächern nach-
gewiesen.
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(2) Wer die Prüfung für das höhere Lehramt an beruflichen
Schulen in den beruflichen Fachrichtungen Gesundheit
und Gesellschaft (Care) oder Sozialpädagogik/Pädagogik
bestanden hat, erhält vom Prüfungsamt ein mit Dienst-
siegel versehenes Zeugnis und das Diploma Supplement
der Hochschule. Das Zeugnis enthält die Gesamtnote, 
die Note und das Thema der wissenschaftlichen Arbeit,
die Endnoten in den Prüfungsfächern, die Endnote aus den
Pädagogisch-psychologischen Studien und die Endnote
aus der Berufspädagogik. Alle Noten werden in ihrer
wörtlichen Bezeichnung nach § 16 Abs. 2 verwendet; bei
den Endnoten ist jeweils in einem Klammerzusatz die
rechnerisch ermittelte Durchschnittsnote mit zwei Dezi-
malen hinter dem Komma anzugeben. Als Datum des
Zeugnisses ist der Tag der Feststellung des Prüfungs-
ergebnisses anzugeben.
(3) Ist die Prüfung nicht bestanden, erteilt das Prüfungs-
amt einen schriftlichen Bescheid.

§ 25

Erweiterungsprüfung

(1) Eine Erweiterungsprüfung kann in allen in § 6 ge-
nannten Fächern nach Maßgabe der Anlage A abgelegt
werden.

(2) Die Regelstudienzeit für die Erweiterungsprüfung
beträgt vier Semester. Die Leistungspunkte werden wie
folgt verteilt:

Leistungspunkte

Erweiterungsfach Pflichtmodule
(Fachcurricula) 80.
Fachdidaktikmodule 10.
abschließende 
mündliche Prüfung 10.

Summe 100.

Im Übrigen gilt § 5 entsprechend.

(3) Eine Erweiterungsprüfung kann abgelegt werden:

1. nach Bestehen der Staatsprüfung für das Lehramt an
Beruflichen Schulen in der Fachrichtung Gesundheit
und Gesellschaft (Care) sowie in der Fachrichtung So-
zialpädagogk/Pädagogik oder

2. zum Termin der Staatsprüfung im allgemein bildenden
Fach der Staatsprüfung für das höhere Lehramt an Be-
ruflichen Schulen in der Fachrichtung Gesundheit und
Gesellschaft (Care) sowie in der Fachrichtung Sozial-
pädagogk/Pädagogik.

(4) Eine Erweiterungsprüfung kann auch ablegen, wer
außerhalb Baden-Württembergs eine Prüfung für das
höhere Lehramt an Beruflichen Schulen oder eine gleich-
wertige Prüfung bestanden hat.

(5) Erweiterungsprüfungen werden zu den gleichen Ter-
minen wie die Prüfung für das höhere Lehramt an Beruf-
lichen Schulen abgenommen. § 10 gilt entsprechend. Der
Meldung zur Prüfung sind die in § 10 Abs. 3 genannten
Unterlagen beizufügen.

(6) Für die Durchführung der Erweiterungsprüfung gel-
ten die Bestimmungen der §§ 3, 4, 5, 8, 9, 11 sowie 14
bis 20 entsprechend mit der Maßgabe, dass eine Zwi-
schenprüfung im Fach der Erweiterungsprüfung nicht
abzulegen ist, die Nachweise des § 9 Abs. 1 Nr. 3 und 5
nicht vorzulegen sind und dass im Falle des § 16 Abs. 6
eine Wiederholung der Prüfung im ersetzten allgemein
bildenden Fach als Wiederholung der Erweiterungsprü-
fung gilt.

(7) Mit dem Bestehen der Erweiterungsprüfung wird die
wissenschaftliche Befähigung für den Unterricht in die-
sem Fach erworben. § 24 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend
mit der Maßgabe, dass ein Zeugnis erst erteilt wird, wenn
auch die Prüfung für das höhere Lehramt an beruflichen
Schulen erfolgreich abgeschlossen wurde.

§ 26

Übergangsbestimmungen

(1) Diese Verordnung findet bei der Prüfung der Bewer-
ber Anwendung, die ihr Studium für das höhere Lehramt
an beruflichen Schulen mit der beruflichen Fachrichtung
Sozialpädagogik/Pädagogik nach dem 31. August 2009
aufgenommen haben und für Bewerber, die ihr Studium
für das höhere Lehramt an beruflichen Schulen mit der
beruflichen Fachrichtung Gesundheit und Gesellschaft
(Care) nach dem 31. August 2010 aufnehmen.

(2) Auf Bewerber, die ihr Studium für das höhere Lehramt
an beruflichen Schulen mit der beruflichen Fachrichtung
Pflegewissenschaft vor dem 1. September 2010 aufge-
nommen haben, finden unbeschadet des Absatzes 1 die
Bestimmungen der Verordnung des Kultusministeriums
über die Wissenschaftliche Staatsprüfung für das höhere
Lehramt an beruflichen Schulen mit der Fachrichtung
Pflegewissenschaft vom 29. März 2004 (GBl. S. 222)
noch sieben Jahre nach Inkrafttreten dieser Verordnung
Anwendung. Im Fall der Fortsetzung des Prüfungsverfah-
rens nach genehmigtem Rücktritt oder genehmigter Un-
terbrechung oder im Fall der Wiederholungsprüfung fin-
det diese Bestimmung über den in Satz 1 bestimmten End-
termin hinaus bis zum Abschluss des Prüfungsverfahrens
einschließlich einer Wiederholungsprüfung Anwendung.

(3) Bewerber nach Absatz 2, die ihr Studium für das
höhere Lehramt an beruflichen Schulen mit der beruf-
lichen Fachrichtung Pflegewissenschaft vor dem 1. Sep-
tember 2010 aufgenommen haben, können auf Antrag
nach den Bestimmungen dieser Verordnung geprüft wer-
den, wenn an der entsprechenden Hochschule die Anrech-
nung ihrer bereits absolvierten Studienleistungen erfolgt
ist.

§ 27

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach Ihrer Verkündung in
Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des Kultusminis-
teriums über die Wissenschaftliche Staatsprüfung für das



höhere Lehramt an beruflichen Schulen mit der beruf-
lichen Fachrichtung Pflegewissenschaft vom 29. März
2004 (GBl. S. 222) außer Kraft.

stuttgart, den 15. Dezember 2009 Rau

Anlagen

Die nachfolgenden Bestimmungen sind Grundlage für die
Studien- und Prüfungsordnung der Hochschulen für das
höhere Lehramt an beruflichen Schulen in Baden-Würt-
temberg in der beruflichen Fachrichtung Gesundheit und
Gesellschaft (Care) sowie Sozialpädagogik/ Pädagogik in
den Fächern. Sie legen ebenfalls den Rahmen fest für die
wissenschaftliche Arbeit wie auch für die Auswahl der
Schwerpunkte und die Überprüfung des Grundlagen- und
Überblickswissens in den mündlichen Prüfungen.

Die Fähigkeit zum Umgang mit den Digitalen Medien
wird vorausgesetzt.

Anlage A: Prüfungsfächer

Deutsch

Die Studienabsolventinnen und -absolventen verfügen
über vernetzte Kompetenzen in Fachwissenschaft, Fach-
didaktik und Schulpraxis. Fundiertes Wissen und Kön-
nen in den genannten Bereichen der ersten Phase der
Lehrerbildung sind die Basis für die zweite Phase an 
den Staatlichen Seminaren sowie für die anschließende
Phase der Berufsausübung, in der die erworbenen Kom-
petenzen im Sinne des lebenslangen Lernens kontinuier-
lich weiterentwickelt werden. Der schulische Unterricht
erfordert es, die erworbenen Kompetenzen schülerbezo-
gen einzusetzen.

Studienvoraussetzungen (können durch Reifezeugnis
nachgewiesen werden)

1 Kompetenzen

Die Studienabsolventinnen und -absolventen

1.1 beherrschen die deutsche Sprache sicher in Wort
und Schrift,

1.2 erwerben eine differenzierte Schreibkompetenz
und sind in der Lage, eigene und fremde
Schreibprozesse zu reflektieren,

1.3 können mit den wichtigen wissenschaftlichen
Hilfsmitteln ihres Faches sicher umgehen,

1.4 kennen und nutzen die Möglichkeiten der her-
kömmlichen und der neuen Medien,

1.5 sind mit den wichtigen wissenschaftlichen
Theorien und Methoden der Literaturwissen-
schaft vertraut und in der Lage, fiktionale und
nichtfiktionale Texte wissenschaftlich zu be-
schreiben und zu interpretieren,

1.6 sind mit den wichtigen wissenschaftlichen
Theorien und Methoden der Sprachwissenschaft

vertraut und in der Lage, die Struktur von Sät-
zen, Texten und Gesprächen wissenschaftlich zu
analysieren,

1.7 verfügen über ein fundiertes literarisches und
literaturgeschichtliches Orientierungswissen,

1.8 verfügen über ein fundiertes sprachwissen-
schaftliches und sprachgeschichtliches Orientie-
rungswissen,

1.9 können Erscheinungen des Wandels und gegen-
wärtige Ausprägungen der Literatur interpretato-
risch erschließen,

1.10 können Erscheinungen des Wandels und gegen-
wärtige Ausprägungen der deutschen Sprache
systematisch beschreiben,

1.11 verfügen über vertiefte Kenntnisse in den Be-
reichen Literatur, Literaturgeschichte, Kultur-
geschichte und Sprachgeschichte,

1.12 verfügen über Orientierungswissen und Pro-
blembewusstsein für sprachliche und literarische
Lehr- und Lernprozesse,

1.13 können sprach- und literaturwissenschaftliches
Wissen sachgerecht mit fachdidaktischen Theo-
rien und Methoden verbinden

2 Verbindliche Studieninhalte

2.1 Allgemeine Kenntnisse

2.1.1 situationsgerechte, adressatenorientierte Gestal-
tung von Texten und Gesprächsbeiträgen

2.1.2 sachgerechte, sprachlich korrekte und anspre-
chende Präsentation von Ergebnissen wissen-
schaftlicher Arbeit

2.2 Literaturwissenschaft

2.2.1 Epochen der deutschen Literatur vom Mittelalter
bis zur Gegenwart

Schwerpunkte sind zu bilden in der Literatur um
1200, der Frühen Neuzeit über die Aufklärung bis
zum Sturm und Drang, der klassisch-ro-
mantischen Epoche, des daran anschließenden
19. Jahrhunderts, der Literatur der Klassischen
Moderne und der Gegenwartsliteratur

2.2.2 Vertrautheit mit zentralen epischen, drama-
tischen und lyrischen Werken der deutschen Li-
teratur, insbesondere mit den Hauptwerken be-
deutender deutscher Autorinnen und Autoren
aufgrund eingehender eigener Lektüre

2.2.3 Kenntnis der wichtigsten Gattungen und Formen
der deutschen Literatur und deren Entwicklung
im Epochenvergleich

2.2.4 Beziehungen zwischen der deutschen Literatur
und der europäischen Kultur- und Geistesge-
schichte sowie den Literaturen anderer Sprachen

2.2.5 Wissen um die Bedeutung der herkömmlichen
und neuen Medien für das literarische Leben
einer Gesellschaft, Film und Filmanalyse
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2.2.6 wesentliche Aspekte der kritischen Auseinander-
setzung mit der Medialität von Literatur

2.2.7 Entwicklung des europäischen Theaters, Mög-
lichkeiten von Inszenierungen

2.2.8 Kinder- und Jugendliteratur

2.2.9 wichtige Methoden der Interpretation von Tex-
ten in ihren historischen, sozialen, kulturellen
und philosophischen Zusammenhängen

2.2.10 verschiedene Formen der literarischen Kommu-
nikation

2.3 Sprachwissenschaft

2.3.1 Geschichte der deutschen Sprache von den An-
fängen bis zur Gegenwart

Schwerpunkte in der Sprachgeschichte sind zu
bilden im Mittelhochdeutschen und in einer wei-
teren Sprachentwicklungsstufe des Deutschen.

2.3.2 strukturelle Zusammenhänge des deutschen
Sprachsystems, insbesondere der Grammatik und
Lexik

2.3.2.1 Wortebene: Laut- und Silbenstruktur von Wör-
tern, Flexionskategorien unter Einbeziehung der
Form, Bedeutung und Verwendung der gram-
matischen Kategorien, Wortarten, Wortbildung,
Wortbedeutung, Lexikologie und Lexikographie

2.3.2.2 Satzebene: Struktur elementarer und komplexer
Sätze, Wortgruppen und Satzglieder, Interaktion
von Satzstruktur und Informationsgliederung,
Satzmodalität, Satzbedeutung und Äußerungs-
bedeutung

2.3.2.3 Textebene: Textsorten, Textgliederung, lexikali-
sche und grammatische Mittel zur Herstellung
von Text-Kohärenz und Text-Kohäsion unter
Einschluss von Mitteln der Thematisierung und
Fokussierung, logische und rhetorische Struktur
von Texten, pragmatische Schlussfolgerungen

2.3.2.4 Gesprächsebene: Sprechhandlungen und Ge-
sprächsorganisation

2.3.3 ausgewählte Kenntnisse in den Bereichen Lin-
guistische Pragmatik, Soziolinguistik, Psycho-
linguistik, Spracherwerb und Sprachentwick-
lung, Mediensprache; Sprachphilosophie und
Argumentationstheorie

2.3.4 Grammatische und historische Grundlagen der
Orthografie

2.4 Fachdidaktik Deutsch

Die Studieninhalte orientieren sich an den Inhal-
ten und Erfordernissen des Schulpraxissemes-
ters und legen ausgewählte theoretische und
praktische Grundlagen für die zweite Phase der
Lehrerbildung an Seminar und Schule.

2.4.1 didaktische Modelle des Sprach- und Literatur-
unterrichts

2.4.2 empirische Unterrichtsforschung zum Sprach-
und Literaturunterricht

2.4.3 Konzepte der Diagnose, Planung, Förderung
und Bewertung sprachlichen und literarischen
Lernens (auch vor dem Hintergrund der
Mehrsprachigkeit)

2.4.4 Grundzüge der Mediendidaktik

3 Durchführung der abschließenden Prüfung

Es erfolgt eine abschließende fachwissenschaft-
liche mündliche Prüfung. Jeweils 15 Minuten
entfallen auf die Prüfung der einzelnen Schwer-
punktthemen (vertieftes Wissen und Können
wird erwartet) und auf die Prüfung von Grund-
lagen- und Überblickswissen gemäß Kompe-
tenzen und Studieninhalten (fundiertes Wissen
und Können wird erwartet). Die Fachdidaktik 
ist nicht Gegenstand dieser Prüfung. Der Vor-
sitzende ist für die Einhaltung der formalen und
inhaltlichen Vorgaben verantwortlich.

Die Prüfung dauert 60 Minuten. Die Bewer-
ber wählen in Abstimmung mit ihren Prüfern 
drei Schwerpunktthemen: eines aus dem Be-
reich Sprachwissenschaft (Sprachgeschichte
oder Sprache als System oder Sprache als Mittel
der Kommunikation), eines aus dem Bereich Li-
teratur nach 1850 (Gattung oder Untergattung in
mehr als einer Epoche der literarischen Moderne/
Postmoderne oder Epoche oder bedeutender
deutschsprachiger Autor) und eines aus dem
Bereich Literatur vor 1850 (Gattung oder Unter-
gattung oder Epoche oder bedeutender deutsch-
sprachiger Autor).

Bei den beiden Schwerpunktthemen zur Litera-
tur darf nicht zweimal dasselbe Themenfeld
(Gattung/Epoche/Autor) gewählt werden. Im
Bereich Literatur sind epochenübergreifende
Bezüge sowie das Verhältnis von Tradition und
Innovation literarischer Darstellungsformen, in
der Sprachgeschichte ist der Vergleich des Ge-
genwartsdeutschen mit früheren Sprachstufen
des Deutschen zu berücksichtigen.

Englisch

Die Studienabsolventinnen und -absolventen verfügen
über vernetzte Kompetenzen in der Fremdsprachenpra-
xis, der Sprachwissenschaft, der Literaturwissenschaft,
den Landes- und Kulturwissenschaften, der Fachdidaktik
und der Schulpraxis. Fundiertes Wissen und Können in
den genannten Bereichen der ersten Phase der Lehrerbil-
dung sind die Basis für die zweite Phase an den Semina-
ren sowie für die anschließende Phase der Berufsausü-
bung, in der die erworbenen Kompetenzen im Sinne des
lebenslangen Lernens kontinuierlich weiterentwickelt
werden. Der schulische Unterricht erfordert, die erwor-
benen Kompetenzen schülerbezogen einzusetzen.



Studienvoraussetzungen (können durch Reifezeugnis
nachgewiesen werden)

Latinum oder Kenntnis einer modernen romanischen
Fremdsprache

1 Kompetenzen

Die Studienabsolventinnen und -absolventen

1.1 verfügen über eine fremdsprachliche Kompe-
tenz, die sich am Gemeinsamen europäischen Re-
ferenzrahmen für Sprachen (GeR) orientiert und
in Einzelkompetenzen der Niveaustufe C2 ent-
spricht,

1.2 verfügen über authentische Erfahrungen und
Kenntnisse, die sie möglichst im Rahmen eines
zusammenhängenden mehrmonatigen Aufent-
haltes in einem englischsprachigen Land erwor-
ben haben,

1.3 verfügen über vertieftes, strukturiertes und an-
schlussfähiges Fachwissen in den Teilgebieten
der Sprachwissenschaft, der Literaturwissen-
schaft und der Landes- und Kulturwissenschaf-
ten und können grundlegende sowie aktuelle
Theorien und Fragestellungen reflektieren,

1.4 verfügen über Erkenntnis-, Arbeits- und Be-
schreibungsmethoden des Faches,

1.5 kennen und verwenden fachspezifische Arbeits-
mittel,

1.6 können fachliche Fragestellungen und For-
schungsergebnisse reflektiert in der Fremdspra-
che darstellen,

1.7 können interdisziplinäre Aspekte erkennen und
beschreiben,

1.8 verfügen über ausbaufähiges Orientierungs-
wissen und Problembewusstsein im Hinblick auf
fremdsprachliche und interkulturelle Lehr- und
Lernprozesse,

1.9 können fachwissenschaftliche Inhalte und Fach-
didaktik funktional integrieren,

1.10 kennen Formen der Fremd- und Selbstevalua-
tion beim Fremdsprachenlernen und wenden
diese produktiv an

2 Verbindliche Studieninhalte

2.1 S p r a c h p r a x i s

2.1.1 Sprachliche Fertigkeiten

2.1.1.1 Hör- und Hör-/Sehverstehen

2.1.1.2 Leseverstehen und Lesestrategien

2.1.1.3 adressatengerechtes monologisches und dialogi-
sches Sprechen in verschiedenen Kommunikati-
onssituationen

2.1.1.4 Textsorten- und adressatenbezogenes Schreiben
in verschiedenen Kontexten

2.1.1.5 schriftliche und mündliche Formen der Sprach-
mittlung, auch zur Gewinnung kontrastiver Ein-
sichten in Wortschatz, Strukturen und Stil

2.1.2 Sprachliche Mittel

2.1.2.1 Lautbildung und Intonation

2.1.2.2 differenzierter Wortschatz einschließlich Idio-
matik

2.1.2.3 Grammatik: Morphologie und Syntax

2.1.2.4 Stilistik

2.1.3 Nutzung verschiedener Medien, auch zum eigen-
verantwortlichen Spracherwerb

Sprachpraxis wird insbesondere auch dadurch
erworben, dass Veranstaltungen in der Zielspra-
che stattfinden.

2.2 S p r a c h w i s s e n s c h a f t

2.2.1 grundlegende Theorien und Methoden

2.2.2 allgemeine Sprachwissenschaft: Phonetik und
Phonologie, Semantik, Lexik, Morphologie und
Syntax, Pragmatik, jeweils auch in vergleichen-
der Perspektive

2.2.3 angewandte Sprachwissenschaft, ggf. an Schwer-
punkten wie Soziolinguistik, Psycholinguistik,
Neurolinguistik und/oder Textlinguistik

2.2.4 Varietätenlinguistik, inklusive Englisch als
Weltsprache

2.2.5 Sprachlern- und Spracherwerbstheorien

2.2.6 Aspekte der Mehrsprachigkeit und des Sprach-
kontaktes, inklusive Englisch als lingua franca
in der Europäischen Union

2.2.7 Überblick über die geschichtliche Entwicklung
der Sprache und die Prinzipien des Sprachwan-
dels

2.2.8 fundierte Kenntnisse einer historischen Sprach-
stufe und ihrer kulturhistorischen Hintergründe
mit besonderer Berücksichtigung der Entwick-
lungen zum Gegenwartsenglischen

2.3 L i t e r a t u r w i s s e n s c h a f t

2.3.1 grundlegende Theorien und Methoden

2.3.2 theoriegeleitete Verfahren der Textanalyse und
Textinterpretation

2.3.3 Überblick über die Entwicklung der englisch-
sprachigen Literatur vom Mittelalter bis zur Ge-
genwart, auch aufgrund eigener Lektüre ausge-
wählter Werke in der Originalsprache

2.3.4 historische und ästhetische Kontextualisierung
von Autoren, Texten und medialen Ausdrucks-
und Vermittlungsformen

2.3.5 themenbezogene Analyse und Interpretation von
Literatur unter Berücksichtigung verschiedener
medialer Ausdrucksformen
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2.3.6 vertiefte Kenntnisse einzelner Epochen, Gattun-
gen und Autoren vom Mittelalter bis zur Gegen-
wart unter besonderer Berücksichtigung zeit-
genössischer Literatur (mindestens eines dieser
Gebiete)

2.3.7 auf eigene Lektüre in der Originalsprache ge-
gründete Kenntnis von Werken Shakespeares

2.3.8 Reflexion von Literatur als Element des kultu-
rellen Gedächtnisses, transkultureller Diskurse
sowie der Herausbildung von Identitäten

2.4 L a n d e s -  u n d  K u l t u r w i s s e n s c h a f t e n

2.4.1 fundierte landeskundliche und kulturelle Kennt-
nisse der wichtigsten Zielländer

2.4.2 Reflexion (trans-)kultureller Prozesse und Ent-
wicklungen unter Berücksichtigung des europäi-
schen Kontextes und der Globalisierung

2.4.3 Analyse ausgewählter Phänomene des Kultur-
raumes auch aus historischer Perspektive

2.4.4 Analyse auch von nichtfiktionalen Texten und
medialen Ausdrucksformen

2.4.5 funktional ausgewählte Theorien und Methoden
der Kulturwissenschaften

2.4.6 Gegenstände und Methoden des kulturwissen-
schaftlichen Ländervergleichs

2.5 G r u n d l a g e n  d e r  F a c h d i d a k t i k

Die Studieninhalte orientieren sich an den In-
halten und Erfordernissen des Schulpraxis-
semesters und legen ausgewählte theoretische
und praktische Grundlagen für die zweite Phase
der Lehrerbildung an Seminar und Schule.

2.5.1 Reflexion grundlegender Spracherwerbs- und 
-lerntheorien in ihrer Bedeutung für den Eng-
lischunterricht

2.5.2 Grundlagen der Didaktik und Methodik des
kompetenzorientierten und kommunikativen
Englischunterrichts

2.5.3 Theorien, Ziele und Verfahren des fremd-
sprachlichen und interkulturellen Lernens unter
Berücksichtigung des Gemeinsamen europäi-
schen Referenzrahmens für Sprachen (GeR)

2.5.4 Grundlagen der Beobachtung, Planung, Durch-
führung und Reflexion von Englischunterricht;
Ziele, Inhalte, Unterrichtsformen, Sozialformen;
Methoden, Lehr- und Lernmaterialien und Me-
dien

2.5.5 vertiefte Kenntnisse und Reflexion ausgewählter
Aspekte des Englischunterrichts wie Sprach-
arbeit, Umgang mit Texten, Materialienent-
wicklung, funktionaler Einsatz des Lehrwerks
und weiterer Medien, Formen und Instrumente
der Evaluation, bilinguales Lernen und Lehren

2.5.6 Formen forschenden Lernens

3 Durchführung der Prüfung

Es findet eine abschließende fachwissenschaft-
liche mündliche Prüfung statt. Zwei Drittel 
der Prüfungszeit entfallen auf die Prüfung von
Schwerpunkten (vertieftes Wissen und Können
wird erwartet), ein Drittel entfällt auf die Prü-
fung von Grundlagen- und Überblickswissen
gemäß Kompetenzen und Studieninhalten (fun-
diertes Wissen und Können wird erwartet). Die
Fachdidaktik ist nicht Gegenstand dieser Prü-
fung. Der Vorsitzende ist für die Einhaltung der
formalen und inhaltlichen Vorgaben verantwort-
lich. Die Prüfung erfolgt in englischer Sprache.

Die Prüfung dauert 60 Minuten. Ein Drittel die-
ser Prüfungszeit umfasst die Sprachwissenschaft,
ein Drittel die Literaturwissenschaft und ein
Drittel das Grundlagen- und Überblickswissen.
Die Bewerberinnen und Bewerber wählen in
Abstimmung mit ihren Prüferinnen und Prüfern
in Sprach- und Literaturwissenschaft je zwei
Schwerpunktthemen. In der Sprach- und Lite-
raturwissenschaft muss jeweils mindestens ein
gegenwartsbezogenes Fachgebiet enthalten sein.
Die Kenntnis von Werken Shakespeares ist nach-
zuweisen. Die Prüfung von Grundlagen- und
Überblickswissen sowie die Prüfung der Schwer-
punkte in Sprach- und Literaturwissenschaft
schließen Fragestellungen aus den Landes- und
Kulturwissenschaften mit ein.

Evangelische Theologie

Die Studienabsolventinnen und -absolventen verfügen
über vernetzte Kompetenzen in Fachwissenschaft, Fach-
didaktik und Schulpraxis. Fundiertes Wissen und Können
in den genannten Bereichen der ersten Phase der Lehrer-
bildung sind die Basis für die zweite Phase an den Se-
minaren sowie für die anschließende Phase der Berufs-
ausübung, in der die erworbenen Kompetenzen im Sinne
des lebenslangen Lernens kontinuierlich weiterentwickelt
werden. Der schulische Unterricht erfordert es, die erwor-
benen Kompetenzen schülerbezogen einzusetzen.

Studienvoraussetzungen (können durch Reifezeugnis
nachgewiesen werden)

Latinum und Graecum

1 Kompetenzen

Die Studienabsolventinnen und -absolventen 

1.1 verfügen über eine umfassende theologisch-reli-
gionspädagogische Kompetenz als Bestandteil
eines ganzheitlichen Bildungsprozesses, in dem
auch die eigene Persönlichkeit und Religiosität
im Hinblick auf die zukünftige Berufsrolle als
Religionslehrer/in kritisch reflektiert und weiter-
entwickelt wird,



1.2 verfügen über die Fähigkeit zum historisch-kriti-
schen Umgang mit den zentralen Quellen des
christlichen Glaubens (Altes und Neues Testa-
ment) sowie ihrer Auslegungs- und Wirkungsge-
schichte,

1.3 sind in der Lage, die biblische Überlieferung, 
die kirchengeschichtliche Tradition sowie ihren
theologischen Gehalt in der Vernetzung mit po-
litischen, sozial-, institutions-, kultur-, wissen-
schafts- und mentalitätsgeschichtlichen Dimen-
sionen in Geschichte und Gegenwart darzustel-
len,

1.4 können die Aussageintention sprachlicher und
nicht-sprachlicher Äußerungen der Vergangen-
heit und Gegenwart analysieren und in ihrer Be-
deutung für heutiges Erleben, Denken und Han-
deln wahrnehmen und reflektieren,

1.5 verfügen über die methodische und theoretische
Kompetenz zum Verstehen und zur sachgerech-
ten Darstellung nichtchristlicher Religionen und
interkultureller Fragestellungen, verbunden mit
der Fähigkeit, den christlichen Glauben im Rah-
men interreligiöser und interkultureller Problem-
horizonte theologisch zur Sprache zu bringen,

1.6 können den christlichen Glauben und seine we-
sentlichen Inhalte in ihrem Zusammenhang pro-
blemorientiert und gegenwartsbezogen reflektie-
ren und darstellen,

1.7 können den christlichen Glauben in seiner Re-
levanz für individual- und sozialethische Frage-
stellungen reflektieren und im Dialog mit Posi-
tionen der philosophischen Ethik argumentativ
vertreten,

1.8 sind in der Lage, sich im Wissen um die eigene
evangelische Identität kritisch-konstruktiv mit
anderen christlichen Konfessionen auseinander
zu setzen und zu verständigen,

1.9 verfügen über die Fähigkeit, religionspäda-
gogische Grundfragen im Dialog mit den Er-
ziehungswissenschaften, Sozialisationstheorien
und der Entwicklungspsychologie zu reflektieren
und das Fach Religionslehre an der Schule und im
Kontext der anderen Schulfächer reflektiert zu
vertreten,

1.10 können die eigene theologisch-religionspädago-
gische Kompetenz in die Planung von Unterricht
und die Strukturierung von Lern- und Bildungs-
prozessen sachgerecht einbringen und dabei den
fachgerechten Einsatz von Methoden und Me-
dien kritisch reflektieren

2 Verbindliche Studieninhalte

2.1 Altes Testament

2.1.1 Bibelkunde und Einleitungsfragen

2.1.2 Methoden historisch-kritischer Textauslegung
und Hermeneutik des Alten Testaments

2.1.3 zentrale Texte aus Pentateuch, Geschichtsbü-
chern, Propheten, Psalmen und Weisheits-
büchern

2.1.4 Überblick über die Geschichte Israels im zwei-
ten und ersten Jahrtausend v. Chr.

2.1.5 zentrale theologische und ethische Themen in
ihrer historischen Entwicklung und Bedeutung

2.1.6 alttestamentliche Theologie und Religionsge-
schichte in ihrer altorientalischen Umwelt

2.1.7 Wirkungsgeschichte des Alten Testaments an-
hand ausgewählter Beispiele

2.2 Neues Testament

2.2.1 Bibelkunde und Einleitungsfragen

2.2.2 Methoden historisch-kritischer Textauslegung,
Theologie und Hermeneutik des Neuen Testa-
ments

2.2.3 Texte: Evangelien, Apostelgeschichte und pauli-
nische Literatur

2.2.4 zentrale Texte aus weiteren Schriften des Neuen
Testaments

2.2.5 Geschichte des Urchristentums in seiner Um-
welt, mit besonderer Berücksichtung der Ge-
schichte des Judentums in hellenistisch-römi-
scher Zeit

2.2.6 zentrale theologische Themen des Neuen Testa-
ments (Gotteslehre, Christologie, Soteriologie,
Anthropologie, Ethik, Eschatologie, Ekklesio-
logie)

2.2.7 Wirkungsgeschichte des Neuen Testaments an-
hand ausgewählter Beispiele

2.3 Kirchen- und Christentumsgeschichte

2.3.1 Epochen der Kirchen- und Christentumsge-
schichte mit exemplarischen Vertiefungen

2.3.2 zentrale Themen der Dogmen- und Theologiege-
schichte

2.3.3 mindestens einen historischen Längsschnitt

2.3.4 Methodik kirchengeschichtlichen Arbeitens,
Kontextualisierung und Interpretation kirchen-
geschichtlicher Quellen

2.4 Systematische Theologie

2.4.1 Theologie als Wissenschaft und theologische
Erkenntnislehre

2.4.2 Religionstheoretische Grundfragen (Religions-
begriff, Religionskritik, Theologie der Reli-
gionen); Theologie und Hermeneutik der Bezie-
hungen des Christentums zu nichtchristlichen
Religionen

2.4.3 zentrale dogmatische Themen der christlichen
Lehre in ihrem systematischen Zusammenhang
und im interdisziplinären Diskurs
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2.4.4 Klassische Konzeptionen der evangelischen
Dogmatik

2.4.5 Grundlegungsfragen christlicher Ethik im Dialog
mit ausgewählten Entwürfen philosophischer
Ethik

2.4.6 Ausgewählte Probleme christlicher Individual-
und Sozialethik

2.4.7 Konfessionskunde, kontroverstheologische Pro-
bleme und ökumenische Annäherungen

2.5 Religionswissenschaft

2.5.1 Grundfragen, Theorien und Methoden der
Religionswissenschaft und der Interkulturellen
Theologie

2.5.2 Grundkenntnisse und vertiefte exemplarische
Kenntnisse der großen zeitgenössischen nicht-
christlichen Religionen

2.5.3 Kenntnisse neuer religiöser Bewegungen und
der Esoterik

2.5.4 Geschichte und Gegenwart der Beziehungen
zwischen Christentum und nichtchristlichen Re-
ligionen; Grundfragen interreligiöser Begeg-
nung

2.5.5 exemplarische Beschäftigung mit einem Aspekt
des Themenfeldes »Religion(en) und moderne
Gesellschaft(en)«

2.6 Religionspädagogik

2.6.1 Allgemeine Religionspädagogik: Theorien, Me-
thoden, Ansätze, Handlungsfelder

2.6.3 wichtige Stationen der Geschichte der Reli-
gionspädagogik

2.6.4 Entwicklungspsychologische und sozialisations-
theoretische Zugänge zur Religiosität von Kin-
dern und Jugendlichen

2.7 Grundlagen der Fachdidaktik

Die Studieninhalte orientieren sich an den In-
halten und Erfordernissen des Schulpraxis-
semesters und legen ausgewählte theoretische
und praktische Grundlagen für die zweite Phase
der Lehrerbildung an Seminar und Schule.

2.7.1 Religionsdidaktik: Allgemeine Didaktik, Fach-
didaktik, Ansätze, didaktische Analyse, Elemen-
tarisierung, Methoden

2.7.2 Selbstverständnis des Religionslehrers, Status
des Faches an öffentlichen Schulen

2.7.3 fachdidaktische Erschließung: Ansätze, Metho-
den, Themenfelder

2.7.4 Methoden: Kognitive, affektive und handlungs-
orientierte Lernformen, Sozialformen, Umgang
mit Medien, Formen der Präsentation und Eva-
luation

3 Durchführung der Prüfung

Es erfolgt eine abschließende fachwissenschaft-
liche Prüfung. Zwei Drittel der Zeit entfällt auf
die Prüfung von Schwerpunkten (vertieftes Wis-
sen und Können wird erwartet), ein Drittel auf
die Prüfung von Grundlagen- und Überblickwis-
sen gemäß Kompetenzen und Studieninhalten
(fundiertes Wissen und Können wird erwartet.
Die Fachdidaktik ist nicht Gegenstand dieser
Prüfung; soweit jedoch ein religionspädagogi-
scher Schwerpunkt gewählt wird, darf dieser
auch fachdidaktische Aspekte enthalten. Der
Vorsitzende ist für die Einhaltung der formalen
und inhaltlichen Vorgaben verantwortlich.

Die Prüfung dauert 60 Minuten. Die Bewerber
wählen in Abstimmung mit ihren Prüfern drei
Schwerpunkte: einen aus den Bereichen Altes
Testament oder Neues Testament, zwei aus
zweien der Bereiche Kirchen-/Christentumsge-
schichte, Systematische Theologie, Religions-
wissenschaft oder Religionspädagogik.

Geschichte

Die Studienabsolventinnen und -absolventen verfügen
über vernetzte Kompetenzen in Fachwissenschaft, Fach-
didaktik und Schulpraxis. Fundiertes Wissen und Können
in den genannten Bereichen der ersten Phase der Lehrer-
bildung sind die Basis für die zweite Phase an den Semi-
naren sowie für die anschließende Phase der Berufsaus-
übung, in der die erworbenen Kompetenzen im Sinne des
lebenslangen Lernens kontinuierlich weiterentwickelt
werden. Der schulische Unterricht erfordert es, die erwor-
benen Kompetenzen schülerbezogen einzusetzen.

Studienvoraussetzungen (können durch Reifezeugnis
nachgewiesen werden)

Latinum, Englisch und eine weitere Fremdsprache (pas-
siv beherrscht)

1 Kompetenzen

Die Studienabsolventen und -absolventinnen

1.1 verfügen über die wissenschaftlichen und ersten
fachdidaktischen Kompetenzen, um Vermitt-
lungs-, Lern- und Bildungsprozesse im Ge-
schichtsunterricht zu initiieren und zu gestalten,

1.2 verfügen über ein strukturiertes Überblicks-
wissen aus allen Epochen, das zentrale Aspekte
der europäischen und der außereuropäischen
sowie der Nationalgeschichte einschließt und
exemplarisch in der Regional- und Landesge-
schichte vertieft wird,

1.3 sind in der Lage, historische Sachverhalte selbst-
ständig zu erarbeiten und zu beurteilen,

1.4 sind vertraut mit den Methoden und Arbeitstech-
niken des Fachs,



1.5 wissen um die Geschichtlichkeit historischer
Grundbegriffe,

1.6 verfügen über klare räumliche und zeitliche Vor-
stellungen,

1.7 sind in der Lage, die wichtigen wissenschaftli-
chen Hilfsmittel als Instrumente der historischen
Recherche kritisch und selbstständig zu verwen-
den,

1.8 kennen wichtige geschichtswissenschaftliche
Forschungsansätze

1.9 können raum-, kulturen- und epochenverglei-
chende Problemstellungen erarbeiten und Trans-
fers herstellen,

1.10 sind in der Lage, das im Studium erworbene
Wissen selbstständig zu erweitern und dem wis-
senschaftlichen Erkenntnisfortschritt des Fachs
entsprechend zu ergänzen,

1.11 können thematische Schwerpunkte setzen, kom-
plexe historische Probleme ordnen und Zusam-
menhänge herstellen

1.12 sind in der Lage, das Wissen um die historische
Prägung der Gegenwart zu vermitteln,

1.13 beherrschen die kritische Auseinandersetzung
sowohl mit historischen Quellen als auch mit
den Ergebnissen historischer Forschung und
können diese vermitteln,

1.14 verfügen über Kriterien zur Beobachtung und
Analyse von Geschichtsunterricht in der Se-
kundarstufe I und II,

1.15 sind in der Lage ziel- und problemorientiert klei-
nere Lerneinheiten für die Sekundarstufe I und
II zu planen,

1.16 verfügen über vertiefte fachwissenschaftliche
Kompetenzen

2 Verbindliche Studieninhalte

2.1 A l l g e m e i n e s

2.1.1 Quellenkunde und Quellenkritik

2.1.2 Methoden und Theorien der Geschichtswissen-
schaft

2.2 A l t e  G e s c h i c h t e

2.2.1 Überblick

2.2.1.1 Überblick über die politischen, wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Entwicklungen in der
Alten Welt

2.2.1.2 Kenntnis grundlegender Quellen, wichtiger For-
schungskontroversen und aktueller Ansätze in
der Forschung

2.2.2 Chronologische Dimension

2.2.2.1 die mykenische Welt, die Dark Ages und das
archaische Griechenland

2.2.2.2 Griechenland in klassischer Zeit

2.2.2.3 Alexander der Große und die Epoche des Helle-
nismus

2.2.2.4 die römische Republik

2.2.2.5 das Imperium Romanum in der Kaiserzeit

2.2.2.6 die Spätantike, die Ausbreitung des Christen-
tums und der Zusammenbruch des weströmi-
schen Reiches in der Völkerwanderungszeit

2.2.3 Systematische Dimension

2.2.3.1 politische Ordnungssysteme und politische Kul-
turen in der Antike

2.2.3.2 soziale und ökonomische Strukturen in der An-
tike

2.2.3.3 kulturelle und religiöse Phänomene im Wandel

2.2.3.4 Lebenswelten in der Antike

2.2.3.5 Wissenskulturen

2.3 M i t t e l a l t e r

2.3.1 Überblick

2.3.1.1 Überblick über die politischen, wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Entwicklungen des Mit-
telalters (5.–15. Jh.)

2.3.1.2 Kenntnis grundlegender Quellen, wichtiger For-
schungskontroversen und aktueller Ansätze in
der Forschung zur mittelalterlichen Geschichte

2.3.2 Chronologische Dimension

2.3.2.1 Frühes Mittelalter: die Ausbildung der früh-
mittelalterlichen Königreiche (Ethnogenesen –
Völkerwanderung, Merowinger) und das karo-
lingische Europa

2.3.2.2 Hochmittelalter: Europa im Zeichen des hege-
monialen Kaisertums (Ottonen, Salier) und das
staufische Imperium

2.3.2.3 Spätmittelalter: europäische Krisen und die Her-
ausbildung der modernen Welt

2.3.3 Systematische Dimension

2.3.3.1 politische Ordnungssysteme und politische Kul-
turen

2.3.3.2 Wirtschaft, Gesellschaft und Alltag

2.3.3.3 Religiosität und Religion

2.3.3.4 Wissenskulturen

2.3.3.5 mittelalterliche Grundlagen Europas in Kunst,
Kultur, Bildung und Wissenschaft

2.4 F r ü h e  N e u z e i t ,  N e u e r e  u n d  N e u e s t e
G e s c h i c h t e

2.4.1 Überblick

2.4.1.1 Überblick über die politischen, wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Entwicklungen der
Frühen Neuzeit (16.–18. Jh.) und der Neueren
und Neuesten Geschichte (19.–20. Jh.)

2.4.1.2 Kenntnis grundlegender Quellen, wichtiger
Forschungskontroversen und aktueller Ansätze
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in der Forschung zur Frühen Neuzeit und zur
Neueren und Neuesten Geschichte

2.4.2 Chronologische Dimension

2.4.2.1 Renaissance und Humanismus, Entdeckungen,
Konfessionsbildung und konfessionelles Zeit-
alter

2.4.2.2 Krieg, politische Ordnung und Gesellschaft in
der Frühen Neuzeit

2.4.2.3 Absolutismus, Aufklärung und Reformen im
18. Jahrhundert

2.4.2.4 Europäische Geschichte im »langen« 19. Jahr-
hundert

2.4.2.5 Erster Weltkrieg und Zwischenkriegszeit in
Europa

2.4.2.6 Nationalsozialismus und Zweiter Weltkrieg

2.4.2.7 deutsche und europäische Geschichte seit 1945

2.4.2.8 Ost-West-Konfrontation und ihre Überwindung,
insbesondere Kalter Krieg, innere Entwicklung
betroffener Länder, globale Dimension, Aufstieg
neuer Mächte

2.4.3 Systematische Dimension

2.4.3.1 Wirtschaft, Gesellschaft und Alltag im Wandel

2.4.3.2 Kulturelle Phänomene im Wandel

2.4.3.3 Politische Ideen und Revolutionen

2.4.3.4 Europäische Expansion bis zum Ende der Kolo-
nialreiche

2.4.3.5 Außereuropäische Geschichte in der Neuzeit

2.5 Ve r t i e f t e  S t u d i e n

2.5.1 selbstständige Erarbeitung wissenschaftlicher
Problemstellungen und Methoden durch Betei-
ligung an forschungsorientierten Lehrveran-
staltungen

2.5.2 vertiefte Kenntnis von Quellen, Forschungsposi-
tionen und historischen Fachbegriffen

2.5.3 problemorientierte und epochenübergreifende
Längsschnitte

2.6 G r u n d l a g e n  d e r  F a c h d i d a k t i k

Die Studieninhalte orientieren sich an den In-
halten und Erfordernissen des Schulpraxis-
semesters und legen ausgewählte theoretische
und praktische Grundlagen für die zweite Phase
der Lehrerbildung an Seminar und Schule.

2.6.1 Aufgaben und Ziele der Fachdidaktik Ge-
schichte und des Geschichtsunterrichts

2.6.2 Prinzipien und Kategorien des Geschichtsunter-
richts

2.6.3 fachspezifische Ziele und Inhalte des aktuellen
Bildungsplans

2.6.4 Unterrichtsformen im Geschichtsunterricht

2.6.5 fachspezifische Methoden und ihre Anwendung
im Geschichtsunterricht der Sekundarstufe I und
II, Einsatz von Medien

2.6.6 Konzeption von Lerneinheiten in der Sekundar-
stufe I und II

3 Durchführung der Prüfung

Es erfolgt eine abschließende fachwissenschaft-
liche mündliche Prüfung. Zwei Drittel der Zeit
entfällt auf die Prüfung von Schwerpunkten
(vertieftes Wissen und Können wird erwartet),
ein Drittel auf die Prüfung von Grundlagen- und
Überblickswissen gemäß Kompetenzen und Stu-
dieninhalten (fundiertes Wissen und Können
wird erwartet); die Fachdidaktik ist nicht Gegen-
stand dieser Prüfung. Der Vorsitzende ist für die
Einhaltung der formalen und inhaltlichen Vorga-
ben verantwortlich.

Die Prüfung dauert 60 Minuten. Die Bewerber
wählen in Abstimmung mit ihren Prüfern vier
Schwerpunkte: einen aus dem Bereich Alte
Geschichte, einen aus dem Bereich Mittelalter,
einen aus dem 16. bis 19. Jahrhundert, einen aus
dem 20. Jahrhundert.

Gesundheit und Gesellschaft (Care)

Die Studienabsolventinnen und -absolventen verfügen
über vernetzte Kompetenzen in Fachwissenschaft, Fach-
didaktik und Schulpraxis. Fundiertes Wissen und Können
in den genannten Bereichen der ersten Phase der Lehrer-
bildung sind die Basis für die zweite Phase an den Se-
minaren sowie für die anschließende Phase der Berufs-
ausübung, in der die erworbenen Kompetenzen im Sinne
des lebenslangen Lernens kontinuierlich weiterentwickelt
werden. Der schulische Unterricht erfordert es, die erwor-
benen Kompetenzen schülerbezogen einzusetzen.

1 Kompetenzen

Die Studienabsolventen und -absolventinnen
kennen die wichtigsten grundlagenbezogenen
und fachdidaktischen Kompetenzen. 

1.1 Grundlagenbezogene Kompetenzen

1.1.1 Sie sind mit den Methoden der empirischen For-
schung (quantitative und qualitative Methoden)
vertraut,

1.1.2 sie kennen die gerontologischen Theorien und
zentrale Befunde (Genetik, Physiologie, Psycho-
logie, Psychiatrie, Soziologie, Sozialpolitikwis-
senschaft) sowie die Mehrdimensionalität von
Entwicklungsprozessen,

1.1.3 sie verfügen über ein strukturiertes Überblicks-
wissen aus der Ernährungs- Gesundheits- Sport-
und Bewegungswissenschaft,

1.1.4 sie kennen die wichtigsten Grundlagen der Phy-
siologie des Alters und bedeutender körperli-



cher, psychischer und psychiatrischer Erkran-
kungen im Alter,

1.1.5 sie verfügen über ein strukturiertes Überblicks-
wissen der Gerontologie,

1.1.6 sie können Rehabilitations- und Veränderungs-
potenziale sowie Fähigkeiten von Ressourcen
im biografischen Kontext beurteilen,

1.1.7 sie kennen zentrale Methoden der Aktivierung
und Rehabilitation,

1.1.8 sie kennen Methoden der Gesundheitsförderung
und Prävention,

1.1.9 sie sind vertraut mit den Grundlagen und For-
men der Leidens- und Sterbensbegleitung,

1.1.10 sie können Pflegeprozesse differenziert wahr-
nehmen und beurteilen,

1.1.11 sie kennen die Grundlagen biografisch orientier-
ter Forschung,

1.1.12 sie haben Kenntnis über Ethik in der Pflege und
entwickeln eine eigene professionelle Haltung,

1.1.13 sie sind vertraut mit den rechtlichen und insti-
tutionellen Grundlagen der Pflege, der Thanato-
logie und Palliativpflege,

1.1.14 sie verfügen über methodische Kenntnisse der
Evaluation und Konzepte der Qualitätsentwick-
lung und Qualitätssicherung sowie des Pflegem-
anagements,

1.1.15 sie kennen die Methoden des Casemanagements

1.2 Fachdidaktische Kompetenzen

1.2.1 Sie haben Einblick in fachdidaktische Konzepte
aller Schularten der beruflichen Schulen in 
der Fachrichtung Gesundheit und Gesellschaft
(Care) und kennen Methoden zum Entwurf von
Unterrichtseinheiten,

1.2.2 sie können Aufgabenstellungen schülergerecht
aufbereiten, in die Erfahrungswelt der Schüle-
rinnen und Schüler übertragen und einen hand-
lungsorientierten Unterricht gestalten,

1.2.3 sie können Curricula vergleichen und zu-
gehörige Unterrichtspläne in attraktive konseku-
tive Unterrichtseinheiten umsetzen,

1.2.4 sie sind mit den einschlägigen Ergebnissen der
Lehr-Lernforschung vertraut und in der Lage,
konzeptionelle Entwürfe vor dem Hintergrund
aktueller Erkenntnisse zu reflektieren

2 Studieninhalte

2.1 Sozial- und verhaltenswissenschaftliche Grund-
lagen

2.2 Grundlagen der Pflegewissenschaft

2.3 Anatomie und Physiologie

2.4 Pathologie, Pharmakologie

2.5 Theorie und Geschichte des Care-Konzepts

2.6 Psychiatrie und Gerontopsychiatrie, Geriatrie
(Grundlagen, Diagnostik, Umgang)

2.7 Gerontologie

2.8 Rechtskunde

2.9 Ernährungswissenschaftliche Grundlagen

2.10 Ethik der Pflege, der Thanatologie und Pallia-
tivpflege

2.11 Gesundheitsförderung und Prävention, Saluto-
genese, Rehabilitation

2.12 kultursensible Pflege

2.13 Stationäre und ambulante Pflege, offene Alten-
arbeit

2.14 Pflege- und Qualitätsmanagement, Casemana-
gement

2.15 Betriebswirtschaftliche Grundlagen der Pflege

2.16 Biografieforschung

2.17 Klassiker der Geistes-, Sozial- und Verhaltens-
wissenschaften

3 Grundlagen der Fachdidaktik

Die Studieninhalte orientieren sich an den In-
halten und Erfordernissen des Schulpraxis-
semesters und legen ausgewählte theoretische
und praktische Grundlagen für die zweite Phase
der Lehrerbildung an Seminar und Schule.

3.1 Lehr-Lernprozesse inklusive Lernvoraussetzun-
gen und Lernschwierigkeiten

3.2 Unterrichtsplanung: Bildungs- und Lernziele;
Auswahlkriterien für Unterrichtsinhalte

3.3 Unterrichtskonzepte für den Unterricht in den
verschiedenen Schularten und -stufen.

4 Durchführung der Prüfung

Das Studium wird beendet mit einer fachwissen-
schaftlichen mündlichen Prüfung. Zwei Drittel
der Prüfungszeit entfallen auf die Prüfung von
Schwerpunkten (vertieftes Wissen und Können),
ein Drittel der Prüfungszeit entfällt auf die Prü-
fung von Grundlagen- und Überblickswissen
gemäß Kompetenzen und Studieninhalten (fun-
diertes Wissen und Können); die Fachdidaktik
ist nicht Gegenstand dieser Prüfung. Der Vor-
sitzende ist für die Einhaltung der formalen 
und inhaltlichen Vorgaben verantwortlich. Die
mündliche Prüfung dauert etwa 60 Minuten. Die
Bewerber wählen in Abstimmung mit ihren Prü-
fern drei Schwerpunktgebiete, je einen aus den
Studiengebieten 2.1/2.2., 2.5/2.9 und 2.13/2.14.
Auf die Schwerpunktgebiete entfallen insgesamt
40 Minuten Prüfungszeit, weitere 20 Minuten
entfallen auf die Prüfung von Grundlagen- und
Überblickswissen.

Nr. 23 GBl. vom 23. Dezember 2009 835



836 GBl. vom 23. Dezember 2009 Nr. 23

Informatik

Die Studienabsolventinnen und -absolventen verfügen
über vernetzte Kompetenzen in Fachwissenschaft, Fach-
didaktik und Schulpraxis. Fundiertes Wissen und Kön-
nen in den genannten Bereichen der ersten Phase der
Lehrerbildung sind die Basis für die zweite Phase an den
Staatlichen Seminaren sowie für die anschließende
Phase der Berufsausübung, in der die erworbenen Kom-
petenzen im Sinne des lebenslangen Lernens kontinuier-
lich weiterentwickelt werden. Der schulische Unterricht
erfordert es, die erworbenen Kompetenzen schülerbezo-
gen einzusetzen.

1 Kompetenzen

Die Studienabsolventen und -absolventinnen
kennen die wichtigsten Inhalte und Methoden
der Informatik, können diese auf allen Stufen
der beruflichen Schulen vermitteln sowie die
Bedeutung und die Auswirkungen der Informa-
tik angemessen darstellen und reflektieren.

1.1 Grundlagenbezogene Kompetenzen

Sie können in fortgeschrittener Weise mit den
mathematischen, logischen, statistischen und
physikalischen Hilfsmitteln, die für die Infor-
matik erforderlich sind, umgehen. Sie können in
abstrakten Modellen denken und beherrschen
konstruktives Vorgehen.

1.1.2 Sie verstehen zentrale Begriffe und Konzepte der
Informatik, wie den des Algorithmus und Rech-
ners, in einer von der technischen Realisierung
unabhängigen, abstrakten Form, um so z. B. die
Grenzen algorithmischer Verfahren und deren
Korrektheit und Effizienz einschätzen zu können.

1.1.3 Sie können Informatik-Probleme formal be-
schreiben, analysieren und strukturieren und
sind in der Lage, Anforderungen an Hard- und
Softwaresysteme in effiziente Lösungen umzu-
setzen und systematisch zu testen.

1.1.4 Sie beherrschen die wichtigsten Algorithmen,
Datenstrukturen und Muster zur Lösung von
Problemen einschließlich zentraler Program-
mierparadigmen. Sie kennen exakte und appro-
ximative Berechnungen, sie kennen Verschlüs-
selungs- und Komprimierungsverfahren sowie
Maßnahmen zur Datensicherheit.

1.2 Anwendungsbezogene Kompetenzen (insbeson-
dere in der Softwaretechnik)

1.2.1 Sie beherrschen mindestens eine Programmier-
sprache, sind mit weiteren Sprachen vertraut und
kennen mindestens ein größeres Informatiksys-
tem gut.

1.2.2 Sie können Probleme so zerlegen und Schnitt-
stellen so definieren, dass die hierfür entwickel-
ten Informatiksysteme wartbar, anpassbar und
zuverlässig sind.

1.2.3 Sie besitzen solide Kenntnisse im Bereich Mo-
dellierung, Software-Architektur und verteilte
Systeme und kennen den Einsatz von Mustern
und Bibliotheken.

1.2.4 Sie können sich in vorhandene Programme ein-
arbeiten. Sie können vorhandene Programm-
elemente sinnvoll nutzen und Systeme im Team
entwickeln.

1.3 Weitere fachliche Kompetenzen

1.3.1 Sie verstehen die Mensch-Maschine-Interaktion,
können gesellschaftliche Auswirkungen der In-
formatik darlegen und kennen die Bedeutung
der Informatik für Ausbildungsprozesse sowie
für die Organisation, Steuerung und Überwa-
chung.

1.3.2 Sie haben Einsicht in die Konzepte und Funk-
tionsweise von Kommunikationssystemen (vor
allem Rechnernetze und webbasierte Anwen-
dungen).

1.4 Fachübergreifende Kompetenzen

1.4.1 Sie können systematisieren, dokumentieren und
Normen einhalten.

1.4.2 Sie besitzen einen Einblick in die geschichtliche
Entwicklung der Informatik.

1.4.3 Sie kennen rechtliche und gesellschaftliche Aus-
wirkungen der Informatik.

1.4.4 Sie können wissenschaftliche Originalarbeiten
exemplarisch bearbeiten und deren Inhalt aufbe-
reiten. Zugleich besitzen sie die Befähigung zu
eigenständiger Weiterbildung und lebenslangem
Lernen.

1.5 Fachdidaktische Kompetenzen

1.5.1 Sie können Bildungsziele der Informatik in den
Bildungsauftrag der beruflichen Schulen einord-
nen.

1.5.2 Sie haben Einblick in fachdidaktische Konzepte
aller Schulstufen der beruflichen Schulen und
kennen Methoden zum Entwurf von Unterrichts-
einheiten.

1.5.3 Sie können Aufgabenstellungen altersgerecht
aufbereiten, in die Erfahrungswelt der Schüle-
rinnen und Schüler übertragen und einen team-
orientierten Unterricht gestalten.

1.5.4 Sie können informatikspezifische Curricula ver-
gleichen und zugehörige Unterrichtspläne in
attraktive konsekutive Unterrichtseinheiten um-
setzen.

1.5.5 Sie sind mit den einschlägigen Ergebnissen der
Lehr-Lernforschung vertraut und in der Lage,
konzeptionelle Entwürfe vor dem Hintergrund
aktueller Erkenntnisse zu reflektieren.

1.5.6 Sie kennen im Informatikunterricht einsetzbare
Werkzeuge und Systeme.



2 Verbindliche Studieninhalte

2.1 Grundlagen der Informatik

2.1.1 Mathematik für Informatiker

2.1.2 Logik, Statistik, vertiefte Kenntnisse aus dem
Bereich diskrete Strukturen

2.1.3 abstrakte Maschinen, insbes. Automaten, for-
male Sprachen, Berechenbarkeit, Komplexität

2.1.4 formale Systeme, insbes. Graphen, Datentypen,
Semantik, Netze

2.1.5 Algorithmen und Datenstrukturen, insbes. Lis-
ten, Stapel, Schlangen, Bäume, Hashing, Verifi-
kation, Effizienz, Implementierung

2.1.6 Programmierung, insbes. Programmierkonzepte,
Programmierparadigmen

2.1.7 Modellierung und grundlegende Prinzipien der
Softwaretechnik

2.1.8 Technische Informatik, insbes. Funktionsprinzi-
pien, Bauelemente, Rechnerstrukturen

2.1.9 für das Fach Informatik spezifische Kenntnisse
und Fertigkeiten im Bereich projektorientierten
Arbeitens

2.2 Informatik der Systeme 

2.2.1 verteilte Systeme und Rechnernetze

2.2.2 Datenbanken und Informationssysteme

2.2.3 Software Engineering

2.2.4 sichere und zuverlässige Systeme

2.2.5 spezielle Themen, z. B. Betriebssysteme, Pro-
grammiersprachen und Übersetzerbau, Rechner-
architektur, Mensch-Maschine-Interaktion, Gra-
phische und Bild verarbeitende Systeme, Modell-
bildung und Simulation, Kognitive Systeme und
Robotik sowie Themen aus der Theoretischen
oder der Technischen Informatik

2.3 Grundlagen der Fachdidaktik

Die Studieninhalte orientieren sich an den Inhal-
ten und Erfordernissen des Schulpraxissemes-
ters und legen ausgewählte theoretische und
praktische Grundlagen für die zweite Phase der
Lehrerbildung an Seminar und Schule.

2.3.1 Bildungsziele der Informatik, Begründung für
den Informatikunterricht, Charakterisierung des
Fachs und fundamentale Ideen, Auswahlkrite-
rien für Unterrichtsinhalte

2.3.2 Unterrichtskonzepte für den Informatikunter-
richt, insbesondere zu den Kernpunkten Model-
lierung, Programmierung, Problemlösung und
Validierung

2.3.3 Lehr-Lernprozesse inklusive Lernvoraussetzun-
gen und Lernschwierigkeiten

2.3.4 Methoden des Informatikunterrichts, insbeson-
dere Auswahl und Einsatz von Werkzeugen,

Projektarbeiten und Vorgehensweisen bei der
Erfolgskontrolle

3 Durchführung der Prüfung

Das Studium wird beendet mit einer fachwissen-
schaftlichen mündlichen Prüfung. Zwei Drittel
der Prüfungszeit entfallen auf die Prüfung von
Schwerpunkten (vertieftes Wissen und Können),
ein Drittel der Prüfungszeit entfällt auf die Prü-
fung von Grundlagen- und Überblickswissen
nach Kompetenzen und Studieninhalten (fun-
diertes Wissen und Können); die Fachdidaktik
ist nicht Gegenstand dieser Prüfung. Der Vorsit-
zende ist für die Einhaltung der formalen und in-
haltlichen Vorgaben verantwortlich.

Die mündliche Prüfung dauert etwa 60 Minuten.
Die Bewerber wählen in Abstimmung mit ihren
Prüfern drei Schwerpunktgebiete, je eines aus
der praktischen, der theoretischen und der tech-
nischen Informatik. Beispiele für Prüfungs-
gebiete aus der praktischen Informatik sind
»Datenbanken und Informationssysteme«, »Pro-
grammiersprachen« oder »Verteiltes Rechnen«;
Bespiele aus der theoretischen Informatik sind
»Algorithmen und Datenstrukturen« oder »Pro-
grammverifikation und formale Semantik«; Bei-
spiele aus der technischen Informatik sind »Ro-
botik« oder »Rechnernetze«. Auf die gewählten
Schwerpunktgebiete entfallen insgesamt 40 Mi-
nuten Prüfungszeit, weitere 20 Minuten ent-
fallen auf die Prüfung von Grundlagen- und
Überblickswissen.

Jüdische Religionslehre

Die Studienabsolventinnen und -absolventen verfügen
über vernetzte Kompetenzen in Fachwissenschaft, Fach-
didaktik und Schulpraxis. Fundiertes Wissen und Kön-
nen in den genannten Bereichen der ersten Phase der
Lehrerbildung sind die Basis für die zweite Phase an 
den Staatlichen Seminaren sowie für die anschließende
Phase der Berufsausübung, in der die erworbenen Kom-
petenzen im Sinne des lebenslangen Lernens kontinuier-
lich weiterentwickelt werden. Der schulische Unterricht
erfordert es, die erworbenen Kompetenzen schülerbezo-
gen einzusetzen.

Studienvoraussetzung

Hebraicum der Hochschule für Jüdische Studien Heidel-
berg

1 Kompetenzen

Die Studienabsolventinnen und -absolventen

1.1 kennen die religiösen Hauptquellen des Juden-
tums auf dem heutigen Stand der Wissenschaft
und besitzen die Fähigkeit, ihre normative Gel-
tung zeitgemäß darzustellen und zu vertreten
(religiöse und wissenschaftliche Kompetenz),
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1.2 können die alten Sprachen des Judentums als
quellenerschließende und identitätsstiftende Me-
dien einsetzen, um den Schülerinnen und Schüler
einen adäquaten Zugang zu den jüdischen Texten
und zum jüdischen Kult und Brauchtum zu ver-
mitteln (sprachliche Kompetenz),

1.3 sind mit den traditionellen Auslegungsmethoden
der jüdischen Quellen vertraut, zugleich kennen
sie die modernen Interpretationen der verschie-
denen Richtungen des Judentums (hermeneuti-
sche Kompetenz),

1.4 kennen die Geschichte des jüdischen Volkes 
und die Tendenzen der jüdischen Historiogra-
phie (historische Kompetenz),

1.5 sind mit der historischen Vielfalt jüdischer Kul-
turen, Lebenswelten und Literaturen vertraut
und verfügen über kultur-, kunst- und literatur-
wissenschaftlichen Instrumente, um sie zu er-
schließen (kulturwissenschaftliche Kompetenz),

1.6 sind in der Lage, aus ihrer Quellenkenntnis und
ihrem historischen und kulturwissenschaftlichen
Wissen ein kohärentes Bild des Judentums zu
entwerfen (systematische Kompetenz),

1.7 können die religiösen Quellen für aktuelle ethi-
sche Probleme und für Fragen aus der Lebens-
welt der Schülerinnen und Schüler fruchtbar
machen (ethische Kompetenz),

1.8 kennen einerseits die emanzipatorischen Poten-
tiale der Religion und andererseits ihre funda-
mentalistischen Gefahren; sie sind imstande,
den absoluten Anspruch des Glaubens mit dem
gesellschaftlichen Pluralismus zu versöhnen
(theologisch-politische Kompetenz),

1.9 kennen die Hauptvollzüge jüdischer Religions-
praxis in den verschiedenen Richtungen des
Judentums (praktische Kompetenz),

1.10 kennen die Hauptströmungen der jüdischen
Pädagogik und sind mit der aktuellen religions-
pädagogischen Forschung vertraut (religions-
pädagogische Kompetenz),

1.11 sind mit den Grundfragen von Religionsunter-
richt und Religionsdidaktik vertraut und kennen
aktuelle didaktische Modelle (fachdidaktische
Kompetenz)

2 Verbindliche Studieninhalte

2.1 Bibel und Jüdische Bibelauslegung

2.1.1 Aufbau, Inhalte und Themen der Hebräischen
Bibel

2.1.2 Bibel in Einleitungswissenschaft und Religions-
geschichte

2.1.3 Textgattungen der Hebräischen Bibel: Rechts-
korpora, Prophetie, Kulttheolgie

2.1.4 jüdische Auslegungstradition (Parshanut) und
deren wichtigste Exponenten (Rabbinerbibel)

2.2 Talmud, Codices und Rabbinische Literatur

2.2.1 Hauptwerke der rabbinischen Literatur: Mishna,
Tosefta, halachische und aggadische Midrashim,
Jerusalemischer und Babylonischer Talmud

2.2.2 Entstehung, Aufbau, Inhalte der rabbinischen
Quellen und ihre Rezeption in den mittelalterli-
chen Codices, Responsen und Kommentaren

2.2.3 rabbinische Hermeneutik und Logik: Ausle-
gungsregeln und Interpretationsprinzipien

2.2.4 rabbinische Rechtskultur und jüdisches Recht

2.3 Geschichte des jüdischen Volkes

2.3.1 Überblick über die wichtigsten Perioden und
Zentren der jüdischen Geschichte und Kulturen
von der Antike bis zur Gegenwart: 1. und 2.
Tempel; rabbinisches und hellenistisches Juden-
tum der Antike; sefardisches und ashkenasisches
Judentum im Mittelalter; West- und Ostjuden-
tum in der Neuzeit, Zionismus und Geschichte
des Staates Israel

2.3.2 Ursachen und Folgen der Judenfeindschaft: Ju-
daeophobie, Antijudaismus, Antisemitismus

2.3.3 religiöse und säkulare Strömungen des moder-
nen Judentums

2.3.4 Ansätze und Richtungen in der jüdischen Ge-
schichtsschreibung

2.4 Jüdische Philosophie und Geistesgeschichte

2.4.1 Geschichte: Epochen der jüdischen Philosophie
und Geistesgeschichte von der Antike bis zur
Gegenwart

2.4.2 Systematik: Theologie, Anthropologie, Ethik
und Geschichtstheologie aus jüdischen Quellen

2.4.3 vertiefte Kenntnisse mindestens zweier Haupt-
werke jüdischer Philosophie jeweils aus dem
Mittelalter und der Moderne

2.4.4 Überblickswissen zur jüdischen Mystik und Spi-
ritualität: Kabbala, Chassidismus

2.5 Jüdische Kulturen

2.5.1 Überblick über die wichtigsten Epochen der jü-
dischen Kunst von der Antike bis zur Gegenwart

2.5.2 Tradition der Bildpädagogik vom Mittelalter bis
in die Neuzeit

2.5.3 Überblick über die hebräischen und jüdischen
Literaturen

2.5.4 Vertiefte Lektüre der Werke jeweils einer/eines
jüdischen Autorin/Autors der Diaspora und Is-
raels

2.6 Praktische Religionslehre

2.6.1 Traditionelles »Lernen« (Limud)

2.6.2 Liturgie (Siddur, Machsor)



2.6.3 Jüdischer Alltag und Lebenszyklus (Halacha
LeMa’asse)

2.6.4 Richtungen des Judentums

2.7 Religionspädagogik

2.7.1 Überblick über die Geschichte der Haupt-
strömungen jüdischer Pädagogik mit vertiefter
Kenntnis eines Klassikers der jüdischen Päda-
gogik, eines Bildungsprogramms, eines Schul-
werks oder eines Lehrerseminars

2.7.2 Kenntnis der traditionellen jüdischen Lernkultur
und der Krise des traditionellen jüdischen Erzie-
hungs- und Bildungswesens in der Moderne

2.7.3 Kenntnis des Verhältnisses von Staat, Schule,
Religionsgemeinschaft und Religionsunterricht

2.7.4 Beherrschung der Systematik des Religions-
unterrichts in Bibel, Midrasch, Talmud, jüdische
Geschichte und Erinnerungskultur, jüdische
Liturgie und Lebensformen

2.7.5 Reflektierter Umgang mit den Bildungsstan-
dards und mit Lehrplänen im Fach Jüdische Re-
ligionslehre

2.7.6 Fertigkeiten im Umgang und in der Entwicklung
mit Lehrmedien

2.8 Grundlagen der Fachdidaktik

Die Studieninhalte orientieren sich an den In-
halten und Erfordernissen des Schulpraxis-
semesters und legen ausgewählte theoretische
und praktische Grundlagen für die zweite Phase
der Lehrerbildung an Seminar und Schule.

2.8.1 Didaktik des Religionsunterrichts der Sekundar-
stufe I, insbesondere Symbol- und Ritualdidak-
tik, Bibel- und Midrashdidaktik, Geschichts-
und Erinnerungsdidaktik

2.8.2 Didaktik des Religionsunterrichts der Sekundar-
stufe II, insbesondere problemorientierter Unter-
richt zur Systematik: Theologie, Anthropologie,
Ethik

3 Durchführung der Prüfung

Es erfolgt eine abschließende fachwissenschaft-
liche mündliche Prüfung. Zwei Drittel der Zeit
entfällt auf die Prüfung von Schwerpunkten
(vertieftes Wissen und Können wird erwartet),
ein Drittel auf die Prüfung von Grundlagen- und
Überblickswissen gemäß Kompetenzen und Stu-
dieninhalten (fundiertes Wissen und Können
wird erwartet). Die Fachdidaktik ist nicht Gegen-
stand dieser Prüfung; soweit jedoch ein religions-
pädagogischer Schwerpunkt gewählt wird, darf
er auch fachdidaktische Aspekte enthalten. Der
Vorsitzende ist für die Einhaltung der formalen
und inhaltlichen Vorgaben verantwortlich.

Die Prüfung dauert 60 Minuten. Die Bewerber
wählen in Abstimmung mit ihren Prüfern drei

Schwerpunkte, einen aus dem Bereich 2.1–2,
einen aus dem Bereich 2.3–5, einen aus dem
Bereich 2.7.

Katholische Theologie 

Die Studienabsolventinnen und -absolventen verfügen
über vernetzte Kompetenzen in Fachwissenschaft, Fach-
didaktik und Schulpraxis. Fundiertes Wissen und Können
in den genannten Bereichen der ersten Phase der Lehrer-
bildung sind die Basis für die zweite Phase an den Semi-
naren sowie für die anschließende Phase der Berufsaus-
übung, in der die erworbenen Kompetenzen im Sinne des
lebenslangen Lernens kontinuierlich weiterentwickelt
werden. Der schulische Unterricht erfordert es, die erwor-
benen Kompetenzen schülerbezogen einzusetzen.

Studienvoraussetzungen (können auch durch Reife-
zeugnis nachgewiesen werden)

Latinum und Graecum oder Griechischkenntnisse, die
ein gutes Verständnis des neutestamentlichen Urtextes
ermöglichen.

1 Kompetenzen

Die Studienabsolventinnen und -absolventen

1.1 können die Eigenart der Theologie als Glau-
benswissenschaft darstellen und argumentativ
vertreten,

1.2 können die staatskirchenrechtlichen Grundlagen
des Religionsunterrichtes argumentativ vertre-
ten,

1.3 beherrschen die spezifischen Methoden der
theologischen Fächergruppen und des wissen-
schaftlichen Arbeitens,

1.4 können unterschiedliche Grundmuster theologi-
scher Argumentation anwenden,

1.5 können die christliche Gottesrede im populär-
kulturellen Kontext transparent und anschluss-
fähig machen,

1.6 können sich konstruktiv mit neuzeitlicher Reli-
gionskritik und mit der Theodizeefrage ausein-
andersetzen,

1.7 können die Deutung der Welt als Schöpfung 
und das christliche Verständnis des Menschen in
einem pluralen Umfeld von Welterfahrung zur
Geltung bringen,

1.8 können die christliche Gottes- und Jesuserfah-
rung in unterschiedlichen Denk- und Sprach-
räumen zur Geltung bringen,

1.9 können theologische Grundaussagen über den
Menschen auf die ethische Urteilsbildung und
auf die Heranbildung von ethischen Grundhal-
tungen beziehen,

1.10 können zu Typen ethischer Normbegründung
und zu wichtigen Gebieten der angewandten
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Ethik im Dialog mit gegenwärtigen Ethikdis-
kursen begründet Stellung nehmen,

1.11 können historische Epochen als Konstruktion be-
schreiben und Struktur und Methoden der
historischen Urteilsbildung am Beispiel nach-
vollziehen,

1.12 können sich mit Anfragen an die reale Gestalt von
Kirche von innen und außen auseinandersetzen,

1.13 wissen um die Neubesinnung der Kirche im 2.Va-
tikanischen Konzil und können diese auf dem
Hintergrund exemplarischer Texte aus den Kon-
zilsdokumenten entfalten,

1.14 können historische und systematische Kennt-
nisse im ökumenischen Dialog zur Geltung brin-
gen,

1.15 sind in einer kritisch-konstruktiven Auseinander-
setzung mit anderen religiösen oder weltanschau-
lichen Positionen und mit der säkularen Gesell-
schaft auskunfts- und dialogfähig,

1.16 können gegen Traditionen und Gegenwartsphä-
nomene des Antisemitismus und der Diffamie-
rung und Diskriminierung religiöser Gruppen ar-
gumentativ vorgehen,

1.17 können Liturgie in für die Schule relevanten For-
men gestalten,

1.18 verfügen über eine fachliche und fachdidaktische
Kompetenz in der biblischen, historischen, syste-
matischen und praktischen Theologie,

1.19 können zentrale religionsdidaktische Ansätze
sach-, schulform- und entwicklungsgerecht auf
den Religionsunterricht beziehen,

1.20 können Lehr-/Lernsituationen kriteriengestützt
beobachten und analysieren,

1.21 kennen und gewichten schul- und religions-
pädagogische Begründungen des Religionsunter-
richts im Verhältnis zu Ethik- und Philosophie-
unterricht und können konfessionell-koopera-
tive, interkulturelle und interreligiöse Konzepte
reflektieren,

1.22 sind in der Lage, eine berufliche Identität als
Religionslehrerin/-lehrer zu gewinnen, indem sie
die eigene Glaubensbiographie mit kirchlichen
Erwartungen, gesellschaftlich-kulturellen Bedin-
gungen und theologischem Wissen in Verbindung
bringen

2 Verbindliche Studieninhalte

2.1 Altes Testament/ Neues Testament

2.1.1 Entstehung, Aufbau und Inhalt der einzelnen bib-
lischen Bücher, der Großabschnitte des Alten und
des Neuen Testaments und der Kanonbildung

2.1.2 vertiefende Exegese eines biblischen Buches
oder eines zentralen Themas

2.1.3 Geschichte Israels

2.1.4 Geschichte, Glaubensvorstellungen und Lebens-
formen des biblischen Judentums

2.1.5 zentrale biblische Gottesbilder und die Entste-
hung des Monotheismus

2.1.6 die Gottesbotschaft des historischen Jesus,
christologische und soteriologische Transforma-
tionen der Gottesrede

2.1.7 Entstehung und Entwicklung der narrativen
Jesusüberlieferung und deren Ausfaltung in die
literarische Vielfalt der Evangelien

2.1.8 theologische Konzepte der Verhältnisbestim-
mung von Kirche und Israel

2.2 Kirchengeschichte

2.2.1 Geschichte und Theologie des Ur- und Früh-
christentums

2.2.2 Geschichte und Theologie der spätantiken
Reichskirche

2.2.3 Christentumsgeschichte des Mittelalters

2.2.4 Christentumsgeschichte der Reformation und
Konfessionalisierung

2.2.5 Christentumsgeschichte der Neuzeit und Zeitge-
schichte

2.3 Philosophie/Fundamentaltheologie

2.3.1 Anliegen, Problemfelder, Grundbegriffe der
Fundamentaltheologie; Modelle des Verhältnis-
ses von Glauben und Wissen, von Offenbarung
und Vernunft

2.3.2 Religionsphilosophie

2.3.3 Philosophische Gotteslehre

2.3.4 Religionskritik und Religionsbegründung

2.3.5 Theodizee und Anthropodizee

2.3.6 philosophische Anthropologie im Diskurs der
Wissenschaften

2.3.7 grundlegende Kenntnisse der Weltreligionen im
interkulturellen und interreligiösen Kontext

2.4 Dogmatik/Ökumenische Theologie

2.4.1 Problemstellungen, Grundbegriffe, Grundzüge
der Dogmatik

2.4.2 Schöpfungstheologie, theologische Anthropo-
logie und Gnadenlehre im Diskurs mit den Na-
turwissenschaften

2.4.3 christliche Trinitätslehre in theologiegeschicht-
licher und systematisch-theologischer Perspek-
tive

2.4.4 zentrale Entwürfe der Christologie und Soterio-
logie

2.4.5 Ekklesiologie

2.4.6 Sakramententheologie

2.4.7 Eschatalogie



2.5 Theologische Ethik/Sozialethik/
Moraltheologie/Christliche Gesellschaftslehre

2.5.1 Problemstellungen, Grundbegriffe, Grundzüge
der Moraltheologie und der Sozialethik

2.5.2 Fundamentalmoral und Fundamentale Sozial-
ethik

2.5.3 exemplarische Vertiefung individualethischer,
beziehungsethischer und sozialethischer Berei-
che der angewandten Ethik

2.6 Kirchenrecht

2.6.1 theologische und philosophische Begründung
und Grundfragen des Kirchenrechts

2.6.2 kirchliches Verfassungsrecht

2.6.3 Grundbegriffe des Verkündigungsrechtes

2.6.4 kirchen- und staatskirchenrechtliche Grundlagen
des Religionsunterrichts

2.7 Liturgiewissenschaft

2.7.1 theologische und anthropologische Grundlagen
der Liturgie

2.7.2 Strukturen und Formen liturgischen Handelns

2.7.3 eucharistische Liturgie und Liturgie der übrigen
Sakramente

2.8 Praktische Theologie/Pastoraltheologie

2.8.1 Martyria und Diakonia im Selbstvollzug der
Kirche

2.8.2 Praxisfelder der Kirche in Auseinandersetzung
mit theologischen Disziplinen und Humanwis-
senschaften

2.9 Religionspädagogik

2.9.1 Grundbegriffe der Religionspädagogik

2.9.2 religions- und entwicklungspsychologische
Theorien religiösen Lernens

2.10 Grundlagen der Fachdidaktik 

Die Studieninhalte orientieren sich an den In-
halten und Erfordernissen des Schulpraxis-
semesters und legen ausgewählte theoretische
und praktische Grundlagen für die zweite Phase
der Lehrerbildung an Seminar und Schule.

2.10.1 Theorien und Modelle der Religionsdidaktik

2.10.2 Methoden der Unterrichtsplanung

2.10.3 Selbstverständnis von Religionslehrerinnen und
-lehrern

2.10.4 theologische, anthropologische und pädagogi-
sche Begründungen von Religionsunterricht

2.10.5 Ansätze konfessionell-kooperativen und interre-
ligiös-kooperativen Religionsunterrichts

3 Durchführung der Prüfung

Es erfolgt eine abschließende fachwissenschaftli-
che mündliche Prüfung. Zwei Drittel der Zeit ent-
fallen auf die Prüfung von Schwerpunkten (ver-

tieftes Wissen und Können wird erwartet), ein
Drittel auf die Prüfung von Grundlagen- und
Überblickswissen gemäß Kompetenzen und Stu-
dieninhalten (fundiertes Wissen und Können
wird erwartet). Die Fachdidaktik ist nicht Gegen-
stand dieser Prüfung; soweit jedoch ein religions-
pädagogischer Schwerpunkt gewählt wird, darf
dieser auch fachdidaktische Aspekte enthalten.
Der Vorsitzende ist für die Einhaltung der forma-
len und Inhaltlichen Vorgaben verantwortlich.

Die Prüfung dauert 60 Minuten. Die Prüflinge
wählen in Absprache mit ihren Prüfern drei
Schwerpunkte aus drei der Fachgebiete 2.1–9,
mit Zustimmung der Prüfer kann einer der
Schwerpunkte auch mehr als ein Fachgebiet
berühren. 2.1 und 2.4 (Altes Testament/Neues
Testament und Dogmatik/Ökumenische Theo-
logie) müssen in jedem Fall vertreten sein.

Mathematik

Die Studienabsolventinnen und -absolventen verfügen
über vernetzte Kompetenzen in Fachwissenschaft, Fach-
didaktik und Schulpraxis. Fundiertes Wissen und Können
in den genannten Bereichen der ersten Phase der Lehrer-
bildung sind die Basis für die zweite Phase an den Staat-
lichen Seminaren sowie für die anschließende Phase der
Berufsausübung, in der die erworbenen Kompetenzen im
Sinne des lebenslangen Lernens kontinuierlich weiter-
entwickelt werden. Der schulische Unterricht erfordert es,
die erworbenen Kompetenzen schülerbezogen einzuset-
zen.

1 Kompetenzen

Die Studienabsolventen und -absolventinnen

1.1 verfügen über fachwissenschaftlich fundierte
mathematikbezogene Reflexions- und Kommuni-
kationskompetenzen, d. h. sie

1.1.1 besitzen ein solides mathematisches Fachwis-
sen, das zur Promotionsfähigkeit qualifiziert,

1.1.2 kennen die mathematischen Begriffe und Kon-
struktionen, die hinter der Schulmathematik ste-
hen und können diese analysieren und vom
höheren Standpunkt aus rechtfertigen,

1.1.3 können mathematische Gebiete durch Angabe
treibender Fragestellungen strukturieren, durch
Querverbindungen vernetzen und Bezüge zur
Schulmathematik herstellen,

1.1.4 können mathematische Sachverhalte adäquat
mündlich und schriftlich darstellen und sich
selbstständig mathematische Inhalte aneignen,

1.1.5 besitzen die Fähigkeit zu schlüssiger Argumen-
tation und exakter Beweisführung und sind in
der Lage, auf Einwände einzugehen,

1.1.6 können Argumentationsketten auf ihre Stichhal-
tigkeit überprüfen, Fehler oder Lücken in ver-
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ständlicher Weise offen legen und Hilfestellung
bei der Korrektur und Präzisierung geben,

1.1.7 kennen Praxisfelder der Mathematik und können
außermathematische Fragestellungen modellie-
ren, angemessene mathematische Methoden zur
Behandlung von Modellen finden und anwenden
sowie die Lösung verständlich vermitteln,

1.1.8 können aufgrund ihrer mathematischen Allge-
meinbildung wesentliche mathematische Bezüge
im Alltag, in öffentlichen Texten und in der All-
tagssprache benennen, verstehen und erklären

1.2 verfügen über fachdidaktische Basiskompeten-
zen, d. h. sie

1.2.1 kennen die Grundlagen des Mathematiklernens
in den Sekundarstufen sowie wichtige fachdi-
daktische Prinzipien und Unterrichtskonzepte
und können diese auf zentrale Inhalte des Ma-
thematikunterrichts anwenden,

1.2.2 kennen wesentliche Grundvorstellungen und
Zugangsweisen für zentrale Inhalte des Mathe-
matikunterrichts,

1.2.3 verfügen über die Fähigkeit zur kritischen Lek-
türe fachdidaktischer Publikationen und können
die Erkenntnisse bei der Unterrichtsplanung um-
setzen,

1.2.4 verfügen über Grunderfahrungen, mathemati-
sche Inhalte schüler- und zugleich fachgerecht
als Lernsequenzen bzw. -moduln zu organisie-
ren, zu gestalten und ihre Entscheidungen zu
vertreten

2 Verbindliche Studieninhalte 

2.1 Analysis

2.1.1 Beweismethoden: Vollständige Induktion, indi-
rekter Beweis

2.1.2 Grenzwertbegriff: Folgen, Reihen, Stetigkeit

2.1.3 reelle und komplexe Zahlen

2.1.4 Differentiation und Integration, Extremwertpro-
bleme

2.1.5 Potenzreihen, Rationale Funktionen, Partial-
bruchzerlegung

2.1.6 elementare Funktionen, insbesondere Expo-
nentialfunktion, Logarithmus, trigonometrische
Funktionen

2.1.7 Topologie des Rn

2.1.8 Differentialrechnung in mehreren Veränderli-
chen

2.1.9 Potenzreihenentwicklung, Taylorformel

2.1.10 Satz über implizite Funktionen, Kurven und
Flächen

2.1.11 Mehrfachintegrale

Differentialgleichungen:

2.1.12 Elementare Differentialgleichungen

2.1.13 lineare Differentialgleichungen

2.1.14 Existenz- und Eindeutigkeit der Lösungen

Funktionentheorie:

2.1.15 reelle und komplexe Differenzierbarkeit

2.1.16 Cauchyscher Integralsatz und Integralformel

2.1.17 Potenzreihenkalkül, Fundamentalsatz der Alge-
bra

2.1.18 Eigenschaften holomorpher Funktionen

2.1.19 Residuensatz, Berechnung von speziellen reellen
Integralen

2.2 Lineare Algebra

2.2.1 Grundbegriffe der Algebra und Mengenlehre

2.2.2 Vektorräume und lineare Abbildungen

2.2.3 Matrizen, Matrixdarstellung linearer Abbildun-
gen

2.2.4 Determinanten, Permutationen

2.2.5 lineare Gleichungssysteme, Gauß-Algorithmus

2.2.6 Euklidische Vektorräume, Längen- und Winkel-
messung

2.2.7 geometrische Abbildungen

2.2.8 Eigenwerte und Eigenvektoren, Normalformen
von Endomorphismen

2.2.9 lineare Ungleichungen, konvexe Polyeder, li-
neare Optimierung

2.3 Algebra und Zahlentheorie

2.3.1 Aufbau des Zahlensystems

2.3.2 Teilbarkeit, Euklidischer Algorithmus, Primzah-
len und Primfaktorzerlegung

2.3.3 elementare Resultate zur Primzahlverteilung

2.3.4 Rechnen mit Restklassen

2.3.5 Bedeutung der Zahlentheorie in der Kryptogra-
phie

2.3.6 Gruppen, Gruppenwirkungen, Symmetrie

2.3.7 Körpertheorie und Konstruktionen mit Zirkel
und Lineal

2.3.8 endliche Körper

2.3.9 Polynomringe und Theorie der Lösung algebrai-
scher Gleichungen in einer Veränderlichen

2.4 Geometrie

2.4.1 Grundlagen der affinen, euklidischen und projek-
tiven Geometrie

2.4.2 Parallel- und Zentralprojektion

2.4.3 Einblicke in eine nichteuklidische Geometrie

2.4.4 Isometriegruppen euklidischer Räume, Platoni-
sche Körper

2.4.5 Eulersche Polyederformel, Eulerzahl

2.4.6 Geometrie der Kegelschnitte



2.5 Numerik

2.5.1 Rechnerarithmetik, Fehleranalyse

2.5.2 iterative Verfahren

2.5.3 Interpolation, numerische Integration

2.5.4 lineare Ausgleichsprobleme

2.6 Stochastik

2.6.1 Wahrscheinlichkeitsraum und Wahrscheinlich-
keitsmaße

2.6.2 elementare Kombinatorik und diskrete Wahr-
scheinlichkeitsräume

2.6.3 bedingte Wahrscheinlichkeit, stochastische Un-
abhängigkeit

2.6.4 wichtige diskrete und stetige Modelle

2.6.5 Zufallsvariable, Verteilung, Erwartungswert, Va-
rianz

2.6.6 Konvergenzbegriffe in der Wahrscheinlichkeits-
theorie

2.6.7 Gesetze großer Zahlen, zentraler Grenzwertsatz

2.6.8 Einführung in Fragestellung und Methoden der
Statistik

2.6.9 Testverfahren

2.7 Grundlagen der Fachdidaktik 

Die Studieninhalte orientieren sich an den In-
halten und Erfordernissen des Schulpraxis-
semesters und legen ausgewählte theoretische
und praktische Grundlagen für die zweite Phase
der Lehrerbildung an Seminar und Schule.

2.7.1 ausgewählte Inhalte der Didaktik der Sekundar-
stufe I aus den Gebieten Zahlbereiche, Algebra,
Geometrie und Stochastik

2.7.2 ausgewählte Inhalte der Didaktik der Sekundar-
stufe II aus den Gebieten Analysis, Lineare Alge-
bra mit Analytischer Geometrie und Stochastik

2.7.3 Grundlagen des Mathematiklernens unter Ein-
bezug fachspezifischer Medien, insbesondere
Software zur Dynamischen Geometrie und zur
Stochastik sowei Computer-Algebra-Systeme

2.7.4 Vernetzung von Teilbereichen der Schulmathe-
matik untereinander und mit der Fachwissen-
schaft

3 Durchführung der Prüfung

Es erfolgt eine abschließende fachwissenschaft-
liche mündliche Prüfung. Zwei Drittel der Prü-
fungszeit entfallen auf die Prüfung von Schwer-
punkten (vertieftes Wissen und Können), ein
Drittel der Prüfungszeit entfällt auf die Prüfung
von Grundlagen- und Überblickswissen gemäß
Kompetenzen und Studieninhalten (fundiertes
Wissen und Können); die Fachdidaktik ist nicht
Gegenstand dieser Prüfung. Der Vorsitzende ist
für die Einhaltung der zeitlichen Vorgaben ver-
antwortlich.

Die mündliche Prüfung dauert etwa 60 Minuten.
Die Bewerber wählen in Abstimmung mit ihren
Prüfern drei Schwerpunktgebiete aus drei ver-
schiedenen der nachfolgenden fünf Teilbereiche
der Mathematik:

1. Analysis

2. Geometrie

3. Algebra oder Zahlentheorie

4. Numerische Mathematik

5. Stochastik

Mathematik-geschichtliche Aspekte werden
nach Möglichkeit in den Prüfungsverlauf einbe-
zogen. Auf die gewählten Schwerpunktgebiete
entfallen insgesamt 40 Minuten Prüfungszeit,
weitere 20 Minuten entfallen auf die Prüfung
von Grundlagen- und Überblickswissen.

Philosophie / Ethik

Die Studienabsolventinnen und -absolventen verfügen
über vernetzte Kompetenzen in Fachwissenschaft, Fach-
didaktik und Schulpraxis. Fundiertes Wissen und Können
in den genannten Bereichen der ersten Phase der Lehrer-
bildung sind die Basis für die zweite Phase an den Semi-
naren sowie für die anschließende Phase der Berufsaus-
übung, in der die erworbenen Kompetenzen im Sinne des
lebenslangen Lernens kontinuierlich weiterentwickelt
werden, jeweils bezogen auf die Schulfächer Philosophie
und Ethik. Der schulische Unterricht erfordert es, die
erworbenen Kompetenzen schülerbezogen einzusetzen.

Studienvoraussetzungen (können auch durch Reife-
zeugnis nachgewiesen werden)

Latinum oder Graecum

1 Kompetenzen: 

Die Studienabsolventinnen und -absolventen

1.1 kennen einschlägige Probleme und Problem-
lösungsversuche auf den Gebieten der theore-
tischen und der praktischen Philosophie, insbe-
sondere der Ethik,

1.2 kennen Grundzüge der Philosophiegeschichte
und verstehen die Rolle der Philosophie fächer-
übergreifend im Kontext der Wissenskulturen,

1.3 verfügen über Kenntnisse, grundlegender philo-
sophischer Werke unter Einbeziehung ihrer
Überlieferunggeschichte,

1.4 kennen unterschiedliche Verfahrensweisen zur
Analyse und Konstruktion von philosophischen
Argumenten und sind in der Lage, sie in den phi-
losophiegeschichtlichen Kontext einzuordnen,
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1.5 kennen unterschiedliche Verfahrensweisen zur
Erschließung wissenschaftlicher und philoso-
phischer Texte und sind in der Lage, deren Stär-
ken und Grenzen kritisch zu reflektieren,

1.6 verstehen es vor diesem Hintergrund, ethisch-
moralisch relevante Phänomene sowie Probleme
der individuellen, der sozialen und der natürli-
chen Lebenswelt differenziert zu reflektieren,

1.7 kennen die Weltreligionen und ihre Geschichte
in Grundzügen,

1.8 kennen grundlegende fachdidaktische Begriffe
und Konzepte,

1.9 können die im Studium des Fachs Philosophie/
Ethik entwickelten inhaltlichen und methodi-
schen Kenntnisse und Kompetenzen im Hinblick
auf Aufgaben beruflicher Bildung, insbesondere
den Philosophie- und Ethikunterricht nutzen,

1.10 überschauen die Problematik der Wertevermitt-
lung und verstehen es, fachspezifische Kennt-
nisse und Kompetenzen auf Prozesse insbe-
sondere der kognitiven und der moralischen
Entwicklung von Kindern und Jugendlichen zu
beziehen,

1.11 können die fachdidaktischen Möglichkeiten und
Probleme von Unterrichtsmedien sachgerecht
einschätzen

2 Verbindliche Studieninhalte

2.1 Theoretische und praktische Philosophie insbe-
sondere Ethik 

2.1.1 Grundpositionen der theoretischen und prakti-
schen Philosophie, insbesondere der normativen
Ethik und der Metaethik

2.1.2 mindestens vier grundlegende Werke aus ver-
schiedenen Epochen (die Epochen Antike/Mit-
telalter 16.–18. Jh., 19.–20. Jh. müssen je einmal
vertreten sein in ihrem philosophiegeschicht-
lichen und kulturellen Kontext

2.1.3 mindestens zwei Arbeitsgebiete des systemati-
schen Philosophierens (wie z. B. Wahrheitstheo-
rien, Erkenntnistheorie, Skeptizismus, Freiheits-
theorien, eudaimonistische Ethik, Utilitarismus,
Vertragstheorien u. a.)

2.1.4 Grundkenntnisse der formalen Logik

2.2 Problemfelder der Ethik

2.2.1 Konzeptionen des guten Lebens

2.2.2 Themen der angewandten Ethik im Horizont
zweier Bereichsethiken unter Berücksichtigung
relevanter Ergebnisse der Einzelwissenschaften

2.3 Religion

2.3.1 Grundzüge der religiösen Inhalte, des religiösen
Lebens und der Geschichte der Weltreligionen,
insbesondere des Christentums

2.3.2 Grundpositionen der Religionsphilosophie

2.4 Grundlagen der Fachdidaktik

Die Studieninhalte orientieren sich an den Inhal-
ten und Erfordernissen des Schulpraxissemes-
ters und legen ausgewählte theoretische und
praktische Grundlagen für die zweite Phase der
Lehrerbildung an Seminar und Schule.

2.4.1 grundlegende fachdidaktische Begriffe und
Konzepte

2.4.2 pädagogisch-philosophische Grundhaltungen

2.4.3 Formen des Denkens: Didaktische Potenziale
der philosophischen bzw. ethischen Methoden,
bezogen auf Themengebiete der Sekundarstufe I
Ethik bzw. der Sekundarstufe I und II Philoso-
phie und Ethik

2.4.4 fachlich-didaktische Erschließung von Themen-
gebieten der Sekundarstufe I Ethik bzw. der Se-
kundarstufe I und II Philosophie und Ethik

2.4.5 fachgerechtes Verständnis des sinnvollen Einsat-
zes von Medien im Philosophie- und Ethikunter-
richt

2.4.6 Interdisziplinarität: Möglichkeiten der Integra-
tion (a) fachfremder Bereiche sowie (b) fremd-
sprachiger Texte in den Philosophie- und Ethik-
unterricht

2.4.7 Interkulturalität: Philosophie- und Ethikunter-
richt als Ort kultureller Integration

3 Durchführung der Prüfung

Es erfolgt eine abschließende fachwissenschaft-
liche mündliche Prüfung. Zwei Drittel der Zeit
entfällt auf die Prüfung von Schwerpunkten
(vertieftes Wissen und Können wird erwartet),
ein Drittel auf die Prüfung von Grundlagen- 
und Überblickswissen gemäß Kompetenzen und
Studieninhalten (fundiertes Wissen und Können
wird erwartet); die Fachdidaktik ist nicht Gegen-
stand dieser Prüfung. Der Vorsitzende ist für 
die Einhaltung der zeitlichen Vorgaben verant-
wortlich.

Die Prüfung dauert 60 Minuten. Die Bewerber
wählen in Abstimmung mit ihren Prüfern drei
Schwerpunkte, einen aus dem Bereich theore-
tische Philosophie, einen aus dem Bereich prak-
tische Philosophie (insbesondere Ethik, Anthro-
pologie oder politische Philosophie) und einen
aus dem Bereich Problemfelder der Ethik oder
aus dem Bereich Religionsphilosophie.

Bei den ersten beiden Bereichen ist jeweils ein
grundlegendes Werk anzugeben, wobei die bei-
den Werke unterschiedlichen Epochen entstam-
men müssen und eines davon in der Moderne/
Gegenwartsphilosophie angesiedelt ist.



Physik

Die Studienabsolventinnen und -absolventen verfügen
über vernetzte Kompetenzen in Fachwissenschaft, Fach-
didaktik und Schulpraxis. Fundiertes Wissen und Können
in den genannten Bereichen der ersten Phase der Lehrer-
bildung sind die Basis für die zweite Phase an den Staatli-
chen Seminaren sowie für die anschließende Phase der
Berufsausübung, in der die erworbenen Kompetenzen im
Sinne des lebenslangen Lernens kontinuierlich weiterent-
wickelt werden. Der schulische Unterricht erfordert es,
die erworbenen Kompetenzen schülerbezogen einzu-
setzen.

1 Kompetenzen

Die Studienabsolventinnen und -absolventen ver-
fügen über grundlegende Kenntnisse und Fähig-
keiten für gezielte und nach wissenschaftlichen
Erkenntnissen gestaltete Vermittlungs-, Lern- und
Bildungsprozesse im Fach Physik. Sie

1.1 verfügen über anschlussfähiges physikalisches
Fachwissen, das es ihnen ermöglicht, Unterrichts-
konzepte und Unterrichtsmedien fachlich zu ge-
stalten, neuere physikalische Forschung in Über-
sichtsdarstellungen zu verfolgen und inhaltlich zu
bewerten, sowie neue Themen in den Unterricht
einzubringen,

1.2 beherrschen die grundlegenden Arbeits- und Er-
kenntnismethoden der Physik und verfügen über
Kenntnisse und Fertigkeiten im Experimentieren
und im Handhaben von (auch schultypischen)
Experimentier- und Messgeräten,

1.3 sind mit grundlegenden Konzepten und Heran-
gehensweisen der theoretischen Physik vertraut,
können in diesem Begriffssystem kommunizieren
und grundlegende Aufgaben lösen,

1.4 verfügen über die Fähigkeit, Fragestellungen der
modernen Physik mit Hilfe physikalischer Mo-
delle differenziert zu beschreiben,

1.5 besitzen detaillierte Kenntnisse über moderne
experimentelle Methoden und können diese
selbstständig zur Untersuchung physikalischer
Phänomene und Sachverhalte einsetzen,

1.6 denken selbstständig über physikalische Frage-
stellungen nach und können dabei die wesentli-
chen Prinzipien der Physik zur Lösung konkreter
Aufgabenstellungen einsetzen,

1.7 kennen die Ideengeschichte ausgewählter physi-
kalischer Theorien und Begriffe sowie den Pro-
zess der Gewinnung physikalischer Erkenntnisse
(Wissen über Physik) und können die gesell-
schaftliche Bedeutung der Physik begründen,

1.8 verfügen über anschlussfähiges fachdidaktisches
Wissen, insbesondere solide Kenntnisse fachdi-
daktischer Konzeptionen, der Ergebnisse physik-
bezogener Lehr-Lern-Forschung, typischer Lern-

schwierigkeiten und Schülervorstellungen in den
Themengebieten des Physikunterrichts, sowie
von Möglichkeiten, Schülerinnen und Schüler
gleichermaßen für das Lernen von Physik zu mo-
tivieren,

1.9 verfügen über erste reflektierte Erfahrungen im
Planen und Gestalten strukturierter Lehrgänge
(Unterrichtseinheiten) sowie im Durchführen von
Unterrichtsstunden,

1.10 sind mit den grundlegenden Begriffen und Me-
thoden der Mathematik zur Beschreibung physi-
kalischer Sachverhalte vertraut,

1.11 haben einen einführenden Überblick in naturwis-
senschaftliche Nachbarfächer, mit dem sie in Pro-
jekten fächerübergreifend arbeiten können

2 Verbindliche Studieninhalte

2.1 Experimentalphysik

2.1.1 Mechanik: Massenpunkt und Systeme von Mas-
senpunkten, Starrer Körper, Drehbewegungen,
Schwingungen und Wellen, Strömungen

2.1.2 Thermodynamik: Temperatur und Energie, Entro-
pie, Hauptsätze, Mischungen, Wärmeleitung,
Wärmekraftmaschinen, Phasenübergänge, kineti-
sche Gastheorie

2.1.3 Optik: Geometrische Optik, Beugung, Interferenz
und Polarisation, Optische Instrumente

2.1.4 Elektrizitätslehre: Elektrische Felder, Coulomb-
gesetz, Magnetfelder, Lorentzkraft, Elektromag-
netische Wellen, einfache und komplexe Strom-
kreise, Elektrische Messverfahren

2.1.5 Atom- und Quantenphysik: Schrödingerglei-
chung, Wellen-Teilchen-Aspekt, Quantenmecha-
nische Zustände, Spektren, Auswahlregeln, Laser

2.1.6 Festkörperphysik: Kristalle, Beugungsmetho-
den, Elektronenleitung, Phononen, Magnetismus,
Halbleiter

2.1.7 Kern- und Teilchenphysik: Kernmodelle, Ele-
mentarteilchen, Beschleuniger, Kernenergie,
Kernfusion

2.1.8 Astrophysik und Kosmologie: Sonne, Sternent-
stehung und -entwicklung, Urknall, schwarze
Löcher

2.2 Theoretische Physik

2.2.1 Theoretische Mechanik: Galilei-Invarianz, Nicht-
Inertial-Systeme, Symmetrie und Invarianz, Kep-
ler-Problem, Lagrange- und Hamilton-Mechanik,
Stabilität und deterministisches Chaos

2.2.2 Elektrodynamik und Relativitätstheorie: Max-
well-Gleichungen, Elektrodynamische Potentiale
und Eich-Invarianz, Magnetische/dielektrische
Materialien, Strahlung, relativistische Raum-
Zeit-Struktur, Maxwell-Theorie als relativistische
Feld-Theorie
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2.2.3 Quantentheorie: Postulate der Quantenmechanik,
Schrödinger- und Heisenberg-Gleichung, Ein-
Teilchen Potential-Modelle, Spin, Mehrteilchen-
Probleme und Tensor-Räume, Messprozess,
Komplementarität, Nichtlokalität

2.2.4 Thermostatistik: Hauptsätze, Thermodynamische
Prozesse und Maschinen, Statistische Gesamthei-
ten, Entropie, Klassische Gase und Quanten-Gase

2.3 Physik im Alltagsbezug

z. B. Anwendungen in Medizin, Sport und Tech-
nik, physikalische Phänomene in der Natur, All-
tagsgeräte, Spielzeug

2.4 Physikalisches Experimentieren

2.4.1 Forschungsorientiertes Experimentieren: Mess-
prinzipien, Messverfahren, Messgeräte aus den
Gebieten: Mechanik, Optik, Elektrizitätslehre,
Wärmelehre, Atomphysik, Physik kondensierter
Körper, Physik im Alltagsbezug

2.4.2 Schulorientiertes Experimentieren: Demonstra-
tionsexperimente, Schülerexperimente, Freihand-
experimente

2.5 Mathematik für Physiker

2.5.1 Analysis: Funktionen mehrerer Veränderlicher,
komplexe Zahlen, Differentialrechnung, Integral-
rechnung, gewöhnliche und partielle Differential-
gleichungen

2.5.2 Lineare Algebra: Vektorräume, Vektoranalysis,
Matrizen und Determinanten, Lineare Glei-
chungssysteme, Elementare Gruppentheorie

2.5.3 Statistik

2.6 Grundlagen der Fachdidaktik

Die Studieninhalte orientieren sich an den Inhal-
ten und Erfordernissen des Schulpraxissemesters
und legen ausgewählte theoretische und prakti-
sche Grundlagen für die zweite Phase der Lehrer-
bildung an Seminar und Schule.

2.6.1 Experimentieren im Physikunterricht (in unter-
schiedlichen Unterrichtsformen)

2.6.2 Computereinsatz im Physikunterricht (Messen,
Simulieren, Modellieren

2.6.3 Fachdidaktische Rekonstruktion von Fachinhalten
der Sekundarstufe I und der Sekundarstufe II (z. B.
Quantenphysik, Atomphysik, Thermostatistik)

2.6.4 Begriffsbildung im Physikunterricht

2.6.5 Modellvorstellungen und Modellbildung im Phy-
sikunterricht

2.6.6 Fachdidaktische Positionen und Ansätze zum
Physikunterricht

2.6.7 Auf Physikunterricht bezogene Lehr-Lern-For-
schung: Lernvoraussetzungen, Lernschwierig-
keiten und Lernprozesse im Physikunterricht,
fachbezogene Präkonzepte von Schülerinnen 

und Schülern, Interessen von Schülerinnen und
Schülern mit Genderaspekten, Heterogenität der
Schülerschaft im Hinblick auf Planung und Durch-
führung von Physikunterricht (HF), Evaluierung
von Physikunterricht

3 Durchführung der Prüfung

Es erfolgt eine abschließende fachwissenschaft-
liche mündliche Prüfung. Zwei Drittel der Prü-
fungszeit entfallen auf die Schwerpunktthemen
(vertieftes Wissen und Können wird erwartet), ein
Drittel auf Grundlagen- und Überblickswissen
gemäß Kompetenzen und Studieninhalten (fun-
diertes Wissen und Können wird erwartet). Die
Fachdidaktik ist nicht Gegenstand der Abschluss-
prüfung. Der Vorsitzende ist für die Einhaltung
der zeitlichen und inhaltlichen Vorgaben verant-
wortlich.

Die Prüfung dauert 60 Minuten. Die Bewerber
wählen in Abstimmung mit ihren Prüfern drei
Schwerpunkte, einen aus dem Bereich Experimen-
talphysik, einen aus dem Bereich Theoretische
Physik, einen aus dem Bereich Physik im Alltags-
bezug.

Politikwissenschaft

Die Studienabsolventinnen und -absolventen verfügen
über vernetzte Kompetenzen in Fachwissenschaft, Fach-
didaktik und Schulpraxis. Fundiertes Wissen und Können
in den genannten Bereichen der ersten Phase der Lehrer-
bildung sind die Basis für die zweite Phase an den Semi-
naren sowie für die anschließende Phase der Berufsaus-
übung, in der die erworbenen Kompetenzen im Sinne des
lebenslangen Lernens kontinuierlich weiterentwickelt
werden. Der schulische Unterricht erfordert es, die erwor-
benen Kompetenzen schülerbezogen einzusetzen.

1 Kompetenzen

Die Studienabsolventinnen und -absolventen

1.1 verfügen über politologisches Fachwissen sowie
über fachspezifische methodisch-analytische
Fähigkeiten, um politische und ökonomische
Frage- und Problemstellungen mit Hilfe geeigne-
ter Ansätze zu analysieren und zu beurteilen,

1.2 können politische Sachverhalte und Probleme in
deren gesellschaftlichen Zusammenhängen und
individuellen Ausprägungen mehrperspektivisch
sowie unter Berücksichtigung unterschiedlicher
Wertorientierungen analysieren und Problemlö-
sungsmöglichkeiten beurteilen,

1.3 können ihr erworbenes Wissen und ihre Fähig-
keiten für die Gestaltung von Bildungsprozessen
bzw. Lehr-/Lernprozessen anwenden und erwei-
tern,

1.4 Insbesondere verfügen die Studienabsolventin-
nen und -absolventen,



1.4.1 über grundlegende Kenntnisse der sozial- und
wirtschaftswissenschaftlichen Methoden,

1.4.2 über Kenntnisse der Strukturen und Funktions-
weisen politischer Systeme in Deutschland und in
anderen Ländern sowie über die unterschiedli-
chen Politikbegriffe und die damit verbundenen
Wertorientierungen,

1.4.3 über Kenntnisse der Geschichte der politischen
Ideen, der politischen Grundbegriffe sowie der
Ansätze der modernen politischen Theorie in ihren
normativen und systematischen Ausrichtungen,

1.4.4 über theoretische und methodische Kenntnisse
der internationalen Beziehungen,

1.4.5 über grundlegende Kenntnisse der Wirtschafts-
politik,

1.4.6 über Grundkenntnisse der didaktisch-methodi-
schen Unterrichtsplanung

2 Verbindliche Studieninhalte

2.1 P o l i t i k w i s s e n s c h a f t

2.1.1 Grundlagen der Politikwissenschaft 

Grundbegriffe der Politikwissenschaft, zentrale
theoretische Ansätze und Teilgebiete, Methoden
und Arbeitstechniken der Politikwissenschaft

2.1.2 Politische Systeme

zentrale Kategorien und theoretische Ansätze der
Analyse politischer Strukturen und Prozesse in
Deutschland und anderen Ländern

2.1.3 Strukturprobleme im internationalen Vergleich

zentrale Kategorien und theoretische Grundlagen
des Sachgebiets, Grundlagen der vergleichenden
Methode, Politikzyklus und Akteursnetzwerke,
politische Problemlösungs- und Steuerungsstrate-
gien in dem jeweiligen Sachgebiet

2.1.4 Politische Theorie

Geschichte politischer Ideen, Grundbegriffe der
politischen Theorie, normative und empirisch-
analytische Theorien der Politik

2.1.5 Internationale Beziehungen

Problemlösung und Konfliktbewältigung in einer
globalisierten Welt, Weltpolitik und Weltwirt-
schaft, die Entwicklung Europas und der Europäi-
schen Union, Internationale und transnationale
Institutionen, Organisationen und Netzwerke,
Außen- und Sicherheitspolitik

2.1.6 Ausgewählte Themen aus Nachbardisziplinen
(Recht oder Geschichte oder Soziologie)

Überblick über Grundfragen des sozialen Wandels
und der Theorien moderner Gesellschaft oder

über die Sozialstruktur der BRD oder

über Grundkategorien des öffentlichen Rechts
oder

über historische Entwicklungen mit Bezug auf
die Gegenwart (Verfassungs-, Parteien, Wirt-
schaft- und Sozialgeschichte) oder

über Methoden der empirischen Sozialwissen-
schaft

2.2 Wi r t s c h a f t s p o l i t i k

Wirtschaftsordnungen, Grundlagen der Wirt-
schaftspolitik, Finanzpolitik, Sozialpolitik und
Vertiefungen in ausgewählten Bereichen

2.3 G r u n d l a g e n  d e r  F a c h d i d a k t i k

Die Studieninhalte orientieren sich an den Inhalten
und Erfordernissen des Schulpraxissemesters und
legen ausgewählte theoretische und praktische
Grundlagen für die zweite Phase der Lehrerbil-
dung an Seminar und Schule. Genuine Aufgaben
und Problemstellungen der Didaktik des politi-
schen Unterrichts, Leitziele politischer Bildung
und ihre Legitimation, Rahmenbedingungen für
den politischen Unterricht an beruflichen Schulen
und Probleme der Politikvermittlung, didaktische
Relevanz von Politikbegriffen, zentrale didak-
tische Prinzipien, exemplarische Hinführung zu
didaktisch-methodisch fundierter Unterrichtspla-
nung, Einsatz von Medien.

3 Durchführung der Prüfung

Es erfolgt eine abschließende fachwissenschaft-
liche mündliche Prüfung. Zwei Drittel der Zeit ent-
fällt auf die Prüfung von Schwerpunkten (vertief-
tes Wissen und Können wird erwartet), ein Drittel
auf die Prüfung von Grundlagen- und Überblicks-
wissen gemäß Kompetenzen und Studieninhalten
(fundiertes Wissen und Können wird erwartet); die
Fachdidaktik ist nicht Gegenstand dieser Prüfung.
Der Vorsitzende ist für die Einhaltung der forma-
len und inhaltlichen Vorgaben verantwortlich.

Die Prüfung dauert 60 Minuten. Die Bewerber
wählen in Abstimmung mit ihren Prüfern zwei
Schwerpunkte im Fach Politik aus den Studien-
inhalten 2.1.2–2.1.5.

Sozialpädagogik/Pädagogik

Studienvoraussetzungen

Hochschulzugangsberechtigung

1 Kompetenzen

Die Studienabsolventinnen und -absolventen

1.1 beherrschen die Techniken wissenschaftlichen
Arbeitens und sind in der Lage pädagogische und
sozialwissenschaftliche Sachverhalte selbststän-
dig zu erarbeiten und zu beurteilen,

1.2 kennen die wichtigen wissenschaftlichen Grund-
lagen und Theorien der Pädagogik und relevanter
Nachbarwissenschaften und können diese ange-
messen in ihrem kommunikativen und interakti-
ven Handeln berücksichtigen und umsetzen,
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1.3 können Bildungs- und Erziehungsverhältnisse
sowie Bildungsprozesse und deren Rahmen-
bedingungen unter historischen, lebensweltli-
chen, gesellschaftlichen und kulturellen Aspek-
ten analysieren, reflektieren und bewerten,

1.4 besitzen einen Überblick über grundlegende
Konzepte und Erhebungsverfahren der qualita-
tiven und quantitativen Bildungs- und Sozial-
forschung und können sozialwissenschaftliche
Methoden anwenden,

1.5 kennen die Handlungs- und Praxisfelder sozial-
pädagogischer Arbeit,

1.6 besitzen vertiefte Kenntnisse von Konzeptionen,
Bildungsplänen und Institutionen der Pädagogik
der frühen Kindheit und des Jugendalters,

1.7 kennen Formen und Methoden der Beratung
verschiedener Zielgruppen,

1.8 besitzen einen Überblick über theoretische, his-
torische und empirische Aspekte der ästhetisch-
kulturellen Bildung im Kindes- und Jugendalter,

1.9 kennen die sozialpolitischen und rechtlichen
Grundlagen sozialpädagogischer Arbeit,

1.10 kennen die entwicklungspsychologischen
Grundlagen frühpädagogischen Handelns

2 Verbindliche Studieninhalte

2.1 Allgemeine Pädagogik

2.2.1 Grundlagen und Grundbegriffe der Erziehungs-
wissenschaft

2.2.2 Erziehung und Bildung im Kontext

2.2.3 Pädagogische Institutionen, Organisationen und
Arbeitsfelder

2.2.4 Erziehungs- und Bildungstheorien im internatio-
nalen Vergleich

2.2 Forschungsmethoden

2.2.1 Methoden der qualitativen und quantitativen
Bildungs- und Sozialforschung

2.2.2 Qualitative und quantitative Datenanalyse

2.3 Sozialpädagogik

2.3.1 Bildungsprozesse und Erziehungsverhältnisse
von der frühen Kindheit bis zum Jugendalter

2.3.2 Pädagogische Beziehungen

2.3.3 Fallbeschreibung und Analyse von Lebenslagen
von Kindern und Familien

2.3.4 Kommunikation und Interaktion mit Kindern
und Eltern

2.3.5 Kooperationsformen zwischen allen am Erzie-
hungsprozess Beteiligten

2.3.6 Beratungsformen und Supervision in unter-
schiedlichen Lebenssituationen und Arbeitsfel-
dern

2.3.7 Konzepte, Bildungspläne und Institutionen der
Pädagogik der frühen Kindheit

2.3.8 Historische und internationale Aspekte der Früh-
pädagogik und Kindheit

2.3.9 Konzepte der Verbindung frühpädagogischer
Theorie und Praxis

2.3.10 Umgang mit Diversität und den Formen der In-
klusion

2.3.11 Ästhetisch-kulturelle Bildung und Medien-
pädagogik

2.3.12 Strukturen der Hilfesysteme

2.3.13 Rechtsgrundlagen sozialer Arbeit

2.4 Psychologie

2.4.1 Entwicklungspsychologie und -bereiche: Wahr-
nehmung, Denken, Sprache, Lernen, Gedächt-
nis, Motivation und Emotion (von der frühen
Kindheit bis zum Alter)

2.4.2 Ausgewählte psychologische Schulen

2.4.2 Psychologische Grundlagen in pädagogischen
Interventionsansätzen

2.4.3 Fallbezogene Analyse und Intervention im so-
zialen Kontext

2.4.4 Pädagogisch-psychologische Aspekte von
Schule und Unterricht

2.4.5 Psychologische Diagnostik sowie systemische
Ansätze

2.5 Fachdidaktik

Die Studieninhalte orientieren sich an den Inhal-
ten und Erfordernissen des Schulpraxissemes-
ters und legen ausgewählte theoretische und
praktische Grundlagen für die zweite Phase der
Lehrerbildung an Seminar und Schule.

2.5.1 Relevante Bildungs- und Lehrpläne

2.5.2 Bildungsziele, didaktische Modelle und Kon-
zepte des sozialpädagogischen Unterrichts

2.5.3 Auswahl und Begründung von Unterrichtsinhal-
ten in verschiedenen Schularten

2.5.4 Unterrichtsplanung und -übungen

2.5.5 Vor- und Nachbereitung des Schulpraktikums

3 Durchführung der abschließenden Prüfung

Es erfolgt eine abschließende fachwissenschaft-
liche mündliche Prüfung. Zwei Drittel der Zeit
entfällt auf die Prüfung von Schwerpunkten
(vertieftes Wissen und Können wird erwartet),
ein Drittel auf die Prüfung von Grundlagen- und
Überblickswissen gemäß Kompetenzen und Stu-
dieninhalten (fundiertes Wissen und Können
wird erwartet); die Fachdidaktik ist nicht Gegen-
stand dieser Prüfung. Der Vorsitzende ist für die
Einhaltung der formalen und inhaltlichen Vorga-
ben verantwortlich.



Die Prüfung dauert 60 Minuten. Die Bewerber
wählen in Abstimmung mit ihren Prüfern zwei
Schwerpunktthemen aus den folgenden vier Be-
reichen: Sozialpädagogik (Kinder- und Jugend-
hilfe oder Analyse der Lebenslagen von Kindern,
Jugendlichen und Erwachsenen oder Fallverste-
hen/Kasuistik), Allgemeine Pädagogik (Grund-
fragen und Grundbegriffe oder Erziehungs- und
Bildungstheorie unter Berücksichtigung histo-
risch beziehungsweise international vergleichen-
der Aspekte oder Erziehung und Bildung im Kon-
text), Pädagogik der frühen Kindheit (Zusam-
menhang von Bildung, Betreuung und Erziehung
oder Vergleich ausgewählter Konzepte der Früh-
pädagogik oder Vergleich von Institutionen und
Programmen), Psychologie (Entwicklungspsy-
chologie oder psychologische Diagnostik sowie
systemische Beratung oder Pädagogische Psy-
chologie). Die verbleibenden 20 Minuten Prü-
fungszeit dienen dazu, die bereits entwickelten
Themenbereiche in ihrer Beziehung zueinander
sowie zu anderen relevanten Fachinhalten zu
reflektieren.

Spanisch 

Die Studienabsolventinnen und -absolventen verfügen
über vernetzte Kompetenzen in der Fremdsprachenpraxis,
der Sprachwissenschaft, der Literaturwissenschaft, den
Landes- und Kulturwissenschaften, der Fachdidaktik und
der Schulpraxis. Fundiertes Wissen und Können in den
genannten Bereichen der ersten Phase der Lehrerbildung
sind die Basis für die zweite Phase an den Seminaren
sowie für die anschließende Phase der Berufsausübung, in
der die erworbenen Kompetenzen im Sinne des lebens-
langen Lernens kontinuierlich weiterentwickelt werden.
Der schulische Fremdsprachenunterricht erfordert, die
erworbenen Kompetenzen schülerbezogen einzusetzen.

Studienvoraussetzungen (können auch durch das Rei-
fezeugnis nachgewiesen werden)

Grundkenntnisse in Latein (Phonologie, Morphologie,
Syntax, Lexik, kulturelles und sprachliches Erbe vor al-
lem in Bezug auf die Romania)

Grundkenntnisse in einer zweiten romanischen Sprache
(Mindestniveau A2 nach dem »Gemeinsamen europäi-
schen Referenzrahmen für Sprachen« – GeR)

1 Kompetenzen

Die Studienabsolventinnen und -absolventen

1.1 verfügen über eine fremdsprachliche Kompe-
tenz, die sich am GeR orientiert und in Einzel-
kompetenzen der Niveaustufe C2 entspricht,

1.2 verfügen über authentische Erfahrungen und
Kenntnisse, die sie möglichst im Rahmen eines
zusammenhängenden mehrmonatigen Aufent-
haltes in Ländern der Zielsprache erworben
haben,

1.3 verfügen über vertieftes, strukturiertes und an-
schlussfähiges Fachwissen in den Teilgebieten
der Sprachwissenschaft, der Literaturwissen-
schaft und der Landes- und Kulturwissenschaf-
ten und können grundlegende Theorien sowie
aktuelle Fragestellungen reflektieren,

1.4 verfügen über Erkenntnis-, Arbeits- und Be-
schreibungsmethoden des Faches,

1.5 kennen und verwenden fachspezifische Arbeits-
mittel,

1.6 können fachliche Fragestellungen und For-
schungsergebnisse reflektiert auch in der Fremd-
sprache darstellen,

1.7 können interdisziplinäre Aspekte erkennen und
beschreiben,

1.8 verfügen über ausbaufähiges Orientierungs-
wissen und Problembewusstsein im Hinblick auf
fremdsprachliche und interkulturelle Lehr- und
Lernprozesse,

1.9 können fachwissenschaftliche Inhalte funktional
mit fachdidaktischen Fragestellungen verbinden
und für die Schulpraxis nutzbar machen

2 Verbindliche Studieninhalte

2.1 S p r a c h p r a x i s

2.1.1 Sprachliche Fertigkeiten

2.1.1.1 Hör- und Hör-/Sehverstehen, Leseverstehen und
Lesestrategien

2.1.1.2 adressatengerechtes monologisches und dialo-
gisches Sprechen in verschiedenen Kommunika-
tionssituationen

2.1.1.3 textsorten- und adressatenbezogenes Schreiben
in verschiedenen Kontexten

2.1.1.4 schriftliche und mündliche Formen der Sprach-
mittlung, auch zur Gewinnung von kontrastiven
Einsichten in Wortschatz, Strukturen und Stil

2.1.2 Sprachliche Mittel

2.1.2.1 Lautbildung und Intonation

2.1.2.2 differenzierter Wortschatz einschließlich Idio-
matik

2.1.2.3 Grammatik: Morphologie und Syntax

2.1.3 Nutzung verschiedener Medien, auch zum eigen-
verantwortlichen Spracherwerb

Sprachpraxis wird insbesondere auch dadurch
erworben, dass Veranstaltungen in der Zielspra-
che stattfinden.

2.2 S p r a c h w i s s e n s c h a f t

2.2.1 grundlegende Theorien und Methoden

2.2.2 grundlegende Bereiche der Sprachwissenschaft:
Phonetik und Phonologie, Orthographie, Mor-
phologie, Syntax, Semantik, Lexik und Prag-
matik
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2.2.3 angewandte Sprachwissenschaft: einzelne
Schwerpunkte wie Psycholinguistik (insbeson-
dere Spracherwerb) und Neurolinguistik

2.2.4 grundlegende Aspekte der Gesamtromania aus
synchronischer und diachronischer Sicht

2.2.5 Varietäten- und Soziolinguistik: Fragen der
präskriptiven Norm; gesprochenes und geschrie-
benes Spanisch, diaphasische und diastratische
Varietäten, diatopische Varietäten (peninsulares
und amerikanisches Spanisch); Fach- und Grup-
pensprachen

2.2.6 Aspekte der Mehrsprachigkeit und des Sprach-
kontakts, Minderheitensprache und Sprach(en)-
politik

2.2.7 Überblick über die zentralen Prozesse der inter-
nen und die wichtigen Phasen der externen
spanischen Sprachgeschichte vom Lateinischen
bis in die Gegenwart sowie über Prinzipien des
Sprachwandels

2.2.8 Kontrastieren des Spanischen mit mindestens
einer weiteren romanischen Sprache, dem La-
teinischen und dem Deutschen unter synchro-
nischem und ggf. diachronischem Aspekt

2.3 L i t e r a t u r w i s s e n s c h a f t

2.3.1 grundlegende Theorien und Methoden

2.3.2 theoriegeleitete Verfahren der Textanalyse und
Textinterpretation

2.3.3 Überblick über die Entwicklung der spanischen
und hispanoamerikanischen Literatur vom Mit-
telalter bis zur Gegenwart, auch aufgrund eige-
ner Lektüre ausgewählter Werke in der Original-
sprache

2.3.4 historische und ästhetische Kontextualisierung
von Autoren, Texten und medialen Ausdrucks-
formen

2.3.5 themenbezogene Analyse und Interpretation von
Literatur unter Berücksichtigung verschiedener
medialer Ausdrucksformen

2.3.6 vertiefte Kenntnisse einzelner Epochen, Gattun-
gen und Autoren von der Renaissance bis zur
Gegenwart, unter besonderer Berücksichtigung
zeitgenössischer Literatur (zwei Gebiete)

2.3.7 Reflexion von Literatur als Element des kultu-
rellen Gedächtnisses, transkultureller Diskurse
sowie der Herausbildung von Identitäten

2.4 L a n d e s -  u n d  K u l t u r w i s s e n s c h a f t e n

2.4.1 fundierte landeskundliche und kulturelle Kennt-
nisse Spaniens und Hispanoamerikas

2.4.2 Reflexion (trans-) kultureller Prozesse und Ent-
wicklungen in Politik, Wirtschaft und Gesell-
schaft unter Berücksichtigung des europäischen
Kontextes und der Globalisierung

2.4.3 Analyse ausgewählter Phänomene des Kultur-
raumes auch aus historischer Perspektive

2.4.4 Analyse der spanischen und hispanoamerikani-
schen Medienkultur und ihrer verschiedenen
Ausdrucksformen

2.4.5 funktional ausgewählte Theorien und Methoden
der Kulturwissenschaften

2.4.6 Gegenstände und Methoden des kulturwissen-
schaftlichen Ländervergleichs

2.5 G r u n d l a g e n  d e r  F a c h d i d a k t i k

2.5.1 Die Studieninhalte orientieren sich an den In-
halten und Erfordernissen des Schulpraxisse-
mesters und legen ausgewählte theoretische und
praktische Grundlagen für die zweite Phase der
Lehrerbildung an Seminar und Schule.

2.5.2 Überblick über grundlegende Theorien und For-
schungserkenntnisse zum Fremdsprachenerwerb
und -lernen

2.5.3 Grundlagen und Ziele der Didaktik und Metho-
dik des kompetenzorientierten und kommunika-
tiven Spanischunterrichts

2.5.4 fremdsprachliches und interkulturelles Lernen
unter Berücksichtigung des »Gemeinsamen
europäischen Referenzrahmen für Sprachen«
(GeR)

2.5.5 Grundlagen der Beobachtung, Planung, Durch-
führung und Reflexion von Spanischunterricht
(Ziele, Inhalte, Unterrichtsformen, Sozialfor-
men, Methoden; Lehr- und Lernmaterialien und
Medien)

2.5.6 Vertiefte Kenntnisse und Reflexion ausgewähl-
ter Aspekte des Spanischunterrichts wie Sprach-
arbeit, Umgang mit Texten, interkulturelles
Lernen, Materialienentwicklung, Verwendung
des Lehrwerks und weiterer Medien, Formen
und Instrumente der Evaluation

3 Durchführung der Prüfung

Es findet eine abschließende fachwissenschaft-
liche mündliche Prüfung statt. Zwei Drittel 
der Prüfungszeit entfallen auf die Prüfung von
Schwerpunkten (vertieftes Wissen und Können
wird erwartet), ein Drittel entfällt auf die Prüfung
von Grundlagen- und Überblickswissen gemäß
Kompetenzen und Studieninhalten (fundiertes
Wissen und Können wird erwartet). Die Fach-
didaktik ist nicht Gegenstand dieser Prüfung. Der
Vorsitzende ist für die Einhaltung der formalen
und inhaltlichen Rahmenvorgaben verantwort-
lich. Die Prüfung erfolgt in spanischer Sprache.

Die Prüfung dauert 60 Minuten. Ein Drittel dieser
Prüfungszeit umfasst die Sprachwissenschaft, ein
Drittel die Literaturwissenschaft und ein Drittel
das Grundlagen- und Überblickswissen. Die



Bewerberinnen und Bewerber wählen in Ab-
stimmung mit ihren Prüferinnen und Prüfern 
in Literatur- und Sprachwissenschaft je zwei
Schwerpunktthemen. In der Sprachwissenschaft
muss mindestens ein gegenwartsbezogenes
Fachgebiet berücksichtigt sein. In der Literatur-
wissenschaft beziehen sich die Schwerpunkt-
themen auf das 16.–21. Jahrhundert, wobei das
20.–21. Jahrhundert berücksichtigt sein muss.
Die Prüfung von Grundlagen- und Überblicks-
wissen sowie die Prüfung der Schwerpunkte 
in Sprach- und Literaturwissenschaft schließen
Fragestellungen aus den Landes- und Kulturwis-
senschaften mit ein.

Sport

Die Studienabsolventinnen und -absolventen verfügen
über vernetzte Kompetenzen in der Fach- und Schul-
praxis, der Fachwissenschaft und der Fachdidaktik. Fun-
diertes Wissen und Können in den genannten Bereichen
der ersten Phase der Lehrerbildung sind die Basis für die
zweite Phase an den Seminaren sowie für die anschlie-
ßende Phase der Berufsausübung, in der die erworbenen
Kompetenzen im Sinne des lebenslangen Lernens kon-
tinuierlich weiterentwickelt werden. Der schulische
Unterricht erfordert es, die erworbenen Kompetenzen
schülerbezogen einzusetzen.

1 Kompetenzen

Die Studienabsolventinnen und -absolventen

1.1 verfügen über die Fähigkeiten, auf der Grundlage
wissenschaftlicher Erkenntnisse gezielte Ver-
mittlungs-, Lern- und Bildungsprozesse im Fach
Sport zu gestalten,

1.2 verfügen über grundlegendes und anschluss-
fähiges sportwissenschaftliches Fachwissen im
Hinblick auf Bildungs-, Erziehungs-, Lern- und
Trainingsprozesse im Sport,

1.3 können Sachverhalte im Zusammenhang mit
Körper, Bewegung, Gesundheit und Sport in ver-
schiedenen Kontexten erfassen, reflektieren und
bewerten sowie deren individuelle und gesell-
schaftliche Relevanz beurteilen und begründen,

1.4 verfügen über analytisch-kritische Reflexions-
fähigkeiten und Methodenkompetenzen im Hin-
blick auf Bewegung und Sport,

1.5 sind fähig, neuere sportwissenschaftliche For-
schungsergebnisse zu verfolgen und diese ad-
ressatengerecht für den Sportunterricht zu er-
schließen,

1.6 beherrschen die grundlegenden Arbeits-, Er-
kenntnis- und diagnostischen Methoden der
Sportwissenschaft,

1.7 sind fähig, Unterrichtskonzepte und -prozesse
fachgerecht zu gestalten und inhaltlich zu beur-
teilen,

1.8 verfügen über grundlegendes und anschluss-
fähiges sportdidaktisches Wissen im Hinblick
auf fachdidaktische Konzeptionen, Vermitt-
lungsmethoden, typische Lernschwierigkeiten,
Ergebnisse der fachbezogenen Unterrichtsfor-
schung und die Berufsrolle des Lehrers,

1.9 verfügen über erste reflektierte Erfahrungen bei
der Planung, Durchführung und Auswertung
von mehrperspektivischem Sportunterricht,

1.10 verfügen über breites sportartspezifisches und
sportartübergreifendes motorisches und metho-
disches Können sowie über fundierte Fähig-
keiten in Bezug auf Hilfs- und Sicherheitsmaß-
nahmen (Sichern und Helfen im Geräteturnen,
Rettungsschwimmen, Erste Hilfe) zur Gestal-
tung von Vermittlungs- und Lernprozessen,

1.11 sind fähig, sportwissenschaftliche Fragen im
Zusammenhang mit dem Schulsport auf der
Basis theoretischer Modelle und empirischer
Forschungsergebnisse vertiefend zu beschreiben
und zu analysieren,

1.12 verfügen über grundlegendes und anschluss-
fähiges motorisches Können und methodische
Fähigkeiten zur Gestaltung von Lernprozessen
im Kontext der aktuellen Kinder- und Jugend-
sport- und Regionalkultur,

1.13 verfügen über Kenntnisse und Fähigkeiten zur
Vermittlung von neuen Sportarten und Bewe-
gungsaktivitäten sowie zur Durchführung von
Exkursionen,

1.14 verfügen über vertieftes motorisches Können und
über schulbezogene Fähigkeiten des Trainierens
und Steuerns von motorischen Leistungen, des
Gestaltens und Präsentierens, des Diagnostizie-
rens und Evaluierens sowie des Vermittelns

2 Verbindliche Studieninhalte

2.1 G r u n d l a g e n  d e r  S p o r t w i s s e n s c h a f t

2.1.1 Bildung und Erziehung

2.1.1.1 Philosophische und historische Grundlagen

2.1.1.2 Grundlagen von Lernen, Bildung, Erziehung
und Sozialisation

2.1.1.3 Bildungs- und Erziehungspotenziale von Bewe-
gung und Sport

2.1.1.4 Kontextbedingungen von Bildungs- und Erzie-
hungsprozessen im Sport

2.1.2 Individuum und Gesellschaft

2.1.2.1 Entwicklung, Lernen und Persönlichkeit

2.1.2.2 Motivation, Emotion und Kognition

2.1.2.3 Entwicklung und Organisationsstrukturen des
Sports

2.1.2.4 Soziale Ungleichheiten, soziale Prozesse und
Sozialisation im Sport
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2.1.3 Bewegung und Training

2.1.3.1 Grundlagen der Bewegungswissenschaft, Bio-
mechanik

2.1.3.2 motorisches Lernen und motorische Entwick-
lung

2.1.3.3 Grundlagen des sportlichen Trainings

2.1.3.4 Theorien und Methoden des sportlichen Trai-
nings

2.1.4 Leistung und Gesundheit

2.1.4.1 Grundlagen der Anatomie und Physiologie

2.1.4.2 Grundlagenwissen über Sportschäden und -ver-
letzungen

2.1.4.3 Diagnostik von Fähigkeiten und Fertigkeiten

2.1.4.4 Grundlagen der Diätetik, Prävention, des Ge-
sundheitsverhaltens und der Gesundheitserzie-
hung

2.2 S p o r t w i s s e n s c h a f t l i c h e  A r b e i t s -
u n d  F o r s c h u n g s m e t h o d e n

2.2.1 Arbeits- und Studientechniken

2.2.2 Grundlagen empirischer Forschungsmethoden
und Statistik

2.3 S p o r t w i s s e n s c h a f t l i c h e  P r o f i l b i l d u n g

2.3.1 ausgewählte theoretische Modelle zur Beschrei-
bung und Analyse sportwissenschaftlicher Pro-
bleme in Sport und Sportunterricht

2.3.2 exemplarische Analyse ausgewählter sportwis-
senschaftlicher Fragen im Hinblick auf das Kin-
des- und Jugendalter

2.3.3 exemplarische Analyse und Beurteilung em-
pirischer und/oder hermeneutischer Studien zu
Sport und Schulsport

2.3.4 exemplarische Konzeption, Durchführung und
Auswertung empirischer Studien

2.4 S p o r t a r t s p e z i f i s c h e  u n d
s p o r t a r t ü b e r g r e i f e n d e  T h e o r i e  
u n d  P r a x i s  d e s  S p o r t s

Die unter 2.4 genannten Studieninhalte müssen
mit mindestens 40 ECTS Punkten zur Anrech-
nung gelangen. Die Fachpraxis muss in enger
Theorie-Praxis-Verknüpfung unterrichtet wer-
den.

2.4.1 Sportartspezifische Theorie und Praxis

Bereich A: Leichtathletik, Gerätturnen, Gym-
nastik /Tanz und Schwimmen

2.4.1.1 schulbezogene Bewegungsfertigkeiten und
Kenntnisse

2.4.1.2 Bewegungsanalyse und Bewegungskorrektur

2.4.1.3 Handlungsfelder und Vermittlungskonzepte (in
Verbindung mit 2.5)

2.4.1.4 schulbezogene Lehr- und Lernstrategien (in Ver-
bindung mit 2.5)

2.4.1.5 Rettungsfähigkeit für den Schwimmunterricht
(Niveau: Deutsches Rettungsschwimmabzei-
chen Silber) sowie Fähigkeiten und Fertigkeiten
situationsgerechter Hilfeleistung und Sicher-
heitsstellung im Geräteturnen

2.4.2 Sportartspezifische Theorie und Praxis

Bereich B: Basketball, Fußball, Handball und
Volleyball

2.4.2.1 schulbezogene Fähigkeiten, Fertigkeiten und
Kenntnisse der sportartspezifischen Technik-
und Taktikelemente

2.4.2.2 Bewegungsanalyse und Bewegungskorrektur

2.4.2.3 Handlungsfelder und Vermittlungskonzepte (in
Verbindung mit 2.5)

2.4.2.4 schulbezogene Lehr- und Lernstrategien (in Ver-
bindung mit 2.5)

2.4.3 Sportartübergreifende Theorie und Praxis

2.4.3.1 Zielgruppen- und kontextspezifische Schulung
der koordinativen und konditionellen Fähig-
keiten, Gesundheit und Fitness

2.4.3.2 sportspielübergreifende Vermittlungskonzepte
und Kleine Spiele

2.4.3.3 Ringen und Kämpfen

2.4.4 Sportartspezifisches Theorie und Praxis 

Bereich C: Neue Sportarten und Bewegungsak-
tivitäten, Wahlsportarten, Exkursionen mit Be-
zug zur aktuellen Kinder- und Jugendsport- oder
Regionalkultur

2.4.4.1 schulbezogene Fähigkeiten, Fertigkeiten und
Kenntnisse der sportartspezifischen Technik-
und ggf. Taktikelemente

2.4.4.2 Handlungsfelder und Vermittlungskonzepte

2.4.4.3 schulbezogene Lehr- und Lernstrategien

2.4.4.4 Bewegungsanalyse und Bewegungskorrektur

2.4.4.5 psycho-soziale Grundlagen der Sportarten sowie
Planung, Durchführung und Auswertung von
Exkursionen

2.4.5 Profilbildung in Theorie und Praxis des Sports

Je eine Sportart aus zweien der Bereiche A, B
oder C 

2.4.5.1 Vertiefung der Fähigkeiten, Fertigkeiten und
Kenntnisse der sportartspezifischen Technik-
und ggf. Taktikelemente

2.4.5.2 Modelle des Trainierens und Steuerns von moto-
rischen Leistungen, des Gestaltens und Präsen-
tierens, des Diagnostizierens und Evaluierens
sowie des Vermittelns

2.5 G r u n d l a g e n  d e r  F a c h d i d a k t i k

Die Studieninhalte orientieren sich an den Inhal-
ten und Erfordernissen des Schulpraxissemes-
ters und legen ausgewählte theoretische und
praktische Grundlagen für die zweite Phase der
Lehrerbildung an Seminar und Schule.



2.5.1 Unterrichten und Erziehen

2.5.1.1 Beobachtung, Planung, Durchführung und Aus-
wertung von Sportunterricht

2.5.1.2 fachdidaktische Konzeptionen und Rahmenbe-
dingungen des Sportunterrichts

2.5.1.3 Handlungsfelder und Vermittlungskonzepte aus
sportartspezifischer Perspektive (Bereiche A und
B, siehe 2.4.)

2.5.1.4 schulbezogene Lehr- und Lernstrategien aus
sportartspezifischer Perspektive (Bereiche A und
B, siehe 2.4.)

2.5.2 Evaluation und Schulentwicklung

2.5.2.1 Grundlagen der Diagnostik und Leistungsbe-
urteilung im Schulsport

2.5.2.2 Grundlagen der Curriculum- und Schulent-
wicklung im Zusammenhang mit Bewegung und
Sport,

2.5.2.3 Handlungsfelder und Vermittlungskonzepte aus
sportartspezifischer Perspektive (Bereiche A und
B, siehe 2.4.)

2.5.2.4 schulbezogene Lehr- und Lernstrategien aus
sportartspezifischer Perspektive (Bereiche A und
B, siehe 2.4.)

3 Durchführung der Prüfungen

3.1 M o d u l p r ü f u n g e n  i n  s p o r t a r t s p e z i -
f i s c h e r  P r a x i s  u n d  T h e o r i e
e i n s c h l i e ß l i c h  P r o f i l b i l d u n g  
( 2 . 4 . 1 ,  2 . 4 . 2 ,  2 . 4 . 4 ,  2 . 4 . 5 )

Die sportartspezifischen Modulprüfungen er-
folgen in den vier Sportarten des Bereiches A
und den vier Sportarten des Bereiches B und zu-
sätzlich in zwei Profilbereichen wahlweise aus
zweien der Bereiche A, B oder C. Sie umfassen
jeweils einen praktischen (Leistung, Demonstra-
tion, zuzüglich Spielleitung in der Profilbildung
des Bereichs B) und einen theoretischen Teil, die
beide bestanden werden müssen (Note mindes-
tens 4,0). Der praktische Teil muss die unter 
3.2 jeweils angegebenen Prüfungseinheiten um-
fassen.

3.2 Modu l t e i lp rü fungen  P rax i s  des  Spor t s

Anforderungen für Studentinnen und Studenten

3.2.1 Module des Bereichs A

3.2.1.1 Gerätturnen

Die Leistung wird durch Kürübungen an min-
destens 4 Geräten geprüft. Die Übungen müssen
Elemente aus den gerätespezifischen Struktur-
gruppen enthalten.

3.2.1.2 Gymnastik/Tanz

Geprüft werden Leistung und Demonstration in
den Bereichen Nachgestalten und Choreogra-
phie mit und ohne Handgerät.

3.2.1.3 Leichtathletik

Geprüft werden Leistung und Demonstration.
Aus jeder der Disziplingruppen Kurzstrecken-
lauf, Mittel- oder Langstreckenlauf, Wurf/Stoß
und Sprung muss eine Disziplin gewählt werden.

3.2.1.4 Schwimmen

Geprüft werden Leistung und Demonstration der
4 Grundschwimmarten.

3.2.2 Module des Bereichs B:

Geprüft werden jeweils Leistung im regelge-
rechten Spiel und Demonstration.

3.2.3 Module der Profilbildung 

3.2.3.1 Profilbildung Bereich A

Gerätturnen

Die Leistung wird durch Kürübungen an min-
destens 3 Geräten geprüft. Die Übungen müssen
Elemente aus den gerätspezifischen Struktur-
gruppen enthalten. 

Gymnastik /Tanz

Geprüft werden Leistung und Demonstration in
mindestens 3 Bereichen

aus den Fachgebieten Gymnastik und Tanz

Leichtathletik

Geprüft wird die Leistung. Aus jeder der Diszi-
plingruppen Kurzstreckenlauf, Lauf, Wurf/Stoß
und Sprung muss mindestens eine Disziplin ge-
wählt werden, die im Grundfach nicht in der
Leistungsprüfung gewählt wurde.

Schwimmen

Geprüft werden Leistung und Demonstration
mindestens im Lagenschwimmen

3.2.3.2 Profilbildung Bereich B

Geprüft werden jeweils Leistung im regelge-
rechten Spiel, Demonstration und Spielleitung.

3.2.3.3 Profilbildung Bereich C

Geprüft werden jeweils Leistung und Demon-
stration.

3.2.4 Bewertung

Die Leistungsanforderungen müssen höher sein
als in der fachpraktischen Abiturprüfung im
Fach Sport in Baden Württemberg gefordert
wird. Es gelten die Wettkampfbestimmungen
der jeweiligen Fachverbände.

3.3 M ü n d l i c h e  S t a a t s p r ü f u n g

Es erfolgt eine abschließende fachwissenschaft-
liche mündliche Prüfung. Zwei Drittel der Zeit
entfällt auf die Prüfung von Schwerpunkten
(vertieftes Wissen und Können wird erwartet),
ein Drittel auf die Prüfung von Grundlagen- und
Überblickswissen gemäß Kompetenzen und Stu-
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dieninhalten (fundiertes Wissen und Können
wird erwartet). Der Vorsitzende ist für die Ein-
haltung der formalen und inhaltlichen Vorgaben
verantwortlich.

Die Prüfung dauert 60 Minuten. Die Bewerber
wählen in Abstimmung mit ihren Prüfern drei
Schwerpunkte, einen aus den Bereichen Bildung
und Erziehung oder Individuum und Gesell-
schaft (2.1.1–2), einen aus den Bereichen Bewe-
gung und Training oder Leistung und Gesund-
heit (2.1.3–4), einen aus den Bereichen 2.1–3.

Anlage B: Bildungswissenschaftliches
Begleitstudium

Die Studienabsolventinnen und -absolventen verfügen
über grundlegende Kompetenzen in Pädagogik und
Pädagogischer Psychologie. Fundiertes Wissen und Kön-
nen in den genannten Bereichen der ersten Phase der
Lehrerbildung sind die Basis für die zweite Phase an den
Seminaren sowie für die anschließende Phase der Berufs-
ausübung, in der die erworbenen Kompetenzen im Sinne
des lebenslangen Lernens kontinuierlich weiterentwickelt
werden. Die schulische Arbeit erfordert es, die erworbe-
nen Kompetenzen schülerbezogen einzusetzen.

1 Kompetenzen

Die Studienabsolventinnen und -absolventen

1.1 Lehren, Lernen, Unterricht

1.1.1 kennen zentrale Aspekte der allgemeinen Didak-
tik und Unterrichtsmethodik,

1.1.2 können Unterricht systematisch beobachten, ana-
lysieren und in seiner Komplexität mithilfe von
Fachbegriffen beschreiben,

1.1.3 kennen grundlegende Konzepte der Entwicklung
und des Lernens,

1.1.4 kennen traditionelle und neuere Konzepte der
Diagnostik und der Leistungsbeurteilung

1.2 Lehrerprofessionalität in der Organisation
Schule

1.2.1 kennen das Spektrum der Tätigkeiten und ihrer
spezifischen Anforderungen und Belastungen im
Lehrerberuf,

1.2.2 kennen grundlegende Aspekte schulischer Kom-
munikation und Interaktion sowie ihrer struktu-
rellen Bedingungen,

1.2.3 kennen schultheoretische Konzepte und die Funk-
tionen von Schule im gesellschaftlichen Kontext

1.3 Bildungstheoretische und historische Grundlagen
des Lehrberufs

1.3.1 kennen Konzepte der Entwicklung von Schule im
sozialen und gesellschaftlichen Umfeld,

1.3.2 kennen für den Lehrberuf grundlegende Bil-
dungstheorien,

1.3.3 kennen schulgeschichtliche Entwicklungspro-
zesse,

1.3.4 können pädagogische Praxis vor dem Hinter-
grund erziehungswissenschaftlicher Theorie re-
flektieren und beurteilen

2 Studieninhalte

2.1 Lehren, Lernen, Unterricht

2.1.1 Grundbegriffe der Didaktik und Methodik, didak-
tische Modelle und Prinzipien, Unterrichtsmetho-
den, Formen der inneren Differenzierung

2.1.2 Forschungsergebnisse zur Unterrichtsqualität

2.1.3 entwicklungs-, motivations- und lernpsychologi-
sche Grundlagen des Lernens und Lehrens

2.1.4 Grundlagen der pädagogisch-psychologischen
Diagnostik, Lernentwicklung, Lernförderung

2.1.5 Funktionen, Formen und Qualitätskriterien schu-
lischer Leistungsbeurteilung

2.2 Lehrerprofessionalität in der Organisation Schule

2.2.1 Schule als soziales System

2.2.2 Gestaltung von Bildungs- und Erziehungspro-
zessen

2.2.3 berufsbiografische Entwicklung im Arbeitsfeld
Schule

2.2.4 Konzepte der Beschreibung und Analyse von
Kommunikation und Interaktion

2.2.5 Theorie der Schule, äußere Differenzierung,
Schulformen und Schularten in historischer und
international vergleichender Perspektive, Frage-
stellungen und Methoden der Schul- und Unter-
richtsforschung

2.3 Bildungstheoretische und historische Grundlagen
des Lehrberufs

2.3.1 ausgewählte bildungstheoretische Ansätze

2.3.2 anthropologische und sozialisationstheoretische
Grundlagen

2.3.3 ausgewählte Unterrichts- und Schulkonzepte

Anlage C: Berufspädagogik

(Konzepte und System beruflicher Bildung)

Die Studienabsolventinnen und -absolventen verfügen
über grundlegende Kompetenzen in Berufspädagogik
und fundiertes Wissen über den Aufbau und die Struktur
beruflicher Schulen.



1 Kompetenzen

Die Studienabsolventinnen und -absolventen

1.1 kennen die Geschichte der beruflichen Bildung,

1.2 sind vertraut mit der Komplexität und Heterogenität
beruflicher Schulen,

1.3 kennen die rechtlichen und institutionellen Struktu-
ren der beruflichen Bildung,

1.4 kennen den Bildungsauftrag beruflicher Schulen

2 Studieninhalte

2.1 Geschichte der beruflichen Bildung

2.2 Stellung und Aufgabe beruflicher Bildung im
Schul- und Gesellschaftssystem

2.3 Aufbau und Struktur von Institutionen der berufli-
chen Bildung

2.4 Forschungsmethoden und -ergebnisse zur berufli-
chen Bildung

2.5 Aktuelle Entwicklungen in der beruflichen Bildung
(neue bildungstheoretische und bildungspolitische
Ansätze, neue Berufe, Weiterentwicklungen u. a.)

Anlage D:
Personale Kompetenz (PK)

Die PK soll es den Studierenden des höheren Lehramts
an beruflichen Schulen ermöglichen, ihre personalen
Kompetenzen für den Beruf als Lehrkraft weiterzuent-
wickeln, dazu gehören vor allem die Selbstkompetenz,
die Sozialkompetenz und die Handlungskompetenz.
Anerkannt werden Module, die sich in folgendem inhalt-
lichen Rahmen bewegen:

– Selbstbewusstsein, Durchsetzungsvermögen, Lehrer-
gesundheit, Sprechen und Stimme, Haltung und Auf-
treten,

– Gesprächskompetenz, interkulturelle Kompetenz, Em-
pathie, wertschätzendes Verhalten, Offenheit, Moti-
vieren, Teamarbeit,

– Umgang mit Belastungen, Umgang mit Erfolgen 
und Misserfolgen, Bereitschaft zur Übernahme von
Verantwortung, Zeitmanagement, Arbeitsorganisation,
Konfliktmanagement, Feedbackkultur
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